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Aus Fehlern lernen:
Aufbruch in eine
postpandemische Zukunft

Ein Gespenst geht um in der Welt — das Gespenst der Pandemie: Corona.
Interessiert mich das? Ich bin geimpft. Ich werde bald geimpft. Ich lasse
mich nicht impfen, ich brauche nicht geimpft zu werden. Ich will mein ge-
klautes Leben zuriick! Durchhalten! Durchkommen! So lautet die Devise.

Danach werden wir tanzen, feiern, schmausen, reisen, Hinde schiitteln,
saunieren, frei atmen, tief atmen, prusten, gemeinsam lachen, unbedarft
husten, fliegen, schwimmen, lieben und leben. Wir werden entspannt
shoppen, gechillt in Kneipen sitzen, Theater genieflen, Konzerten lau-
schen, in Museen staunen, in Gotteshiusern Zuversicht suchen, vor Kinos
in der Schlange stehen, in Fuflballstadien oder Sporthallen mit Freunden
bangen und feiern, uns verlieren und mal wieder verliebt sein.

Wenn nach der letzten Coronawelle die erste Gier nach Leben und Mit-
einander gestillt ist, der Reiselust, Partys und guter Gastronomie gefront
wurde, wird sich Erniichterung breitmachen. Denken ist angesagt.

Manch ein Horizont hat sich erweitert, Unaussprechbares ist zum All-
tag geworden. Die Entdeckung der Langsamkeit fithrte zu neuen Ent-
deckungen im Leben. Hier und dort wurde Entfernung wirklich zu
Nihe. Lieb gewonnene Gewohnheiten mussten aufgegeben werden, und
Wahrheiten wurden iiberholt. Arbeitsperspektiven haben sich verindert.
Das Leben ebenso. Man hat manch guten Freund besser kennengelernt —
nicht immer nur zum Besten. Fliegen und Reisen werden fiir lange Zeit
anstrengender und weniger sorgenfrei. Personliche Kontakte und Mobili-
tit werden zwar wieder leichter. Nur nicht iiberall. Doch fast iiberall mit
Einschrinkungen.

Es besteht die Gefahr, dass die Krise neben einer kleinen Schar an
Gewinnern eine grofle Mehrheit an Verlierern schafft. Hier und anderswo.
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Und 2024, wenn die meisten Einschrinkungen tiberwunden und die Auf-
riumarbeiten abgeschlossen sind, wissen wir es definitiv. Es gibt kein Leben
nach, es gibt nur ein Leben mit Corona.

Viele Jahre wird es dauern, bis die Mehrheit der Weltbevélkerung ge-
impft ist. Dann werden wir feststellen, dass die Menschheit keine Herde
ist und die erhoffte Immunisierung nicht zwangsliufig eintritt. Dass
immer wieder Coronamutationen auftreten, die errungene Impferfolge
und unsere Gesundheit erneut bedrohen.

Die Lebensweisheit von Marcel Proust, dass die wahren Paradiese
immer die vergangenen sind, weshalb man sie wiederfinden miisse, trigt
bei Corona nicht. Wir konnen nicht zum Normalen zuriick. Denn das
Normale war — das Problem. Zeit also zu iiberlegen, wie wir nach der
Pandemie leben wollen.

Der Zeitpunkt dafiir ist nicht schlecht gewihlt.

Die Coronakrise wird hiufig als Zeitenwende, als epochales Ereignis
mit weitreichenden Wirkungen beschrieben. Und von vielen genau so
wahrgenommen. Der Historiker Reinhart Koselleck hat einmal darauf
hingewiesen, dass Krisen als kontingente Situationen und als soziale Pro-
zesse zu verstehen sind, in welchen sich Konflikte intensivieren und soziale,
okonomische, kulturelle und politische Gemengelagen erschiittert, auf-
gebrochen und neue Konstellationen hervorgebracht werden. Oder aber
sich Bestehendes verhirtet. Krisen sind also historische Ausnahmesitua-
tionen, in denen ein frisches Handeln gegen die tradierten gesellschaftli-
chen Prinzipien und die daraus emanierenden Handlungsimperative nicht
garantiert werden kann, aber auch nicht unméglich ist. Krisen sind Weg-
gabelungen, von denen héchst unterschiedliche Pfade gesellschaftlicher
Entwicklung abzweigen konnen. Die Pandemie stellt einen ebensolchen
Ausnahmezustand dar.

Zwei Wege leuchten am Ende des Tunnels besonders hell: Entweder
wir vergessen die Verwerfungen vor Corona, iiberhéhen den vorpande-
mischen Zustand als gelungene und gute Normalitit, wollen das Rad —
manche recht weit — zuriickdrehen und setzen ganz auf Restauration. Fiir
die vielen, denen es vor Corona gut ging beziehungsweise die erst durch
Covid-19 merkten, wie gut es ihnen ging, ist das eine ebenso verstindliche
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wie attraktive Perspektive. Doch sie ignorieren, dass es gar keinen post-
pandemischen Zustand geben kann, der unserer Gesellschaft vor Corona
gleicht.

Nach der Pandemie ist nicht das Ende der Krise. Vermutlich stehen wir
eher am Ende ihres Anfangs.

Fallen wir in alte Muster zuriick, werden bald wieder Sparpolitiken
vorherrschen und Austeritit diktiert. Das fithrt zu sozialem Kahlschlag,
der morgen weltweit mehr Menschen zu téten droht als Covid-19 heute.
Die Gesundheitsversorgung wird zunechmend vom Geldbeutel abhingen,
Bildung, Betreuung und Pflege werden weiter ausgelaugt. Extremwetter
werden immer mehr Opfer fordern, und unser Gemeinwesen wird immer
weniger Schutz und Zukunft bieten. Dann wird die erschopfte Gemein-
schaft eines Tages zerbroseln. Manche/r Populist*in reibt sich bei dieser
Aussicht schon die Hinde. Wenn sich darauf eine weitere Pandemie — oder
der Klimawandel, der uns jetzt schon mit Jahrhundertfluten, Waldbrin-
den und Hitzeglocken klarmacht, was er fiir uns bereithilt — iiber die
letzten Reste von Menschlichkeit hermacht, ist es wenig wahrscheinlich,
dass unsere Kinder ein weiteres Mal verschont werden.

Seitdem das Hamsterrad des Alltags fiir viele langsamer rotiert und
fir manche ganz stillsteht, wissen wir besser, was wir fiir das gute Leben
brauchen. Was uns fehlt und was wir zu wenig gewiirdigt haben. Wollen
wir die vor Covid-19 existierenden wirtschaftlichen Probleme, die sozialen
Zerkliiftungen, die Umweltbelastungen und die politischen Schieflagen
wirklich noch vertiefen und verschirfen?

Der zweite Weg beginnt schmaler, ist anfangs holpriger, endet aber nicht
an einem Abgrund. Dank Corona hat er an Konturen gewonnen und ist
auch im Dunkeln sichtbar. Covid-19 fordert uns auf, unser Zusammenle-
ben neu auszubuchstabieren. Und gibt uns Orientierungen, wohin dieser
Weg gehen konnte. Corona ist nicht nur ein Virus, das totet. Es ist auch
ein sozialer Marker, da es besonders dort gut gedeiht, wo Misere herrscht.
Es lehrt uns, was wirklich »systemrelevant« ist: unser Gemeinwohl. Und
das stirken wir nicht durch den Ruf nach einem starken Staat. Gemein-
wohl fiir alle betrifft uns alle, fordert uns alle, unterstiitzt und schiitzt uns
alle. Heutige und Morgige. Wir haben durch Corona erfahren, dass das
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Undenkbare méglich ist. Eine Gesellschaft, in der das Wort »Solidaritit«
nicht mehr riickwirtsgewandt und hohl klingt, sondern ernst gemeint ist.
In der die Verletzlichen von heute — die Alten, Schwachen und Armen —
genauso viel Unterstiitzung erfahren wie die Vulnerablen von morgen —
also unsere Kinder und Kindeskinder.

Wir brauchen jetzt wirksame 6ffentliche Infrastrukcuren, die biirgernah
und durch Mitbestimmung geprigt sind. Und eine Wirtschaft, in der sich
Leistung, Eigeninitiative, Talent, Kreativitit und Nachhaltigkeit lohnen
und die Maxime nicht linger lautet: »Wer hat, dem wird gegeben.« Eine
solche Vision kann nur iiberzeugen, wenn sie personliche Freiheiten res-
pektiert, diese aber durch gleiche Teilhabe aller erreichen will. Wenn sie
Vorschlige entwickelt, bei der individuelles Wohlbefinden und kollektive
Anerkennung nicht auf Kosten der heutigen oder nichsten Generation
gehen. Es gilt darum, Gemeinschaft herzustellen, ohne auf Ausschluss
und Diskriminierung Zu setzen.

Es geht um Zukunft stact um Herkunft!

Natiirlich ist das ein schwieriges Vorhaben. Das pandemische Manifest
leuchtet es aus. Dafiir wurde Hilfe von verschiedenen Seiten geholt.

Zum einen lehrt uns Corona, dass man eine Krise, die mit Naturgewal-
ten umgehen muss, nicht allein mit Naturwissenschaften 16sen kann. Kon-
kret: Wenn man Pandemien verstehen und verhindern will, muss man
in die Strategien der Virolog*innen die wirtschaftlichen und sozialen
Triebkrifte integrieren. Dies hat zu wenig stattgefunden, und das hat die
Krise verschirft. So setzt die Politik auf frithzeitige Erkennung und Ein-
dimmung durch die jeweiligen Nationalstaaten, die Wissenschaft bemiiht
sich um bessere Prognostik und Diagnostik; alle hoffen auf die Impfung.
Wir starren auf Inzidenzkurven und Impfquoten wie das Kaninchen auf
die Schlange und wundern uns, dass wir damit allein das Virus nicht ver-
scheuchen.

Hier muss an den berithmten Satz Rudolf Virchows erinnert werden,
dass Medizin eine soziale Wissenschaft zu sein haben. Das Krankheits-
geschehen ldsst sich nicht verstehen ohne die gesellschaftliche Einbettung,
eine Pandemie ohne Gemeinschaft ldsst sich nicht effektiv bekdmpfen.
Wer das nicht begreift, hat schon verloren.

Aus Fehlern lernen: Aufbruch in eine postpandemische Zukunft
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Diese Erkenntnis trifft auf alle Herausforderungen der Zukunft zu:
Nach der Pandemie steht der Klimawandel vor der Tiir. Sein Klopfen
ist schon heute nicht mehr zu iiberhoren. Auch dem kann man nicht
nur naturwissenschaftlich oder technologisch begegnen, es braucht das
Soziale.

Gegen Klimawandel kann man nicht impfen!

Zum anderen sind seit der Pandemie eine Menge Verschwérungsmy-
then, Geheimlehren, Irrglauben, aber auch falsche Wahrheiten im Umlauf,
die uns beirren und uns vom Weg abkommen lassen wollen. Der Sozio-
loge Norbert Elias hat uns gelehrt, dass es die Aufgabe der Wissenschaften
sei, solche Mythen zu jagen. Das ist der Leitgedanke des pandemischen
Manifests. Es macht Jagd auf die neun groffiten Mythen dieser Krise und
auf kleinere Trugbilder, die sie in grofSer Anzahl begleiten.

Mythen zu jagen bedeutet nicht, neue Gebote aufzustellen. Nicht mit
erhobenem Zeigefinger, Vernunft und Besserwissen, mit Moralpredigten,
offentlicher Empérung oder propagierter Betroffenheit wird vorangegan-
gen. Vielmehr wird entriimpelt und Platz geschaffen. Jeder neue Schrite
beginnt mit einer chrlichen Bestandsaufnahme. Und endet mit frischen
Ideen und kreativen Vorschligen. Der Raum fiir ein neues Leitbild soll
entstehen.

Ein Leitbild, das ganz bewusst unfertig ist. Das aus dem Wissen kommt,
dass wir ein neues Verstindnis von Nachhaltigkeit und Wohlbefinden
brauchen. Welches im Alltag gefiihlt und gewollt ist. Ein Entwurf, der im
Gesprich, auf der Arbeit, in der Familie, im Leben diskutiert, kritisiert,
gepriesen, verbessert, also weitergedacht und weitergetragen werden kann.
Der mit dem Konzept des Zeitwohlstands Farbe bekennt und an Schirfe
gewinnt.

Zeitwohlstand als eine Allianz des Gemeinsamen. Fiir ein gutes Leben
fiir alle.

Begeben wir uns auf eine Reise voller neuer Ein- und Aussichten! Auf
einen Weg, der nicht von religidsem Dréhnen, von Aufstinden, Zusam-
menbriichen oder Revolutionen begleitet wird. Sie aber verhindern kann.

Aus Fehlern lernen: Aufbruch in eine postpandemische Zukunft
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Mythos #1

Coronaist ein Gleichmacher

So manche/r sah zu Pandemiebeginn ein neues Gemeinschaftsgefiihl her-
aufzichen. Das Empfinden der Verwundbarkeit jeder/s Einzelnen, also
die Erfahrbarkeit eines kollektiven »Gefdhrdungsschicksals«, sollte eine
neue Solidaritit begriinden, die nicht wie in fritheren Zeiten aus dem
Kampf der Benachteiligten entsteht, sondern aus der wechselseitigen Hilfe
von Gleich zu Gleich erwichst. Diese Interpretation beruhte auf dem Irr-
glauben, dass vor Corona alle gleich gewesen seien. Das Virus kennt kei-
nen Stand, kein Geschlecht, keine Herkunft. Es agiert demokratisch. Der
deutsche Soziologe Ulrich Beck hatte so etwas schon vor iiber 30 Jahren
vom Smog behauptet. Was aber fiir die mittelalterliche Pest noch zutraf
und zu einer epochalen Verinderung der Arbeits- und Einkommensver-
halenisse fiihrte, ist fiir Covid-19 vielfiltig widerlegt. Zwar hatte der inter-
nationale Jetset keinen geringen Anteil an der globalen Verbreitung des
Virus und musste anfangs selbst Opfer verzeichnen, die ihn aufschreckten.
Doch mittlerweile greifen die Privilegien und eingespielten Abschottungs-
mechanismen der Reichen und Schénen auch gegen Corona. Und falls sie
doch einmal versagen sollten, muss nicht um Intensivbetten und Sauer-
stoffflaschen gebuhlt werden.

In der Zwischenzeit wird kriftig weiterverdient. Die Coronakrise hat
viele Superreiche rund um den Globus noch reicher gemacht. Die globale
Nothilfe- und Entwicklungsorganisation Oxfam zihlte auf, dass die zehn
reichsten Menschen der Welt ihr Vermégen zwischen Februar 2019 und
Anfang 2021 trotz Pandemie um fast eine halbe Billion US-Dollar stei-
gern konnten. Allein von diesem Gewinn konnte man Covid-Impfungen
fir die gesamte Menschheit bezahlen. Der jihrlich erstellte World Wealth
Report des Beratungsunternehmens Capgemini kommt zu dhnlichen

Corona ist ein Gleichmacher

13



Ergebnissen. Danach wurde 2021 erstmals die Marke von 20 Millionen
Millionir*innen weltweit tiberschritten: Die Zahl der Menschen, die {iber
ein anlagefihiges Vermdgen von mindestens einer Million US-Dollar ver-
fugen, stieg bis 2021 um 6,3 Prozent. Capgemini rechnete vor, dass das
Vermégen dieser Milliondr*innen knapp 8o Billionen US-Dollar betrug.
Diese Summe entspricht fast dem jihrlichen Weltbruttoinlandsprodukt.
Anders gerechnet: Wiirden sich diese Superreichen entschlieflen, die
Staatsschulden der USA und Deutschlands zu begleichen, blieben ihnen
immer noch so Billionen US-Dollar fiir ein gutes Leben tibrig. Geld genug,
damit sie auch in Zukunft mit ihren »Gadgets« ins Weltall fliegen kénnen.

Auf der anderen Seite nimmt die Armut weltweit zu. UN-Schitzungen
zufolge waren im ersten Coronajahr mehr als 800 Millionen Menschen
untererndhrt — knapp ein Zehntel der Weltbevolkerung. Bis Ende 2020
starben jeden Tag mindestens 6.000 Menschen an durch die Folgen der
Coronakrise hervorgerufenem Hunger. Der Anteil der extremen Armut,
also der »Habenichtse«, die tiglich um ihr Uberleben kimpfen miissen,
wird sich nach Berichten der Vereinten Nationen allein 2021 fast verdop-
peln. Nach Angaben der Internationalen Arbeitsorganisation ILO sind
tiber 60 Prozent der weltweit Erwerbstitigen — die Mehrheit von ihnen
Jugendliche und Frauen — informell bezichungsweise prekir beschiftigt,
also von sozialer Sicherung, von Unterstiitzungsprogrammen wie Arbeits-
losen- oder Krankengeld ausgeschlossen. Sie haben auch keinen Zugang
zu Krediten. Fiir sie bedeutet Covid-19 dramatische Einkommensverluste,
sozialen Abstieg, Wohnungsnot und Hunger. Mehr als die Hilfte der ge-
samten Menschheit ist heute nur einen Schritt von solcher Misere ent-
fernt. Schlechte Erndhrung, beengte Wohnverhiltnisse und mangelhafte
medizinische Versorgung begiinstigen gleichzeitig eine rasche Ausbreitung
des Virus.

Seien es die Millionen indischer oder chinesischer Wanderarbeiter*in-
nen, die Bewohner*innen brasilianischer Favelas oder siidafrikanischer
Townships — zu oft litten und leiden Menschen nicht nur an Covid-19,
sondern an den Folgen von Lockdowns. In vielen Lindern verschirft die
todbringende Verbindung von Armut und Infektionsgeschehen gleich-
zeitig die Diskriminierung und den Ausschluss von Minderheiten. Als
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in den USA deutlich wurde, dass das Virus vor allem Menschen in pre-
kiren Lebensverhiltnissen und somit Afroamerikaner*innen, Latino/as
und andere Arme und Schutzlose dahinraffte, wurde die Wirtschaft rasch
wieder hochgefahren. In diesen Gruppen wiitet Corona besonders hef-
tig. In Brasilien sabotiert(e) der Prisident Jair Messias Bolsonaro jegliche
MafSnahmen des Seuchenschutzes und gefihrdet damit bis heute vor allem
die schwarze und indigene Bevolkerung. In Brasilien ist die Wahrschein-
lichkeit, an Covid-19 zu sterben, fiir Schwarze um 40 Prozent hoher als
fiir Weifle.

In Deutschland wurden und werden die sozialen Auswirkungen der
Krise zwar durch zahlreiche staatliche Unterstiitzungsleistungen abge-
mildert. Dennoch bestitigen Erhebungen des Statistischen Bundesamtes
2021: Jeder vierte Haushalt in Deutschland hat aufgrund der Pandemie
Einkommensverluste etlitten. Krisenbedingte Geldnot haben am hiufigs-
ten Alleinerziehende (25 Prozent), Selbststindige (20 Prozent) und Mini-
jobber*innen, zumeist Frauen, die keinen Anspruch auf Kurzarbeiter-
oder Arbeitslosengeld haben. Viele unserer »Coronahelden« gehdren zum
untersten Einkommensdrittel. Fast jede/r Sechste lebt hierzulande unter-
halb der Armutsrisikoschwelle. Von diesen drmsten Deutschen wiederum
sind iiber 40 Prozent bedroht, dauerhaft in die Armut abzurutschen.

Auch bei uns provoziert die Verbindung von Armut und Infektionsge-
schehen zunehmend eine ethnische Schieflage. Eine Studie der Universitit
Erlangen-Niirnberg zeigt, dass die Diskriminierung von Migrant*innen
seit der Coronakrise spiirbar zugenommen hat. Bei der Suche nach »Siin-
denbocken« fiir die Ausbreitung des Virus oder eine verschlechterte wirt-
schaftliche Lage werden oft Nachkommen von Eingewanderten, (Arbeits-)
Migrant*innen und Gefliichtete zur Zielscheibe. Vergessen wird hingegen,
dass in Deutschland gut 20 Prozent der Menschen mit Migrationshin-
tergrund eine treibende und erfolgreiche Kraft der deutschen Start-up-
Szene sind — die Griinder*innen des Impfstoftherstellers BioNTech sind
ein leuchtendes Beispiel.

Auch in Deutschland gilt: Nicht das Virus, sondern die Armut ist das
grofite Gesundheitsrisiko. Geringverdienende, Migrant*innen, Niedrig-
qualifizierte oder Alleinerzichende sind deutlich stirker von der Infek-
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tionsgefahr, von schweren Verldufen und vom Tod betroffen. Bereits 2020
zeigten erste Studien, dass das Risiko fiir Hartz-IV-Empfinger*innen,
schwer an Covid-19 zu erkranken, iiber 80 Prozent héher ist als fiir regulir
Beschiftigte. 2021 dokumentierte eine grof3e Studie der Universitit Mainz,
was viele ahnten, woriiber aber lange niemand sprach: Menschen mit
einem niedrigen soziookonomischen Status — also mit geringerer Bildung,
weniger Einkommen oder beengten Wohnverhiltnissen — sind am stirks-
ten von Infektionen betroffen. Nicht die Vernachlissigung hygienischer
Standards, sondern die insgesamt schlechteren Lebensverhiltnisse erhohen
die Moglichkeit einer Ansteckung.

Covid-19 wird in Deutschland somit zum Beschleuniger einer ganz
anderen Problematik: Armut frisst sich in ganze Regionen ein, wird
immer stirker feminisiert und erblich. Die fleiflige Tellerwdscherin kann
bei uns nicht mehr zur Millionirin werden. Sie bedient vielleicht eine
Geschirrspiilmaschine. Sie wird aber weiter als Putzkraft bezahlt und ist
dank Schwarzarbeit nicht sozialversichert.

Weltweit sind Frauen von der Pandemie am schwersten betroffen. Also
genau die Gruppe, die den Laden am Laufen hilt. Seien es Krankenhiuser
und Betreuungseinrichtungen fiir Kinder und Jugendliche, die Bedienung
der Supermarktkassen. Meist sind es Frauen, die uns betreuen und ver-
sorgen. Frauen sind beruflich auch in den Branchen tiberreprisentiert, die
am stirksten von der Pandemie betroffen sind, wie zum Beispiel in der
Pflege, im Tourismus, in der Unterhaltungsbranche oder der Gastronomie.

In Landern mit niedrigem Einkommen arbeiten {iber 9o Prozent der
Frauen in informellen, gefihrlichen oder unsicheren Verhilnissen. Welt-
weit sind rund 740 Millionen Frauen in der informellen Wirtschaft titig.
Mit den Lockdowns rund um die Welt hat sich fiir viele von ihnen das
sowieso schon karge Einkommen halbiert. Schon bei uns erhoht die Pan-
demie den Existenzdruck besonders fiir schlecht entlohnte Frauen und
alleinerzichende Miitter. In vielen anderen Lindern stellt sich hingegen
die Frage, ob man an Hunger oder am Virus sterben wird. Ob in Deutsch-
land, Europa, den USA oder Indien: Zahlreiche Studien belegen, dass die
wirtschaftlichen Auswirkungen der Seuche Frauen viel stirker als Midnner
aus der Arbeitswelt verdringen, Karrierechancen vernichten und jahr-
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zehntelange Fortschritte in der Beteiligung am Erwerbsleben zunichte-
machen. Zusitzlich hat Gewalt gegen Frauen erkennbar zugenommen.

Der Bericht Das Ungleichheitsvirus von Oxfam thematisierte 2021 diesen
Zusammenhang zwischen Corona und Ungleichheit im internationalen
Maf3stab — auch fiir Deutschland. In einer Umfrage unter 295 renommier-
ten Wirtschaftswissenschaftler*innen aus 79 Lindern erwarteten 87 Pro-
zent der Befragten, dass die Einkommensungleichheit in ihrem Land als
Folge der Pandemie (stark) zunehmen wird. Die Hilfte aller Befragten
duflerte die Ansicht, dass die Ungleichheit zwischen den Geschlechtern
(sehr) wahrscheinlich ansteigen wird, und mehr als zwei Drittel gingen
davon aus, dass auch die Ungleichheitsrisiken fiir ethnische Minderheiten
grofler werden. Bemerkenswert ist, dass zwei Drittel der befragten Oko-
nom*innen meinten, ihre Regierung habe keine Strategie zur Bekimpfung
der Ungleichheit.

In Deutschland versuchte die Politik zwar, die von der Pandemie ver-
ursachte soziale Tragik, die menschliche Isolation, fehlende Betreuungs-
angebote oder schrumpfendes Einkommen {iber finanzielle Transfers
materiell abzufedern. Aber so nivelliert, wie sich die Politiker*innen ihre
Gesellschaft vorstellen, waren und sind auch ihre Mafinahmen: Es regiert
das Gief(kannenprinzip, ohne dass beriicksichtigt wird, dass das Virus
sehr unterschiedlich unter den Menschen wiitet. Auch von den Medien
wurde dies zu wenig wahrgenommen. Nur langsam sickerte in das 6ffent-
liche Bewusstsein ein, dass die Intensivstationen von iiberdurchschnitt-
lich vielen Armen und sozial Benachteiligten iiberquollen. Doch solange
die Pandemiebekimpfung nicht beriicksichtigt, welche Lebenswelten von
der Infektion besonders betroffen sind bezichungsweise geschiitzt wer-
den miissten, wird sie weiterhin mit schweren Riickschligen zu kimpfen
haben. Die Pandemie ist erst vorbei, wenn sie tiberall und fiir alle vorbei
ist. Und die nichste Krise wird weniger tief greifend sein, wenn der Gra-
ben zwischen Arm und Reich nicht grofler, sondern kleiner geworden ist.

Corona ist ein Gleichmacher
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Erster Schritt:
Die Ungleichheit nicht mehr téten lassen

Covid-19 zum Gleichmacher zu stilisieren ist ein gefihrliches Spiel mit
dem Feuer. Es schwicht die Idee einer gerechten Gesellschaft, ein wichti-
ges Fundament fiir die Beschworung von »Zusammenhalt«. Warum soll
ich bei der Pandemiebekimpfung mitziehen, wenn ich selbst betroffen
bin, andere aber mehr unterstiitzt werden? Warum soll ich mich impfen
lassen? Die Rede von der Gleichmacherei des Virus, der ungebrochene
Glaube an die nivellierte Gesellschaft ist zugleich eine Bankrotterklirung
derer, die unsere Gesellschaft erforschen. Sie zeigt, dass bei uns immer
noch nicht genug tiber soziale Unterschiede nachgedacht wird.
Mehrheitlich hingen wir der iiberkommenen Vorstellung an, eine nivel-
lierte, also an- und ausgeglichene Mittelstandsgesellschaft zu sein, wie sie
vom Soziologen Helmut Schelsky bereits in den 1950er-Jahren diagnosti-
ziert wurde. Danach kann bei uns jede/r mit genug Einsatz und Hingabe
aufsteigen. Die Bedeutung des sogenannten meritokratischen Prinzips,
also des Grundsatzes von Belohnung und Bestenauslese durch Arbeit und
Leistung, wie ihn der Volksmund mit seiner Redewendung »vom Teller-
wischer zum Milliondr« veranschaulicht, begann in Deutschland spi-
testens nach dem Mauerfall zu erodieren. Leistungsgerechtigkeit verliert
seit der Jahrhundertwende rasant an Bedeutung, wie zahlreiche Studien
fir Deutschland, aber auch weltweit belegen. Der sechste Armuts- und
Reichtumsbericht der Bundesregierung von 2021 dokumentiert, dass es in
Deutschland zu einer fortschreitenden Polarisierung der sozialen Lagen
gekommen ist. Oben und unten, grofler Reichtum und tiefe Armut haben
sich seit den 1980er-Jahren verdoppelt. Und Armut vererbt sich. Wer arm
geboren wird, kann sie heute kaum mehr hinter sich lassen. Die soziale
Aufwirtsmobilitit ldsst nach — auch fiir die Mittelschicht. »Haste was, biste
was« ist der alte, neue Grundsatz unserer Gesellschaft. Dennoch liigen wir
uns alle — auch die Armsten — weiter in die Tasche und beteuern, dass wir
Mittelschicht sind. Das meritokratische Prinzip wirkt auch umgekehrt:
Armut wird stigmatisiert als Leistungsunwilligkeit, Faulheit, Unfihigkeit,
»Losercum«. Da deklariert man sich lieber zur goldenen Mitte, auch wenn
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das knappe Einkommen nie reicht, die eigenen Talente zu entfalten. Von
der Doktrin des Leistungsprinzips profitieren hingegen viele derjenigen,
die am wenigsten leisten: die Hilfte der reichsten Deutschen, die ihr Ver-
mogen nicht iber Arbeit errungen, sondern geerbt haben. Und so viel
besitzen, dass sie ganz ohne Eigenleistung ihr Leben lang von Zinsen,
Dividenden oder Aktiengewinnen leben kénnen.

Die Lebensliige einer nivellierten Gesellschaft bestimmt ungebrochen
unser Denken und Handeln, unsere persénliche Verortung. Sie ist eine
zentrale Referenz der Politik. Und wenn dieses rein imaginire Narrativ
einmal Risse bekommt, folgt statt Ursachenanalyse zu oft die Beschwo-
rung von Heimat, Volk oder Nation. Einheit durch Ausschluss ist bei uns
genauso wie woanders eine gern prisentierte Antwort auf soziale Krisen.
Dies zeigte sich deutlich im Umgang mit der Pandemie. Da wurde das
vermeintlich grenzenlose Europa blitzschnell nach Nationalititen abge-
schottet. Spiter beim Impfen herrschte vielerorts »my country first«, ob-
wohl jede/r wissen sollte, dass es in der Pandemie keine Inseln gibt und
selbst ein durchgeimpftes Europa kein Ende der Seuche garantiert.

Um Covid-19 effektiv zu bekidmpfen, bedarf es einer klaren Anerken-
nung der sozialen Dimensionen der Pandemie. Deutschland tut sich damit
weiterhin schwer. Zuckerbrot und Peitsche, Forderungen nach Vergiinsti-
gungen fiir Geimpfte oder nach einer Impfpflicht fiir alle sind nicht gerade
kluge Antworten auf Impfskepsis und -miidigkeit. In den USA gibt es
neuerdings Versuche, Armut und Migrationsstatus als gleichberechtigte
Risikofaktoren neben hohem Alter anzuerkennen — und betroffene Grup-
pen bevorzugt zu impfen. Wir brauchen eine Impfstrategie, die aufklire,
Sprachbarrieren und Religionspraktiken anerkennt und die Impfung nied-
rigschwellig zu den Menschen und in die Wohnviertel bringt. TV-Spots
zur besten Sendezeit, verstindlich aufbereitete Informationsmaterialien in
den sozialen Medien, mobile Impfteams in Kaufhiusern, Universititen,
in sozialen Brennpunkten und Impfen in Kirchen und Moscheen sind
der richtige Ansatz, werden aber nicht engagiert genug umgesetzt. Und
wo ist der Priventivschutz fiir diejenigen, die aufgrund prekirer Lebens-,
Wohn- oder Arbeitsbedingungen besonders gefihrdet sind? Das immer
wieder aufflackernde Infektionsgeschehen in Fleischfabriken oder unter
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Saisonarbeiter*innen in der Landwirtschaft mahnt zusitzlich, dass bei den
Arbeitsbedingungen endlich soziale und hygienische Standards effektiv
verbessert werden miissen.

Statt weiter auf Herdenimmunitit zu setzen, sollten wir intensiv dar-
iiber nachdenken, dass unsere Gesellschaft keine einheitliche Herde ist.
Wir miissen anerkennen, dass wir keine Mittelschichtsgesellschaft mehr
sind. Debattieren, ob wir das soziale Auseinanderdriften begriiffen oder
stoppen und gar umkehren wollen. Priifen, wo wir selbst stehen, was wir
uns fiir uns und unsere Liebsten wiinschen. Es gilt anzuerkennen, dass
wir mit unserem Wunsch nach einem guten Leben fiir unsere Kinder viel
zu hiufig eine Besitzstandswahrung verfolgen, die vor allem den Topver-
dienern und groflen Vermogen niitzt, unseren Kindern aber dauerhaft die
Chancen auf eine nachhaltige Zukunft verbaut. Und zu begreifen, dass
Gut- und Besserverdienende zu bestindig einen Eigentumschauvinismus
vertreten, der vielleicht heute individuell Sicherheit gibt, aber so tiberzo-
gen ist, dass er unsere Kinder morgen in den Abgrund stiirzt. Hat Corona
nicht auch den Gutsituierten gezeigt, dass es sich lohnt, mal zu entspan-
nen, sich zuriickzulehnen, das Vorhandene zu genieflen und zu tiberlegen,
ob das Erreichte nicht reicht? (Eine Ubungsanleitung fir diesen Vorschlag
findet sich in Mythos #9.)

Dieser erste Schritt gibt uns die weitere Richtung vor: Mehr sozia-
len Zusammenhalt, mehr Teilhabe, mehr Leistungsgerechtigkeit, mehr
Daseinsvorsorge, mehr gutes Leben fiir alle und — mehr Gleichheit wagen!

Die wichtigsten Leitplanken fiir diesen Auftakt:

+ Breite 6ffentliche Debatten iiber das Auseinanderdriften unserer Gesell-

schaft

¢ Mehr Daten und Wissen tiber Ungleichheit, Reichtum und Armut
generieren

+ Fokus stirker auf die Lage von Frauen richten
+ Dolitik in die Pflicht nehmen: Vorschlige und Losungen fordern und
unterstiitzen, die nachweislich Ungleichheit reduzieren, Leistungsge-
Mythos #1

20



rechtigkeit und Zusammenbhalt stirken und Klimaschutz immer sozial
vertriglich denken

+ Einen nationalen Coronarat einberufen, bei dem Expert*innen aus ver-
schiedenen wissenschaftlichen Disziplinen helfen, die sozialen Lagen
der Pandemie zu beriicksichtigen; so die nichste Coronawelle brechen;
Medizin und Virologie zu einer sozialen Wissenschaft machen

Corona ist ein Gleichmacher

21



Mythos #2

Die Pandemie macht uns alle arm

Europa hat sich dank Corona auf die Kraft der Einheit besonnen. Im
Sommer 2020 verabschiedeten die Staats- und Regierungschefs und -che-
finnen der 27 EU-Mitgliedstaaten ein historisch einmaliges Aufbaupaket
von 1,8 Billionen Euro. Dies ist nicht nur das groffite Konjunkturpakert,
das jemals aus dem EU-Haushalt finanziert wurde. Mit dem dazugeho-
renden 750-Milliarden-Euro-Hilfsfonds NextGenerationEU leiht sich die
Europiische Union erstmals als Gesamtschuldner Geld an den Finanz-
mirkten und kann dieses an die Mitgliedstaaten als zinsgiinstige Kredite
weiterreichen. Weil die EU iiber eine hohere Bonitit als viele ihrer Mit-
gliedstaaten verfiigt.

Das Geld aus Briissel soll neben der Eindimmung der Pandemie nicht
zuletzt fiir Forschung und Innovationen, Digitalisierung, Frauenforde-
rung und einen besseren Klimaschutz verwendet werden.

Damit hat Covid-19 in Deutschland und Europa folgenreiche Dogmen
wie die Schuldenbremse, die schwarze Null und die EU-Maastricht-Krite-
rien per Handstreich ausgesetzt und die Idee der europiischen éffentlichen
Gesamtverschuldung wiederbelebt. Dazu kommen zahllose nationale
Unterstiitzungsprogramme. Deutschland allein hat nach verschiedenen
Schitzungen iiber eine Billion Euro aufgebracht. Auch in den USA heifSt
es: klotzen statt kleckern. Hier wurden staatliche Konjunktur- und Hilfs-
programme von fast drei Billionen US-Dollar beschlossen. Viele hat es
erstaunt, wie schnell vermeintlich unumstofiliche wirtschaftliche Sach-
zwinge an Bedeutung verlieren, wenn der politische Wille es fiir erforder-
lich hilt.

Aber: Wer soll das alles bezahlen? Welches Recht haben wir, den nichs-
ten Generationen solche Lasten aufzubiirden?
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Die Begriindung der Generationengerechtigkeit, die bereits vor Corona
immer gerne gegen neue Schulden ins Feld gefithrt wurde, hinkt gewal-
tig: Der nichsten Generation keine Lasten aufbiirden zu wollen bedeutet
schliefflich, der Jugend von heute die Lebensqualitit und Zukunftschan-
cen zu verwehren, die mehr Investitionen in Daseinsvorsorge und Klima-
schutz gewihren. Das Argument ist mittlerweile sogar nach hochstrich-
terlicher Bewertung scheinheilig: Wenn wir die Zukunft unserer Kinder
und Kindeskinder in Deutschland wirklich ernst nehmen wiirden, hitte
es wohl kaum einen Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes fiir mehr
Klimaschutz gebraucht, um die Freiheitsrechte kiinftiger Generationen
ausreichend zu schiitzen. Ein gleicher Beschluss gegen die im Grundgesetz
verankerte Schuldenbremse wire nur konsequent und muss jetzt folgen.

Kinder und Jugendliche wurden seit Pandemiebeginn erheblichen Be-
lastungen ausgesetzt. Sie haben das mehrheitlich erduldet und somit eine
beachtliche Solidaritit gegeniiber ihren Eltern, den Alteren, Opas und
Omas bewiesen. Wiren Letztere genauso solidarisch mit den nichsten Ge-
nerationen, wiirden sie heute nicht die Ressourcen von fast zwei Planeten
verbrauchen. Dennoch sind es weiter die Coronapartys von nach Gesellig-
keit diirstenden jungen Menschen, die mehr Entriistung hervorrufen als
die Billigfliige nach Mallorca oder die SUV-Fahrenden von nebenan. Aber
schon morgen wird die Frage, wer die Coronakrisenkosten schultert, uns
alle personlich treffen.

Eigentlich scheint die Sache klar. Wihrend der Pandemie hat die Regie-
rung den Menschen vor die Wirtschaft gestellt. Seither werden wir auf
Zusammenhalt eingeschworen. Die Krisenkosten sollten also alle tragen.
Doch lingst wetzen die iiblichen Verdichtigen ihre Messer: Fithrende Wirt-
schaftsforscher*innen plidieren einhellig fiir die rasche Wiederherstellung
solider Staatsfinanzen — gemeint ist damit das Zuriick zur schwarzen Null
durch Sparen, Sparen, Sparen. Nicht mehr alle sollen einen Beitrag leis-
ten, sondern nur die vielen. Gefordert wird ein Renteneintrittsalter von
69 oder gar 70 Jahren. Letzteres bedeutet nicht nur, dass wir alle linger
arbeiten miissen, sondern vor allem, dass wir drastische Renteneinbufden
hinnehmen werden, wenn uns die Gesundheit kein lingeres Arbeiten
erlaubt.
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Dabei haben gar nicht alle durch die Coronakrise verloren. Im ersten
Coronajahr 2020 zihlte Deutschland 119 Milliarddr*innen — fiinf mehr
als im Vorjahr. Der Klub der Milliondr*innen wuchs insgesamt auf mehr
als 1,5 Millionen Mitglieder an; deren Gesamtvermdégen stieg um 6,8 Pro-
zent auf rund 5.850 Milliarden US-Dollar. Allein die zehn reichsten Deut-
schen vermehrten ihr Vermégen um rund 35 Prozent beziehungsweise iiber
60 Milliarden US-Dollar. Zusitzlich zahlten 2021 nicht wenige mit safti-
gen staatlichen Subventionen verwohnte und tiber Kurzarbeit stabilisierte
Konzerne wie Volkswagen, BMW oder Daimler-Benz kriftige Dividenden
aus. Nach verschiedenen Schitzungen betrugen die Ausschiittungen der
DAX-Konzerne insgesamt 34 Milliarden Euro. Einen Lowenanteil erhiel-
ten einige der reichsten Deutschen.

Nach Rechnungen der Bundesbank ist allein das deutsche Bargeldver-
mogen bis Mitte 2021 auf ein Rekordhoch von mehr als sieben Billio-
nen Euro gestiegen. Zum achten Mal in Folge sind die Deutschen damit
Europasparmeister! Zum Vergleich: Das ist die Summe der Staatsausgaben
des Bundes von mehr als 20 Jahren oder das Siebenfache der Pandemie-
kosten. Die Finanzierung von soliden und breiten Sozialsystemen, gute
(Vor-)Schulen fiir alle und Klimaneutralitit in zehn Jahren kénnten wir
mit dieser Summe locker stemmen!

Deutschland ist aber nicht nur eines der reichsten Linder der Welt,
sondern auch eine der ungleichsten Gesellschaften Europas. Die obers-
ten zehn Prozent der Bevolkerung besitzen nach dem neuen Armuts- und
Reichtumsbericht der Bundesregierung zwei Drittel des Nettovermdgens.
Anders gerechnet: Wenn man das Geldvermdgen von 2021 von iiber sie-
ben Billionen Euro auf die gesamte Bevéolkerung verteilen wiirde, hitte
jeder Haushalt tiber 160.000 Euro auf der hohen Kante. Im wirklichen
Leben besitzt die drmere Hilfte unserer Bevolkerung nur o,5 Prozent die-
ses Reichtums. Fast 30 Prozent des gesamten Vermogens im Land gehd-
ren hingegen einem Prozent der Haushalte. Knapp 15 Prozent des gehor-
teten Bargelds gehort sogar den reichsten o,1 Prozent der Bevolkerung,
also rund 80.000 Menschen. Diese Top 1 haben ein Vermégen so hoch
wie drei Viertel der Deutschen. Anders beschrieben: Bestiinde die Gesell-
schaft aus zehn Menschen, diirfte sich der reichste Mensch sechs Stiicke
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vom Kuchen nehmen, vier Personen teilen sich die weiteren Stiicke; fiir
die Hilfte bleiben Kriimel.

Diese Konzentration von Reichtum hat ihre Folgen. In seinem Buch
Das Kapital im 21. Jahrhundert hat der franzésische Okonomen Thomas
Piketty bereits 2013 {iber eine umfangreiche Datensammlung nachgewie-
sen, wie Vermdgenskonzentration und Ungleichheit in den Industrie-
nationen seit Lingerem explosiv ansteigen. Piketty ist kein Umstiirzler.
Er méchte lediglich die Markewirtschaft am Laufen halten und ihr Wachs-
tum nicht gehemmt wissen. Doch die ungeziigelte Kapitalkonzentration,
die er fiir eine 6konomische Gesetzmifigkeit hilt, behindert genau das.
Mit schweren Folgen fiir Wirtschaft und Demokratie: Im Feld der Oko-
nomie erschlaffen unsere innovativen Leistungsgesellschaften zu einem
frithen Kapitalismus wie im 19. Jahrhundert, als wenige Familiendynastien
die Wirtschaft beherrschten. Die Demokratie ist bedroht, da Vermogens-
konzentration auch Machtkonzentration bedeutet, die eine politische Teil-
habe der Mehrheit verringert und die 6ffentliche Meinung manipuliert.
Zum Beispiel dadurch, dass sie iiber Medienmacht die Mehrheit davon
tiberzeugt, dass niedrige Steuersitze bei der Einkommens- und Erbschafts-
steuer oder die Abschaffung der Vermégenssteuer auch in ihrem Interesse
seien. Piketty schligt darum vor, die Mirkte wieder besser zu regulieren
und die groflen Vermogen mehr in die gesellschaftliche Pflicht zu nehmen.

Einer der zentralen Griinde, warum der Anteil der Reichen und Super-
reichen am Nationaleinkommen weltweit so dramatisch angestiegen
ist — und zu Coronazeiten weiter ansteigt —, ist eine Steuerpolitik, die
Lohne immer mehr und Kapitaleinkommen immer weniger besteuert.
Dazu kommen Steuervermeidung durch zahlreiche Schlupflocher und
Steuerflucht. Ein wohlbekannter Teufelskreis: Scheinen die Steuern auf
Erbe oder Gewinne zu hoch, drohen die Reichen, mit dem Vermogen
oder ihren Unternehmen ins Ausland zu gehen. Staaten versuchen darum,
Steuern niedrig zu halten oder zu senken, damit keine Steuervermeidung
stattfindet. Wer dagegen argumentiert oder handelt, dem wird mit Steuer-
flucht gedroht.

Steuervermeidung ist also nur aufgrund eines politisch erlaubten Steuer-
wettbewerbs zwischen Lindern méglich, der Steueroasen, oder sollte man
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besser sagen: Steuerstimpfe, wie Luxemburg, Irland oder die Kaimaninseln
entstehen lésst, in die Unternehmen ihre Gewinne verschieben, um wenig
oder gar keine Steuern zu zahlen. 40 Prozent aller Profite von multinatio-
nalen Konzernen werden in solchen Steuersiimpfen gemeldet.

Derartigen Tendenzen kann man durchaus entgegentreten. In ihrem
Buch Der Triumph der Ungerechtigkeit haben Emmanuel Saez und Gabriel
Zucman verschiedene Maéglichkeiten durchgerechnet: Mit einer welt-
weiten Mindeststeuer fiir Unternehmen von 25 Prozent kénnte mit den
technologischen Standards von heute, dank denen jede Uberweisung eine
digitale Datenspur hinterlisst, der globalen Steuervermeidung ziigig cin
Riegel vorgeschoben werden. Auch Handelsvertrige sollten nur noch ab-
geschlossen werden, wenn sie auf Steuerkooperation basieren. Mit der
Vermeidung von Steuerflucht wire die Grundlage fiir eine gerechte Be-
steuerung der Reichen, Superreichen und von Konzernen geschaffen — so
wie sie im grofiten Teil des 20. Jahrhunderts tiblich war. Zur Erinnerung;
Beim New Deal in den 1930er-Jahren wurden in den USA Einkommen
mit Spitzensteuersitzen von 90 Prozent, Erbschaften mit 8o Prozent und
Unternechmensgewinne mit 5o Prozent besteuert. Das Kapital floh keines-
wegs.

Eine solche »fiskalische Demokratie« tut nicht nur der Gesellschaft,
sondern auch der Wirtschaft gut: Unternehmen wiirden dorthin gehen,
wo die Arbeiter*innen produktiv und die Infrastruktur hochwertig ist
und die Verbraucher*innen iiber geniigend Kaufkraft verfiigen, um ihre
Produkte zu kaufen. Statt durch Steuerkiirzungen wiirden die Lander in
puncto héhere Infrastrukturausgaben, Klimaschutz oder Investitionen in
Bildung und Forschung miteinander konkurrieren.

Der zweite Schritt:
Wie wir nach Corona alle reicher werden

Die Bedienungsanleitung fiir mehr sozialen Zusammenhalt und nachhal-
tige Entwicklung ist also relativ einfach. Wesentlich komplizierter ist ihre
politische Umsetzung. Internationale Politik und Kooperation brauchen
Zeit. Die Ankiindigung der G7 und die Unterstiitzung der G20 von 2021,
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einen globalen Mindeststeuersatz von mindestens 15 Prozent fiir Unter-
nehmen einzufiihren und Letztere tiberall dort steuerpflichtig zu machen,
wo sie ihre Waren oder Dienstleistungen vertreiben, ist ein erster Schritt
in die richtige Richtung, aber viel zu zaghaft. Der Steuersatz muss zeitnah
auf 25 Prozent aufgestockt werden, wie es mehrere internationale Organi-
sationen wie die Unabhingige Kommission fiir die Reform der internatio-
nalen Unternehmensbesteuerung (ICRICT) fordern. Nach Schitzungen
der EU-Steuerbeobachtungsstelle wiirden die erwarteten Einnahmen fiir
die EU bei einem Steuersatz von 15 Prozent knapp so Milliarden Euro
betragen; bei einem Steuersatz von 25 Prozent wiren es fast 170 Milliarden
Euro.

Abweichende Linder hitten wenig Optionen: Eine solche Steuer kann
im Grunde unilateral, also von jedem Land einzeln, erhoben und ein-
getrieben werden. So kénnte Deutschland die eigenen multinationalen
Unternehmen leicht an die Leine legen. Und wenn sich ein Land weigert,
seine Unternehmen mit einem Mindeststeuersatz zu besteuern, konnen
die USA oder die EU als Steuereintreibende der letzten Instanz diese Steu-
ern selbst kassieren. Da wird sich die Staatenwelt sicherlich international
sehr schnell einigen, tiberall die gleichen Steuern zu erheben.

Zusitzlich gibt es zahllose kleinere Schritte, mit denen man in Deutsch-
land jetzt schon eine gerechte Lastenverteilung der Krisenkosten errei-
chen kann. Ein leicht umzustellender Hebel fiir eine bessere Besteuerung
der Vermdgenden ist eine Anpassung von Erbrecht und Erbschafisstener
sowie von Schenkungen. Zweifelsohne darf man das Recht, seinen Liebs-
ten einen gehérigen Anteil seines Besitzes zu ﬁbertragen, nicht zu stark
einschrinken. Doch niemand muss Omas Liebling das Einfamilienhaus
streitig machen. Nach aktuellen Schitzungen belduft sich das Erbvolu-
men zwischen 2012 und 2027 auf bis zu 400 Milliarden Euro pro Jahr.
Das entspricht jihrlich mehr als einem Corona-Konjunkturpaket. Vererbt
werden nach neuen Studien vor allem Geld und Immobilien. Betriebs-
vermdgen fallen kaum ins Gewicht. Allein in Deutschland erhalten mehr
als die Hilfte dieser Erbschaften die reichsten zehn Prozent. Nach dem
sechsten Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung 2021 sind
mehr als 50 Prozent des Vermogens unserer Reichen nicht auf Arbeit oder
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Leistung, sondern allein auf Erbschaften zuriickzuftithren. Zum Vergleich:
Auf die drmere Hilfte der deutschen Bevolkerung entfallen gerade mal
sieben Prozent der gesamten Erbmasse.

Bei dieser von Arbeit, Leistung und Talent vollig unabhingigen Ver-
mogensiibertragung gibt es kaum steuerliche Belastungen. Ein Beispiel:
Wer von den Eltern nach dem Tod von Vater und Mutter in zwei Schrit-
ten ein Vermogen von einer Million Euro erbt, muss dafiir nicht einmal
20.000 Euro Erbschaftssteuer entrichten. Eine selbst genutzte Immobilie,
auch wenn es sich um eine Villa handelt, bleibt dariiber hinaus grundsitz-
lich steuerfrei. Nicht einmal zwei Prozent der jahrlichen Erbsumme nimmt
der deutsche Fiskus ein. Das ist im europdischen Vergleich wenig, dennoch
liegt Deutschland im Trend. Erbschaftssteuern sind bei Biirger*innen und
Wihler*innen weltweit unpopulir. In den vergangenen Jahrzehnten wur-
den sie in vielen westlichen Lindern gesenkt, besonders in den USA mit
traditionell hohen Erbschaftssteuern. Dabei besteht zweifelsohne die Mog-
lichkeit, einen grofleren Anteil fiir das Gemeinwohl zu leisten, ohne dass
jemand leiden muss. Warum den geliebten Kindern und Enkelkindern
statt einer weiteren Eigentumswohnung nicht eine bessere Zukunft und
ein gutes Leben vererben? Eine deutliche Absenkung der Freibetrige und
eine Erhéhung der Erbschaftssteuersitze sind daher tiberfillig. Produktiv-
kapital, also vererbtes Betriebsvermégen, kann durch héhere Freibetrige
entsprechend entlastet werden.

Ebenfalls leicht umzusetzen, aber komplizierter in ihrer Verteilungs-
wirkung sind die Einkommensstenern, die (fast) allen Erwerbstitigen oder
Selbststindigen monatlich abgezogen werden. Die Einkommen sind in
Deutschland gleicher verteilt als die Vermégen. Besserverdienende leis-
ten mit mehr als einem Drittel einen nennbaren Anteil am Steuerauf-
kommen, profitieren allerdings auch stirker von den im internationalen
Vergleich giinstigen Sozialsystemen. Sicherlich kann der Spitzensteuersatz
von 45 Prozent, der zurzeit erst bei Einkommen von 265.000 Euro bei
Alleinstehenden greift, intelligent gestaffelt weiter erhoht werden.

Wie viel Luft nach oben ist, zeigt die Erfahrung mit dem Solidarititsbei-
trag. Nach seiner Abschaffung fiir rund 9o Prozent der Steuerzahler und der
teilweisen Reduzierung fiir weitere 6,5 Prozent zahlen die verbleibenden
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Spitzeneinkommen eine Summe, die rund die Hilfte der gesamten Steuer-
einnahmen des »Solis« ausmacht. Noch einmal langsam zum Nachlesen:
Die 3,5 Prozent Topverdiener in Deutschland haben so hohe Einkommen,
dass allein ihre Besteuerung die Hilfte aller Einnahmen durch den »Soli«
erzielt. Der hat nach dem Mauerfall viele Existenzen gerettet, ohne dass
jemand in Not geriet. Warum also nicht einen Coronasoli einfithren?

Ein alter Hut scheint die bereits 1920 vom britischen Okonomen Arthur
Cecil Pigou erdachte Okosteuer zu sein: Hier soll der Konsum ressourcen-
intensiver Giiter stirker besteuert werden. Bei der Okosteuer denken viele
zuerst an stark steigende Benzin- und C)lpreise, die den eigenen Geldbeu-
tel belasten. Berufspendler*innen wiren hiervon besonders stark betroffen.
Bei der aktuellen Konzentration von Reichtum hat die Okosteuer aber
nicht nur eine Lenkungs-, sondern vor allem eine Verteilungsfunktion.
Uberzogener Reichtum ist ein Klimakiller.

Nach dem Bericht Confronting Carbon Inequality von Oxfam sind es
nicht nur die globalen Mittelklassen, die den Anstieg der Treibhausgas-
emissionen im vergangenen Vierteljahrhundert verantworten, sondern vor
allem die Reichen und Superreichen. Die Analyse von 117 Staaten zeigt,
dass die reichsten zehn Prozent — rund 630 Millionen Menschen — iiber
die Hilfte der Treibhausgasemissionen verursachten. Allein das eine Pro-
zent der Superreichen schidigte das Klima durch seinen Luxuskonsum
doppelt so stark wie die drmere Hilfte der Welt: Es verantwortete 15 Pro-
zent der Gesamtemissionen, die drmere Hilfte hingegen nur rund sieben
Prozent.

In Deutschland sind im untersuchten Zeitraum die reichsten zehn
Prozent fiir 26 Prozent der deutschen CO,-Emissionen verantwortlich.
Die fiinfmal groflere drmere Hilfte der deutschen Bevélkerung hat mit
29 Prozent kaum mehr verbraucht. Wichtiger globaler Verursacher ist hier
der Verkehr: Neben Flugzeugen ist der Umstieg vom herkommlichen Pkw
auf SUVs zwischen 2010 und 2018 zum zweitgréfiten Emissionstreiber
geworden. Die Mehrwertsteuerbefreiung von Flugzeugkerosin ist nichts
anderes als eine massive Subventionierung des emissionsintensiven Flug-
verkehrs. Die seit Langem geforderte Einfithrung einer Kerosinsteuer ist
wohl eine der einfachsten Ubungen fiir eine entschlossene Politik.
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Eine wirksame Okosteuer wiirde bedeuten, dass Menschen, die zum
Beispiel gerne groflere oder schnellere Autos fahren, privat viel fliegen oder
in grofleren Hiusern leben, dieses auch weiter tun kénnen. Sie wiirden nur
entsprechend mehr Verbrauchssteuern bezahlen. Okosteuern fiir klima-
schidliche SUVs und hiufiges Fliegen wiren ein erster, fiir die Politik
recht einfacher Schritt. Eine solche Steuerpolitik wiederum konnte Her-
steller ermutigen, Innovationen anzustofSen, weniger ressourcenintensive
Methoden der »Kreislaufwirtschaft« einzusetzen und Leistungen anzubie-
ten, die es Verbraucher*innen erméglichen, Dinge gemeinsam zu nut-
zen, anstatt alles selbst zu besitzen. Mit dem Einsatz von Okosteuern fiir
eine klimaefhiziente Mobilitit, 6ffentliche Infrastrukturen, aber auch zur
Entlastung der Geringverdienenden tiber sinkende Sozialbeitrige wiirden
neben okologischen auch soziale Aspekte verfolgt. Eine Unterstiitzung
dieser Steuer durch breitere Bevolkerungsgruppen wiirde damit erleichtert.

Zusitzlich moglich wire eine Finanztransaktionssteuer, also eine Steuer
auf alle Transaktionen auf den auch zu Coronazeiten boomenden Finanz-
mirkten. Eine solche Steuer wiirde Finanztransaktionen verlangsamen,
das Finanzsystem insgesamt stabiler machen und hohe Einnahmen gene-
rieren — nach verschiedenen Kalkulationen europaweit iiber 300 Milliar-
den Euro pro Jahr.

Den grofiten Umverteilungseffekt hat jedoch zweifellos eine Vermagens-
steuer. Hier gibt es die stirksten politischen Widerstinde. Als wichtigstes
Argument dagegen werden von Verbandsvertreter*innen, Politiker*innen
und Expert*innen gebetsmiihlenartig die Familienunternehmen und ins-
gesamt der Mittelstand ins Feld gefiihrt, die nach der Krise nicht zusitzlich
belastet werden diirften. Sie brauchten ihre (Bar-) Verméogen fiir Investitio-
nen, von denen schliefflich zahlreiche gute Arbeitsplitze abhingen. Dem
ist uneingeschrinkt zuzustimmen! Deutschlands Stirke liegt im Mittel-
stand. Uber 90 Prozent der Unternehmen gehoren diesem Sektor an, sind
oft weltmarkefiihrend und erwirtschaften mehr als jeden zweiten Euro im
Land. Doch dieser Mittelstand miisste durch eine Vermogenssteuer gar
nicht belastet, er kdnnte sogar stirker geférdert werden. Freibetrige fiir
Betriebsvermogen und fiir selbst genutztes Immobilieneigentum garantie-
ren, dass Investitionen auch langfristig gesichert sind. Beim Erbe spielen
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Betriebsvermégen heute eine untergeordnete Rolle. Das Ziel jeder cleveren
Vermogenssteuer kann nur sein, nicht Arbeit und Produktivitit zu be-
steuern, sondern Spekulation und Extracinkommen aus Vermégensbesitz.

Eine Vermégenssteuer ist bei uns nicht verfassungswidrig, wie filschli-
cherweise oft behauptet wird. Vielmehr haben die Richter*innen zu Recht
bemingelt, dass Immobilien wegen veralteter Bewertungsmaf3stibe bei
der Vermégenssteuer deutlich bevorzugt werden und zur Gleichbehand-
lung genau diese Maf3stibe zu akrtualisieren sind. Dass dies der Politik
in einem Vierteljahrhundert nicht gelungen ist, liegt sicherlich kaum an
Unvermdgen — wohl eher am politischen Einfluss der Vermégen(den). Ein
Rechenbeispiel: Besteuert man mit einer Vermogenssteuer ausschliefllich
Spekulation und Extracinkommen aus Vermogensbesitz (in Deutschland
rund 25 Prozent; sicherlich der Bereich, in dem im letzten Jahrzehnt am
meisten Gewinne gemacht wurden) — also nicht selbst genutztem Immo-
bilienbesitz — und aus reinem Geldvermégen (rund 15 Prozent) ab einer
Bemessungsgrenze von mehr als eine Million Euro einmalig mit 30 Pro-
zent (gerne auf zehn Jahre verteilt, bei Einbezug von Verzinsung und
Inflation also eine jihrliche Steuerrate von circa vier Prozent), so hat man
eine zusitzliche Steuersumme von mehr als 400 Milliarden Euro. Damit
lasst sich nicht nur der letzte Corona-Zusatzhaushalt der Bundesregierung
stemmen. Alle erforderlichen Investitionen kdnnten getitigt werden, um
Deutschland in zehn Jahren klimaneutral zu machen.

Deutschlands Superreiche miissten bei einer solchen Abgabe nicht dar-
ben: Die Besteuerung liefle sich iiber die durchschnittliche Verzinsung
ihres Vermogens finanzieren. Sie verloren nichts, sondern verlangsamten
einzig fiir einen begrenzten Zeitraum eine weitere Zunahme ihres Reich-
tums.

Ein ziigig umsetzbarer Weg, um fiir eine Vermogenssteuer verfassungs-
rechtliche Klippen zu umschiffen und die grofien Vermogen zum Schul-
tern der Coronakrise heranzuzichen, ist eine einmalige Vermadgensabgabe.
Also eine Steuer, zu der Eigentiimer*innen groflerer Vermogen verpflichtet
werden konnen, um eine finanzielle Notlage des Staates zu iiberbriicken.
Im Unterschied zur jihrlichen Vermdgenssteuer wird sie nur einmalig auf
den aktuellen Vermogensbestand erhoben, kann aber auf mehrere Jahre
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verteilt werden. In Deutschland hat man mit einem solchen Instrument
gute Erfahrungen gemacht: Einer der wichtigsten Bausteine beim Wieder-
aufbau des kriegszerstorten Landes war der Lastenausgleich von 1952 — die
damalige Abgabe belief sich auf so Prozent des berechneten Vermogens-
wertes. Danach kam das Wirtschaftswunder.

Natiirlich mobilisiert ein derartiger Vorschlag umgehend Kohorten
von Expert*innen, die nicht rasten, um zu erkliren, dass es zahlreiche
Erhebungsprobleme, eine unzureichende Datenlage sowie einen zu hohen
biirokratischen Aufwand gebe, um eine solche Besteuerung von Vermo-
gen zielgenau umzusetzen. Vor allem die Grauzone zwischen moglichen
Investitions- und reinem Anlage- bezichungsweise Spekulationskapital
sei unscharf. Stimmt! Aber was haben eigentlich die Damen und Herren
Okonomen in den letzten 30 Jahren gemacht? Sie sind in der Lage, den
Bedarf eines Hartz-IV-Empfingers bis auf die letzte Unterhose centgenau
zu berechnen, kénnen aber bis heute keine solide Reichtumserhebung und
-bewertung vorlegen? Corona regt auch in den Wirtschaftswissenschaf-
ten und Ministerien einen raschen Wandel an: Statt Armutsforschung
und -bekdmpfung immer weiter aufzufichern, ist es hohe Zeit, sich mehr
mit Reichtum zu beschiftigen. Der Armuts- und Reichtumsbericht der
Bundesregierung ist ein erster, aber noch zu schiichterner Schritt in diese
Richtung.

Beim Thema »Einkommensverteilung« kommt gerne der freundliche
Vorschlag, statt die Reichen zu besteuern, den Vermégensaufbau von weni-
ger Begiiterten zu fordern. Bei dieser Empfehlung werden gleichsam die
Entwicklungen der letzten und die Herausforderungen der nichsten Jahr-
zehnte beiseitegewischt: Wenn Reichtum und Armut heute immer mehr
vererbt werden, ist mit Leistung und Eigenverantwortung kein Vermégen
mehr aufzubauen. Piketty soll seinen Studierenden als Erfolgsmodell fiir
die Zukunft geraten haben, weniger zu studieren, viel zu erben oder reich
zu heiraten. Der Vorschlag des Vermogensaufbaus fiir Mittellose verkennt
den immanenten Zusammenhang zwischen Reichtum und Armut, den
Bertolt Brecht treffend erfasste: »Reicher Mann und armer Mann standen
da und sahn sich an. Und der Arme sagte bleich: Wir ich nicht arm, wirst
du nicht reich.«
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Auflerdem setzt die Anregung zum Vermogensaufbau auf einen wach-
senden Kuchen. Einen sehr groffen Kuchen, wenn wir uns erinnern, dass
die drmere Hilfte der Deutschen nur tiber o,5 Prozent des gesamten Netto-
vermdgens verfligt und die drmsten zehn Prozent iiber gar kein Vermégen,
sondern nur iiber Schulden. Besonders der empfohlene Immobilienerwerb
wiirde zu enormen Umweltbelastungen fithren — heute ist die Bau- und
Immobilienbranche fiir circa so Prozent des weltweiten Ressourcenver-
brauchs verantwortlich, bei der Herstellung von Baustoffen werden Un-
mengen CO, freigesetzt und fast 60 Prozent des weltweiten Abfalls produ-
ziert. So wird bei diesem gut gemeinten Ratschlag wohlweislich vergessen,
dass wir jetzt schon unseren Ressourcenverbrauch um die Hilfte verrin-
gern miissen, wenn wir nicht ganz blindlings in die Klimakatastrophe
marschieren wollen. Doch dieses Dilemma ist ganz im Sinne Brechts leicht
zu 16sen: Warum nicht tiber eine adiquate Reichtumsbesteuerung Vermo-
gensaufbau fiir alle fordern und als Nebeneffeke gleichzeitig garantieren,
dass durch weniger Luxuskonsum weniger Treibhausgasemissionen ent-
stehen? Thomas Piketty hatte einen dhnlichen Gedanken. Er schligt ein
»Erbe fiir alle« vor. Der Staat soll kiinftig allen 25-Jihrigen ein Startkapital
in Hohe von 60 Prozent des nationalen Durchschnittsvermégens tiberlas-
sen. In Deutschland wiren das rund 120.000 Euro. Fiir den Okonomen
lsst sich diese Mafinahme mit fiinf Prozent Steueraufkommen aus Ver-
mogens- und Erbschaftssteuern solide finanzieren.

Als anderes Argument gegen Vermogenssteuern wird die Kapitalfluche
ins Feld gefiihrt. Das Kapital ist schliellich ein scheues Reh. Auch solche
Behauptungen sind empirisch widerlegt und unseriés — oder unredlich.
Michael Hartmann hat fir sein Buch Die globale Wirtschafiselite: Eine
Legende die 1.000 grofiten Unternehmen der Welt ebenso wie die welt-
weit 1.000 reichsten Personen iiber 20 Jahre hinweg beobachtet und tiber
eine breite Datenbasis nachgewiesen, dass die Reichen und Reichsten gar
nicht so mobil sind, wie sie immer androhen: 9o Prozent der Topmana-
ger*innen arbeiten in ihrem Heimatland, 70 Prozent sind ihr ganzes
Leben, was die Ausbildung angeht, was die Berufslaufbahn angeht, was
den Wohnort angeht, in dem Land geblieben, in dem sie auch grof§ gewor-
den sind. Diese Heimatverbundenheit hat nicht zuletzt einen 6konomi-
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schen Grund: Wer zu den Reichen gehort und reich bleiben will, braucht
regelmifligen intimen Zugang zur politischen Elite im eigenen Land und
zu seinem Staat. Das ldsst sich aus dem Ausland schwieriger bewiltigen.
Genau aus diesem Grunde leben von den tiber 300 US-Biirger*innen, die
zu den 1.000 Reichsten der Welt gehéren, ganze drei im Ausland.

Auch von deutschen Milliardir*innen unter den Top Tausend leben
wenige im Ausland. Die meisten bekanntermaflen in der Schweiz. Aber
nicht nur wegen den Steuererleichterungen, der klaren Luft und der scho-
nen Berge. Sondern vor allem wegen der Nihe zum eigenen Land. Die
Vereinigten Staaten haben vorgemacht, wie man das Problem der Steuer-
flucht auch national 16sen kann: Die US-Finanzbehérden sagen, egal, wo
du wohnst, das, was du woanders weniger zahlst, das zahlst du bei uns
drauf. Entscheidend ist immer unser Steuersatz, solange du US-Biirger*in
bist. Und wenn du die Staatsbiirgerschaft abgibst, dann zahlst du auf dein
ganzes Vermogen eine sogenannte Exit Tax von tiber 20 Prozent. Eine
gerechte Lastenverteilung durch neue Reichensteuern ist also leicht zu
bewerkstelligen. Sie muss nur politisch gewollt werden.

Schauen wir uns in der Welt oder im eigenen Land um, ist die Stim-
mung oder der Zeitgeist zugunsten einer solchen Umverteilung schon
lange nicht mehr so giinstig gewesen wie heute: Es dimmert den Menschen
und Politiker*innen in vielen Lindern, dass Steuerwettbewerb kein Natur-
gesetz ist. Der Internationale Wihrungsfonds IWE, bei der Kreditvergabe
lange das wichtigste Bollwerk fiir Austerititspolitik und Spardikrat, hat
2021 erstmals die Besteuerung der Reichen gefordert, damit die Industrie-
nationen die Krisenkosten besser bewiltigen konnen. US-Prisident Joe
Biden versucht, iiber hohere Vermégens- und Unternehmenssteuern einen
neuen Konjunkeur- und Modernisierungspakt zu finanzieren. Die Organi-
sation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung OECD hile
Vermogenssteuern in Deutschland fiir sinnvoll und gibt nach Umfragen
damit die Meinung vieler Deutschen wieder. Dessen ungeachtet ist die
Politik bei uns weiter sehr zdgerlich — oder 4dngstlich. Ein Schelm, wer
dabei Béses oder an Pikettys Befiirchtungen der Einflussnahme denkt!
Die Parteien, die iiberhaupt iiber eine neue Vermogenssteuer nachden-
ken, wollen bei Freibetrigen von mindestens einer Million Euro beginnen
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und Vermdgen mit einem Prozent belasten. Zum Nachrechnen: Wem es
mit viel Entbehrungen gelingt, monatlich 400 Euro zuriickzulegen, muss
knapp 210 Jahre arbeiten, um eine Million anzusparen.

Frither war man bei uns weniger zimperlich, ohne dass das System
zusammenbrach bezichungsweise die Leistungsfihigkeit der Wirtschaft
und der Eliten eingeschrinkt wurde. Die bis 1996 geltende Vermégens-
steuer in Deutschland von jihrlich ein Prozent wurde auf Vermogen ange-
wendet, die eine Freigrenze von umgerechnet etwa 60.000 Euro iiber-
stiegen. Heute eine Vermogenssteuer ab 5s00.000 Euro zu fordern wire
vermutlich politischer Selbstmord. Und dies, obwohl nach statistischen
Standards deutsche Haushalte mit einem Vermogen von knapp einer
halben Million Euro (inklusive Immobilien) rechnerisch zum reichsten
Zehntel der Gesellschaft gehoren. Doch in den Milieus dieser Obermittel-
schicht herrscht nicht das Bewusstsein vor, privilegiert zu sein. Es mischen
sich vielmehr wachsende Absturzingste, die Furcht vor steigenden Lebens-
haltungskosten oder vor dem Verlust hinreichender Altersversorgung.
Dadurch wird bevorzugt ein besitzsteuerfreier Schonbereich gefordert und
werden hohere Steuern und Abgaben abgewehrt. Umverteilungspolitiken
sind nicht gerade beliebt. Wer lisst sich schon gerne etwas wegnehmen?

Einen strahlenden Robin Hood gibt es nur im Film, nicht im wirk-
lichen Leben.

Eine wirksame Umverteilung iiber Steuern kann nur erfolgreich sein,
wenn sie klug umgesetzt wird. Sie darf nicht nur nehmen, sondern muss
auch geben. Wer heute im Privaten Geld hortet, tut dies hiufig, um per-
sonliche Sicherheiten zu erhéhen. Vernachlissigt wird dabei oft, dass hohe
Einkommenskonzentrationen nicht zwingend zu mehr, sondern sogar zu
weniger Sicherheiten fiihren konnen. Die Epidemiolog*innen Richard
Wilkinson und Kate Pickett haben das in ihrem Buch Gleichheit ist Gliick
anhand zahlreicher empirischer Belege aus verschiedenen Lindern nach-
gezeichnet: Reichtum ist 6fter das Ziel von (gewalttitiger) Kriminalitit. In
ungleichen Gesellschaften sind soziale Abstiirze mit grof8er Fallhohe hiu-
figer und verdichten den individuellen Zeit- und Erfolgsdruck. Ungleich-
heit schiirt iiber verschirfte Statuskonkurrenz soziale Angste, Krankhei-
ten, Frustration und Depressionen. Insgesamt erhoht wachsende soziale
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Ungleichheit auch fiir Reiche und Bessergestellte oft das Stressniveau,
verringert das tigliche Wohlbefinden, die eigene Lebensqualitit und die
Lebenserwartung. Das Versprechen und die Garantie einer umfassenden
Absicherung durch eine breite 6ffentliche Daseinsvorsorge fiir einen selbst
und die Lieben kann diesen Teufelskreis durchbrechen. Und die Bereit-
schaft stirken, mehr fiir die Gemeinschaft beizusteuern. Dafiir braucht es
jetzt eine breite Debatte: wie wir nach der Pandemie unseren Wohlstand
in Zukunft halten und gestalten wollen. Jenseits des Materiellen bietet
sich hier als universelle Gréfle »Zeit« als Wohlstandsindikator an.

Aber lassen wir uns nicht iiberraschen: Die Forderung, die Besserver-
dienenden und Reichen an den Krisenkosten zu beteiligen, wird selbst bei
einem smarten Vorschlag zu scharfen Gegenreaktionen und kontroversen
Diskussionen fiihren.

Ein typisches Beispiel ist die Neiddebatte. Vorgebracht wird der Neid-
vorwurf vor allem von »Mietmiulerng, die die Forderungen nach sozialem
Ausgleich als hisslichen Egoismus moralisch diffamieren. Solche Manéver
gehen nicht nur am Thema, sondern an der Essenz des Neidbegriffs vorbei.
Neid ist nur unter Gleichen moglich. Wer die Reichen aber von einem
Lastenausgleich ausnehmen will, erklirt sie nicht zu Gleichen. Vielmehr
will so jemand das Gleichheitsgebot moderner Gesellschaften aushebeln.
Das ist unmodern und antiliberal.

Und ein gefihrliches Spiel: Wer auf einen Lastenausgleich verzichtet,
jeden Lkw-Fahrer oder jede Krankenschwester zum Stemmen der Krise
in die Plicht nimmt, aber die Begiiterten verschont, bestraft nicht nur
die »Systemrelevanten«, sondern ganz prinzipiell Leistung. Das sind die
besten Voraussetzungen, der Wirtschaft das Riickgrat zu brechen. Wir
schaffen so eine Welt, wo Teilhabe mehr Haben als Teilen bedeutet. Und
eine Zukunft, die Deutschland in eine soziale Wiiste verwandeln kénnte,
die sich fiir viele nicht mehr wie Heimat anfiihlen wird. Das kénnte die
Stunde der Rattenfinger*innen sein. Und diese wiirden erfahrungsgemifd
vor allem eines schiiren: Neid!

Jede/r, der/die heute verhindert, dass das Ende der Pandemie zur Ge-
burtsstunde einer neuen ebenso gerechten wie klugen Steuerpolitik wird,
zerstort unsere Wirtschaft, unsere Gesellschaft und bedroht unsere Frei-
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heit. Was wir jetzt brauchen, ist nicht das verlogene Lamentieren {iber
Neid. Wir brauchen eine mutige Politik, die Krisenkosten fair auf alle
Schultern verteilt. Wir brauchen Schneid!

Die Leitplanken fiir den zweiten Schritt sind damit benannt:

+ Sofortige Steuererh6hung fiir umweltbelastenden Konsum wie SUVs
oder Flugzeugkerosin

+ Breite Debatte iiber die Verteilung der Krisenkosten und die dazu
erforderlichen Steuerreformen

+ Forderung unabhingiger Reichtumsforschung
+ Vorbereitung einer einmaligen Vermogensabgabe

+ Reformierung der Erbschafts- und Einkommenssteuer, Einfithrung
eines Corona-Soli

+ Grundgesetzinderung, Streichung der Schuldenbremse

+ Aufstockung des globalen Mindeststeuersatzes auf 25 Prozent
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Mythos #3

Das Virus ist geschlechtslos

Covid-19 brachte unser Gesundheitssystem fast an seine Grenzen. Als die
Mehrheit der Bevélkerung von der » Triage« horte, diesem traurigen, mili-
tirmedizinischen Versuch, menschliche Grausamkeiten rational zu fassen,
waren viele erschiittert. Kaum jemand hatte vermutet, dass unser Gesund-
heitssystem so verletzlich sei. Erwies es sich — im internationalen Ver-
gleich — dann doch als robuster als zeitweilig befiirchtet, so schiirte die Er-
schopfung der personellen Ressourcen in den Krankenhiusern Angst und
Hilflosigkeit. Immer klarer wurde, dass nicht das Wissen, die Technologie,
die Gerite, Schutzkleidung oder Betten fehlten. Sondern der helfende,
der pflegende Mensch. Es mangelte an Obhut, Schutz und professioneller
Firsorge. Zu hiufig wurden die schlimmsten Befiirchtungen im eigenen
Umfeld ganz real. Jetzt muss dort, wo Zeit fiir eine Atempause ist, Bilanz
gezogen werden.

Diese haben im Gesundheitssektor zu beginnen: Seit mehr als 40 Jah-
ren finden in Deutschland Gesundheitsreformen statt. Das hinterliefS tiefe
Spuren. Lange stand der Staat in der Kritik, zu trige zu sein, Ressourcen
zu binden, die der/die Einzelne selbst — fiir sich und zum Wohle aller —
besser einsetzen konne. Reformziel war darum durchgingig eine immer
weitergehende C)konomisierung und Privatisierung des Gesundheitswe-
sens. Finanziert wurde nur noch, was »sich rechnet«. Der fette Staat wurde
abgehungert, staatliche Magersucht zum Schonheitsideal erklirt.

Seit Anfang der 1990er-Jahre wurde die Zahl der Krankenhduser in
Deutschland um fast 20 Prozent und die Zahl der Krankenhausbetten
um fast 30 Prozent verringert. Im gleichen Zeitraum wuchs der Anteil
der Alteren um ein Drittel. Ihnen stehen heutzutage etwa zehn Prozent
weniger medizinische Krifte zur Verfigung, sodass die Kluft zwischen
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den Patient*innen in den Kliniken und dem Pflegepersonal stetig gewach-
sen ist.

Wichtiger Hebel fiir diese Entwicklung sind die im Jahr 2003 von der
Politik fiir die stationdre Behandlung verordneten Fallpauschalen (DRGs).
Nach dieser Vorgabe werden nicht mehr die echten Kosten ciner jeden
Behandlung refinanziert (Selbstkostendeckungsprinzip), sondern fiir
jeden Patienten und jede Patientin nach Fallgruppen festgelegte Pauscha-
len bezahlt. Seither orientiert sich die Maxime von Kliniken nicht mehr
an den Bediirfnissen von Patient*innen, sondern an betriebswirtschaft-
lichen Erwidgungen. Das bedeutet konkret: Je geringer der Kostenauf-
wand fiir eine Behandlung ist, desto hoher der Gewinn. Erfordert ein/e
Patient*in lingere und intensivere Betreuung, schreibt das Krankenhaus
rote Zahlen. Die Vorhaltung nicht unmittelbar genutzter Kapazititen fiir
den Notfall wiirde in den Ruin treiben. Das Gesundheitswesen verkam zu
einer Gesundheitswirtschaft, die aus Krankenkassenbeitrigen der Solidar-
gemeinschaft finanziert wird.

Der in den Fallpauschalen abgebildete Plegekostenanteil muss nicht
zwingend fiir die Pflege ausgegeben werden. Es kam zum kontinuier-
lichen Personalabbau und einer oft bis an die Erschépfung reichenden
Verdichtung der Arbeitszeit. Seither tragen die Pflegekrifte tiber niedrige
Lohne und Zeitknappheit die Hauptlast dieser Okonomisierung. Weitere
vor- und nachgelagerte Dienstleistungen (Putzdienst, Kiiche, Wische)
wurden oft komplett ausgegliedert und sind nicht selten noch hirter von
Einsparungen oder Lohndumping betroffen. Nach aktuellen Schitzungen
fehlen in der stationiren Versorgung in Deutschland zurzeit annihernd
56.000 Arzt*innen und gut 140.000 nicht irztliche Fachkrifte. Pessimisti-
sche Prognosen vermuten, dass dieser Mangel bis 2030 demografiebedingt
auf eine Million Pflegekrifte anwachsen wird.

Die globalen Zahlen sind nicht besser: Nach Berechnungen des Welt-
bunds der Krankenschwestern und Krankenpfleger, des International
Council of Nurses (ICN), gab es zu Beginn der Pandemie weltweit mit
27 Millionen Pfleger*innen sechs Millionen Pflegekrifte zu wenig. Bis 2030
werden weitere vier Millionen altersbedingt ausscheiden, sodass 30 Pro-
zent zu wenig Pflegepersonal vorhanden sein wird. Dieser von Corona
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aufgedeckte Pflegenotstand hat sich seit Langem aufgestaut und ist symp-
tomatisch fiir unsere Gesellschaft. In unserer oft auf Arbeit, Produktion,
Wachstum und Einkommen fokussierten Welt werden die sogenannten
reproduktiven Tidtigkeiten, also Betreuungs- und Pflegearbeiten, heute
oft als Care-Arbeiten bezeichnet, kaum anerkannt. Sie werden gering
geschitzt und entwertet, obwohl sie oft harte Knochen- und Nervenarbeit
sind, arbeits- und zeitintensiv, anfordernd und nicht selten emotional
belastend. Sie finden weder hinreichende materielle noch gesellschaftli-
che Anerkennung. Sie sind nicht immer, aber noch zu oft schlecht bezahlt
oder sogar kostenlos (Hausarbeit und familiire Kinder- und Altenbetreu-
ung) und hiufig zu wenig sozial abgesichert. Erst die Pandemie hat diese
im Dunkeln liegenden — oder schlimmer: bewusst ignorierten — Bereiche
aus unser aller Leben, die essenziell fiir unsere Gemeinschaft sind, ins
Rampenlicht gezerrt. Seit Corona ist Care-Arbeit »systemrelevant«. Eine
spite, doch umso wahrere Erkenntnis.

Auf der Bithne stehen aber nicht unsere tiblichen Kinohelden. Pflege-
titigkeiten werden mehrheitlich von Frauen ausgeiibt. Auch in Deutsch-
land sind weit iiber 80 Prozent der Beschiftigten im Gesundheitswesen
oder in Pflege- und Altersheimen weiblich. Unsere wahren »Coronahel-
den« sind meist Heldinnen.

Dritter Schritt:
Die gesunde Gesellschaft durch Gemeinwohl fiir alle

Es sind unsere Postbot*innen, Polizist*innen, Pflegekrifte, Arzt*innen,
Supermarktmitarbeiter*innen, Busfahrer*innen und kommunalen Ange-
stellten, die fiir die Wirtschaft oft nur kostengiinstige Standortvorteile
sind, in Wirklichkeit aber unsere gesellschaftlichen Grundfunktionen
aufrechterhalten. Corona machte den Niedriglohnsektor buchstiblich
iiber Nacht zum Garanten der kritischen Infrastruktur — und unseres
Uberlebens. Nach dem Klatschen und der Pandemie steht eine Bestands-
aufnahme an, welche Arbeit uns wirklich wichtig ist. Die Niitzlichkeit
und Unverzichtbarkeit solcher gesellschaftlichen Leistungen muss sich
als Erstes in den Einkommen widerspiegeln. Dank Corona wissen wir,
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dass wir ganz gut auf manche Derivatehindler*innen verzichten kénnen,
aber auf keine einzige Pflegekraft im Krankenhaus. Daher empfehlen sich
nicht nur héhere Mindestléhne, sondern verbindliche Regelungen fiir
Maximaleinkommen. Wer ist heute noch iiberzeugt, dass die Einkom-
mensunterschiede zwischen einer Intensivkrankenschwester und einem
Investmentbanker adiquat die Differenz der Arbeitsleistung widerspie-
gelt? Aufler dem Banker natiirlich. Warum die Argumentationskette nicht
einfach umdrehen: Nicht die Hohe des Mindestlohns wird in Zukunft
verhandelt, sondern die Frage, wie viel Geld aus Unternehmensgewinnen,
Erbschaften, Zins- und Aktieneinnahmen an die Allgemeinheit zuriick-
flief3en soll.

Um gute Einkommen zu gewihrleisten, miissen die Arbeitgeber*innen
Pflege- und Betreuungsarbeit nicht mehr nach Gottes oder anderer Gnade
entlohnen, sondern einheitliche Lohne zahlen, tiber deren Héhe politisch
entschieden wird. Uber anstindige Lohne, angemessene berufliche Qua-
lifikationsanforderungen, Aufstiegsméglichkeiten und gesellschaftliche
Anerkennung kann eine hohe Qualitit sozialer Dienstleistungen gesichert
werden. All dies wiirde zusitzlich die strukturelle Benachteiligung von
Frauen merkbar abbauen. Dafiir braucht es eine politische und kulturelle
Aufwertung von systemrelevanten Titigkeiten. Nicht nur wihrend, son-
dern besonders nach der Krise.

»Gemeinwohl stirken« ist das oberste Gebot. Corona zeigt anhand des
durch Spardiktate geschwichten Gesundheitssystems, dass unser Gemein-
wohl nicht Kostenkalkulationen oder privatem Gewinnstreben iiberlassen
werden darf. Sonst ist es nicht nur das Virus, sondern auch die Rechen-
schieber, die toten. Es bedarf einer breit aufgestellten 6ffentlichen Daseins-
vorsorge, die das Gemeinwohl fir alle sichert. Was ist damit gemeint?
Eine soziale Infrastruktur, die in der Regel kostenlose oder gegen geringes
Entgelt 6ffentliche, fiir alle gleichermaflen zugingliche, qualitativ hoch-
wertige Giiter und Dienstleistungen bereitstellt. Und zwar in den tberle-
benswichtigen Bereichen der Gesundheitsvorsorge, Wohnen, Wasser- und
Elektrizititsversorgung, (Weiter-)Bildung, Kinder-, Jugendlichen- und
Altenbetreuung, (Nah-)Verkehr, Kommunikation sowie Sport und Kul-
tur. Eine solche Daseinsvorsorge muss bediirfnisorientiert und nah am
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Menschen sein. Das heif3t, sie sollte primir von mit hinreichenden Mit-
teln ausgestatteten Kommunen getragen werden. Sie muss auf Mitbestim-
mung der Mitwirkenden (Beschiftigte, Arzt*innen, Erzieher*innen) und
Betroffenen (Patient*innen, Eltern) setzen, um Mafnahmen und Mittel-
einsatz demokratisch und transparent zu gestalten. Sie darf nicht nur auf
Angebotsmenge oder Rechtsanspriiche abzielen, sondern muss auch hohe
Qualitdtsstandards im Auge haben und deren Einhaltung kontinuierlich
priifen. Dies geht nur mit anstindig ausgebildeten und gut bezahlten Mit-
arbeitenden.

Und sie sollte ihrem Namen gerecht werden, also auch Vorsorge betrei-
ben. Nicht nur monetire Unterstiitzung fiir soziale und konomische
Risikolagen ist bereitzuhalten. Sondern iiber Beratungen und Unter-
stiitzungsangebote miissen soziale Schieflagen priventiv verhindert oder
frithzeitig eingegrenzt werden. Dies macht eine stirkere Vernetzung ver-
schiedener Politikbereiche erforderlich. In Skandinavien zum Beispiel
konzentriert sich die vorsorgende Gesundheitspolitik auf die Verflechtung
von Bildungs-, Familien- und Arbeitsmarkepolitik. In Schweden wurden
Familienzentren gegriindet, die Anlaufstellen fiir Familien sind und in
Fillen physischer oder psychischer Probleme der Kinder geeignete Hilfe-
stellungen geben. Ebenso wird in den Schulen die Drogenprivention eng
mit den Eltern oder auch den lokalen Sportvereinen verkniipft.

In der Krankenversorgung wiren fiir eine solche politische Ausrichtung
zligig verschiedene Mafinahmen umzusetzen: Als wichtigste Punkte sind
sicherlich die Abschaffung der Fallpauschalen zu nennen und die Finan-
zierung der Krankenhiuser auf Basis ihrer tatsichlichen Kosten. Dies hat
die deutsche Regierung weder in der Pandemiebekimpfung umgesetzt
noch fiir die Zeit danach versprochen. Zusitzlich miissen die Personal-
ausstattung der Kliniken sowie die Gehilter in der Pflege und in nicht
medizinischen Sektoren deutlich aufgestockt werden. Mittelfristig ist die
Rekommunalisierung der Krankenhiuser als Einrichtungen der 6ffent-
lichen Daseinsvorsorge samt Riickfithrung von outgesourcten Tochter-
unternehmen anzustreben.

Danach sollte eine Neuausrichtung des Krankenwesens als Ganzes vor-
angetrieben werden. Heute liegt der Schwerpunkt der Krankenfiirsorge in

Mythos #3

42



der kurativen Medizin, also der Heilung. Die Public-Health-Forschung ist
in vielen Studien aber seit Langem zu dem Ergebnis gekommen, dass die
Verbesserung von Gesundheit und Lebenserwartung nicht nur durch medi-
zinische Behandlung erzielt werden kann, sondern grofiteils auch iiber die
Verinderung von Lebensbedingungen erreichbar ist: Erndhrung, sanitire
Einrichtungen oder weniger belastende Arbeit. Dies kann aber nicht der/m
Einzelnen tiberlassen werden. Eine Krankenversorgung, die ganzheitliche
Ansitze umsetzt, muss verschiedene Politikbereiche wie Schulernihrung,
Arbeitsschutz etc. im Blick haben. Dariiber kann langfristig Gesundheit fiir
alle besser gefordert werden als tiber eine teure, hoch technisierte Medizin-
versorgung. Rudolf Virchows Postulat von der Sozialmedizin lisst griiffen.
Uber Privention und ganzheitliche Therapien lassen sich auch Ressourcen
einsparen. Sogar ein Ende der Okonomisierung des Gesundheitssystems
und der Ausbau einer breiten 6ffentlichen Daseinsvorsorge bergen Einspar-
potenziale. Okonomisierung bedeutet schlieflich nicht immer billigere
Leistung, sondern oft nur Umschichtung von Geld auf andere Leistungen,
etwa zur Finanzierung neuer administrativer Bereiche. Statt unsinnige,
kriftezehrende und teure Konkurrenz sollten im Gesundheitssystem viel-
mehr Kooperationen auf allen Ebenen geférdert werden.

So wiirde die Schwerpunktverlagerung von der Medizin zu einer wach-
senden Biirokratisierung riickgingig gemacht werden, die immer mehr
Arbeitsanteile des medizinischen Personals beansprucht und zum Stellen-
ausbau fiir Controller*innen und andere mit Betriebswirtschaft befasste
Angestellte gefithrt hat. In groleren Krankenhiusern sind gigantische
Controllingabteilungen entstanden, welche den gesamten Datenfluss
organisieren, iiberpriifen, evaluieren und »optimieren« und die Arze*in-
nen auf Trab halten. Deutsche Arzt*innen verwenden oft mehr als drei
Stunden ihrer tiglichen Arbeitszeit mit administrativen Aufgaben wie
Dokumentation. Mit medizinischer Arbeit verbringen sie rund vier Stun-
den, mit Patient*innen- und Angehérigengesprichen anderthalb Stunden.
Fragen Sie einmal Thren Arzt oder Thre Arztin, was er/sie davon hilt! Uber
niedrigschwellige Abrechnungsmethoden und eine mehr auf Digitalisie-
rung setzende Verwaltung kénnte sowohl dieser biirokratische Moloch
geschrumpft als auch die Patient*innenbetreuung verbessert werden.
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Krankenhiuser sollten in Kategorien eingeteilt werden, vom kleinen
so-Betten-Haus der Grundversorgung bis hin zu universitiren Einrich-
tungen mit allen Spezialabteilungen. Die Finanzierung darf nicht auf
Fallpauschalen aufbauen, sondern geschicht entsprechend dem Auftrag
beziehungsweise der Grofle des Krankenhauses mit pauschalen Budgets.
Bezahlt wird die Erfiillung des sozialen Auftrages, nicht eine konkrete
medizinische Tat. Genauso sinnvoll wire eine Beendigung der Trennung
der stationdren von der ambulanten medizinischen Versorgung, bei der die
hausirztliche Medizin, die Allgemeinmedizin, ins Zentrum riicken muss.
Um diese Basis herum gruppieren sich Pflegestiitzpunkte, Fachirzt*innen
und stationdre Einrichtungen. Durch eine bessere Auslastung des Gerite-
parks wiirde verhindert, dass teure Gerdte nur zur Amortisierung von
Kosten eingesetzt werden. So kénnten Doppeluntersuchungen vermieden
und Milliarden eingespart werden.

Zusitzlich ldsst sich der Wettbewerb zwischen den iiber 100 deutschen
Krankenkassen iiber eine Biirgerversicherung fiir alle mit zusdtzlichen
Wahloptionen nach eigenem Gusto ablosen.

Und wenn wir schon einmal dabei sind: Durch ein angemessenes
Grundeinkommen konnten bisher getrennt verwaltete Mafinahmen der
sozialen Sicherung wie Kindergeld, Familienbeihilfen aller Art, Ausbil-
dungsgelder, Sozialhilfe, Altersgrundversorgung, Wohngeld relativ un-
biirokratisch gebiindelt und der dafiir verantwortliche Verwaltungsappa-
rat eingeschmolzen werden. Als erster Schritt sollte fiir die 2,8 Millionen
Kinder und Jugendlichen, die in Deutschland von staatlichen Leistungen
zur Existenzsicherung leben, eine Kindergrundsicherung eingefiihrt wer-
den. Die bisher mit Verwaltungsaufgaben betreuten Mitarbeitenden der
offentlichen Dienste miissten trotzdem nicht um ihre berufliche Zukunft
bangen: Verschiedene Berechnungen kalkulieren, dass durch den Aufbau
einer 6ffentlichen sozialen und bedarfsorientierten Infrastrukeur fiir gute
Bildung, Gesundheitsversorgung, Pflege, Mobilitit, Energieversorgung,
Wohnen, Kultur, Sport und Internet in Deutschland bis zu zwei Millionen
hochwertige, tariflich und sozial gut abgesicherte Arbeitsplitze geschaffen
werden konnten.
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Die ehrliche Gesellschaft
durch Gemeinwohl von allen

Natiirlich wird fiir eine solche Daseinsvorsorge eine Menge Geld in die
Hand genommen werden miissen. Wo soll das alles herkommen? Mit die-
ser Frage begeben wir uns auf unwegsames Gelinde. Aber es gibt gute
Orientierungspunkte, um den richtigen Pfad nicht zu verlieren.

Beginnen wir am Anfang: Erfunden wurde der Wohlfahrtsstaat Ende
des 19. Jahrhunderts von Otto von Bismarck. Der Kanzler begriindete mit
neuen Kranken-, Unfall- und Rentenversicherungen in Deutschland welt-
weit das erste stattliche Sozialsystem und damit die bis heute erfolgreiche
Geschichte des Sozialstaats. Die Sozialleistungen werden im Wesentlichen
durch parititische Beitrige der Arbeitnehmer*innen und ihrer Arbeit-
geber*innen finanziert und richten sich danach, wie viele und wie hohe
Beitrige gezahlt werden. Uber diese leistungsorientierte Art von Sozial-
versicherungssystem verfiigen in Europa neben Deutschland heute zum
Beispiel Frankreich und Italien; zusitzlich ist es in Teile Lateinamerikas
exportiert worden.

Bismarck hatte bei seinem Sozialversicherungsmodell weniger das Wohl
der Menschen als die Absicherung der Wirtschaft durch die Befriedung
und Versorgung der produktiv Arbeitenden im Auge. Er war seiner Zeit
voraus und erkannte, dass sich beides mit Beginn der industriellen Revo-
lution immer stirker gegenseitig bedingte. Die Umsetzung dieser Strategie
erfiillte alle Wiinsche ihres Erfinders: Deutschland — und immer mehr
Teile Europas — wurden nicht nur fiir die Wirtschaft, sondern auch kul-
turell zu erwerbszentrierten Gesellschaften. Nicht Rohstoffe oder gutes
Ackerland entscheiden seitdem iiber Unternehmensgewinne. Es ist die
Arbeit! Dieselbe Arbeit, die auch das Einkommen und die soziale Absi-
cherung festlegt, die die soziale Position begriindet und der/m Einzel-
nen Selbstverwirklichung und gesellschaftliche Anerkennung verspricht.
Gut fiir die Volkswirtschaft, die von wachsender Arbeitsproduktivitit,
Fleiff und Disziplin und von ungestdrten Arbeitsprozessen profitiert. Von
Nachteil fiir die, die im reproduktiven Bereich zum Beispiel der Pflege,
Betreuung oder Reinigung arbeiten oder fiir Hausarbeit und Kindererzie-
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hung zustindig sind. Also mehrheitlich fiir Frauen. Sie werden schlecht
oder gar nicht bezahlt, sind meist tiber ihre Minner und oft zu wenig oder
gar nicht abgesichert. Altersarmut hat darum meist ein weibliches Gesicht.
Schlecht also fiir alle, die prekir beziehungsweise informell beschiftigt
sind. Das betrifft nicht nur rund 30 Prozent der Erwerbstitigen Deutsch-
lands und knapp 40 Prozent der Arbeitenden Europas, sondern ist nach
Zahlen der Internationalen Arbeitsorganisation ILO eine soziale Katastro-
phe fiir weltweit deutlich mehr als die Hilfte aller Erwerbstitigen.

In Deutschland hat das Bismarck’sche Sozialversicherungsmodell lange
erfolgreich funktioniert. Die monetire Umverteilung durch das Steuer-
und Transfersystem fiihrte insgesamt dazu, dass die Nettoeinkommen
deutlich gleichmifSiger verteilt waren als die Markteinkommen. Das
Sozialversicherungssystem hat daran einen gewichtigen Anteil. Doch die
Gewissheit und Stabilitit dieses Systems sind seit mehr als zwei Jahrzehn-
ten am Brockeln. Die fiskalische Grundlage des Sozialstaates wird regel-
mifig als chronisch krank beschrieben. Genau solche Positionen werden
nach dem Ende der Pandemie wieder an Einfluss gewinnen; Forderungen
nach Kiirzungen sozialer Leistungen oder der Erhohung des Rentenein-
trittsalters gewinnen jetzt schon an Lautstirke.

Es sind aber nicht immer noch mehr »Habenichtse« oder Faule, die
in der sozialen Hingematte unsere bitter verdienten Brotchen geniefen.
Diese Hingematte hat es nie gegeben. Und falls doch, sind ihre Locher so
grof3, dass sich niemand mehr in sie betten kann.

Es sind auch nicht die Migrant*innen, die unser Sozialsystem iiber-
lasten. Im Gegenteil: Verschiedene Studien belegen eindriicklich, dass der
auslindische Bevolkerungsanteil unseren Sozialstaat seit Jahrzehnten ent-
lastet, Migrant*innen iiber Beitrige und Steuern deutlich mehr einzahlen,
als sie an sozialen Transferleistungen empfangen. Ohne diese Entlastung
wiren die Sozialbeitrige fiir uns alle bereits spiirbar gestiegen. Es sind
auch nicht explodierende Sozialausgaben, die uns drangsalieren. Diese
sind in den letzten beiden Jahrzehnten entgegen allen Behauptungen sta-
bil geblieben.

Der Grund, warum das Fundament unserer Daseinsvorsorge schwindet,
ist vielmehr die abnehmende Zahl an Einzahler*innen. Die Last der Sozial-
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abgaben wird von immer weniger Menschen geschultert. Dies wiederum
ist dem Organisationsprinzip der Sozialversicherung geschuldet. Das Sozial-
staatsprinzip ist direkt an die Dynamik auf dem Arbeitsmarke gekoppelt.
Die Referenz fiir Sozialversicherungen ist das vertraglich gesicherte und
unbefristete Normalarbeitsverhiltnis. Diese Arbeitsform wurde seit den
1990er-Jahren nicht nur in Deutschland iiber eine wachsende Deregu-
lierung des Arbeitsmarktes aufgeweicht und teilweise durch prekire oder
atypische Beschiftigungsverhiltnisse ersetzt. Nach einer Studie der Orga-
nisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung OECD
waren zwischen 1995 und 2010 drei Viertel aller Industrienationen von
einer solchen Zunahme an prekiren Beschiftigungen betroffen; besonders
stark die Slowakei mit der Hilfte aller Arbeitsstellen, aber auch Osterreich,
die Niederlande und Deutschland.

So konnte der damalige Bundeskanzler Gerhard Schréder auf dem
Weltwirtschaftsforum in Davos 2005 stolz und vollmundig verkiinden:
»Wir miissen und wir haben unseren Arbeitsmarkt liberalisiert. Wir haben
einen der besten Niedriglohnsektoren aufgebaut, den es in Europa gibt.«
Warum er liberalisieren musste, hat er — oder jemand anderes aus seiner
Sozialdemokratischen Partei — bis heute noch nicht plausibel erliutern
konnen. Was ebenfalls kaum erklirt wird, ist, dass mit dieser Politik dem
deutschen Sozialsystem der Boden unter den Fiiflen weggezogen wird.
Weniger sozialversicherte Arbeit, weniger Geld fir Soziales.

Doch das ist noch nicht alles: Die sozialversicherten Anteile zur Finan-
zierung unseres Sozialsystems miissen bis zu einer Beitragsbemessungs-
grenze entrichtet werden, die im internationalen Vergleich vergleichsweise
niedrig ist. Sie liegt bei der gesetzlichen Krankenversicherung zum Beispiel
2021 bei unter 60.000 Euro Einkommen. Uberschreitet das Gehalt diese
Grenze, steigen die Beitrdge nicht weiter an, sondern bleiben konstant.
Gutverdiener zahlen also nur einen Héchstbetrag. Mit anderen Worten:
Wer viel verdient, zahlt im Verhiltnis deutlich weniger ein. Vermégen und
Erben werden beim Sozialversicherungsprinzip gar nicht berticksichtigt.
Viele Reiche profitieren ebenso wie alle von den sozialen Diensten, leisten
aber nur geringe oder keine Beitrdge. Da ist noch viel Luft nach oben und
genug da fiir eine breite Daseinsvorsorge.
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Es ist die Trigheit oder die fehlende Bereitschaft der Politik, unsere
Daseinsvorsorge ins 21. Jahrhundert zu iiberfiithren. Dabei liegen alle
Optionen auf dem Tisch: Ein zukunftsfestes Finanzierungsmodell geht
auf den Okonomen William Beveridge zuriick, der als Leiter einer Sach-
verstindigenkommission dem britischen Parlament im November 1942
seinen Bericht zur Reform des Sozialversicherungssystems vorstellte. Er
votierte fiir eine steuerfinanzierte Mindestsicherung fiir alle Staatsbiir-
ger*innen. Der Liberale wollte keine Daseinsvorsorge fiir alle, um sein
Land grundlegend zu verindern. Der Vorschlag ist eher aus der Not gebo-
ren, eine moglichst effektive wie unbiirokratische Gesamtversorgung der
kriegsleidenden Bevélkerung und somit deren weitere Unterstiitzung fiir
den Kampf gegen Hitlerdeutschland zu gewihren. Der Englinder setzte
auf eine steuerfinanzierte Grundversorgung fiir alle, die durch private
Eigenleistungen erginzt werden konnte.

Ersteres funktionierte lange sehr gut und wurde zum Vorbild vieler
Linder. Letzteres wurde der Heimat der universellen Gesundheitsversor-
gung schliefflich zur Krux. Mit der wirtschaftlichen Liberalisierungspoli-
tik GrofSbritanniens ab den 198cer-Jahren wurde das einst vorbildliche
offentliche Gesundheitssystem der Insel, der National Health Service,
ausgeblutet und von privaten Anbietern kannibalisiert. Die Mehrheit der
zahlreichen Coronaopfer in England sind nicht der britischen Covid-19-
Mutante zum Opfer gefallen, sondern dem maroden staatlichen Gesund-
heitssystem. Dass solche Entwicklungen nicht naturgegeben, sondern
ausschlieSlich politisch zu verantworten sind, zeigen die skandinavischen
Lander. Deren an dem Beveridge-Modell ausgerichtete universelle Gesund-
heits- und Daseinsvorsorge wird nach Einschitzung aller Experten bis
heute als international vorbildlich gewertet.

Der Sozialstaatsforscher Gosta Esping-Andersen kam zu dem gleichen
Befund. In seinem viel beachteten Vergleich 7he Three Worlds of Welfare
Capitalism revolutionierte er die westliche Wohlfahrtsstaatenforschung,.
Dazu stellte er die Verhiltnisse zwischen Staat und Markt in der Bereit-
stellung sozialer Leistungen nebeneinander, Modus und Qualitit der
Leistungen und die Wirkung der Sozialpolitik auf soziale Schichtung
und gesellschaftliche Verteilung. Esping-Andersen stellte fest, dass weder
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eine auf private Initiative beruhende Sozialpolitik (USA, Grof3britannien,
Australien, Schweiz) noch das Bismarck’sche Sozialversicherungsmodell
(Deutschland, Frankreich, Osterreich) ausreichend soziale Versorgung,
Mobilitit und Biirgerrechte fiir alle gewihrt. Stattdessen reproduzieren
und vertiefen sich soziale, geschlechtsspezifische und andere Ungleich-
heiten. Faire Chancengleichheit verbunden mit hoher Arbeitsproduktivi-
tit gewdhren hingegen die Sozialstaaten, die ihre Leistungen primir aus
Steuern finanzieren (Schweden, Norwegen, Dinemark, Finnland). Dieser
Befund wurde seither durch zahllose Forschungen und Studien bestitigt.

Alle Erfahrungen zeigen also: Eine Politik, die ein breites Gemeinwohl
gewihrleisten will, erfordert heute die Umstellung unserer Sozialsysteme
auf Steuerfinanzierung. Dieses Modell wollte die alliierte Besatzungsherr-
schaft (1945-1949) bereits nach dem Zweiten Weltkrieg in Deutschland
einfithren. Die Initiative scheiterte allerdings an der konservativen Mehr-
heit des ersten deutschen Bundestags.

Corona schenkt uns nun die Chance auf einen sozialpolitischen Neu-
start! Steuergerechtigkeit und Sozialstaat bilden allerdings ein unautheb-
bares Spannungsfeld, welches den demokratischen Staat schon immer
beschiftigte. Es geht um nicht weniger als die prinzipielle Frage, ob mehr
Freiheit weniger Gleichheit bedeutet oder mehr Gleichheit weniger Frei-
heit. Diese Frage ist nicht nur philosophischer Natur, sondern fiir unseren
Rechts- und Wohlfahrtsstaat essenziell. Sie entscheidet tiber die Ausgestal-
tung unseres Sozialsystems, tiber unser Gemeinwohl.

Das Credo der Liberalen ist es, Gleichheit durch Freiheit zu schaffen.
Also es der Leistung und Initiative der/s Einzelnen durch Chancengleich-
heit zu ermoglichen, gleichen Wohlstand fiir alle herzustellen. Dieses Pos-
tulat hat in den letzten Jahrzehnten die Politik der meisten westlichen
Staaten geprigt und zu einer signifikanten Okonomisierung und Privati-
sierung der Daseinsvorsorge gefiihrt. Das Ergebnis kennen wir: Je mehr
private Initiative in die soziale Infrastruktur einzieht, desto schlechter die
soziale Versorgung fiir die Mehrheit und desto unattraktiver Care-Arbeit.
Nicht die fiir die Gesellschaft iiberlebenswichtigen Tatigkeiten und Leis-
tungen, sondern leistungsfreies Erben und Vermégen entscheiden heute
weitgehend iiber Freiheitsgrade. Das alltigliche Abmiihen vieler ist seit
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Corona vielleicht »systemrelevant«, macht aber nicht frei. Im Gegenteil:
Bekanntermaflen wiitet das Virus in den Pflegeberufen wesentlich heftiger
als in der Oberschicht.

Da sich die Freiheit selbst nicht hinreichend befreien kann, miissen
wir ihr zu ihrem Recht verhelfen. Wir brauchen eine Politik, die Frei-
heit durch Gleichheit herstellt. Der frithere Bundesverfassungsrichter
Ernst-Wolfgang Bdckenforde wollte zwar soziale Grundrechte nicht im
Grundgesetz verankert sehen. Er hat gleichwohl hervorgehoben, dass
Freiheitsrechte ohne ihre sozialstaatliche Unterfiitterung nichts wert sind.
Fiir ihn ist ein Rechtsstaat, der es seinen Biirger*innen nicht ermégliche,
ihre verfassungsmifig verbrieften Rechte aktiv wahrzunehmen, nicht nur
kein Sozialstaat, sondern auch kein Rechtsstaat mehr. Nur ein solides
Gemeinwohl fiir alle sichert darum tiber die Herstellung von Gleichheit
langfristig Freiheit, Recht und Demokratie. Eine solche Daseinsvorsorge
sollte iiber Steuern finanziert werden.

Dabei gibt es viel zu gewinnen und nur wenig zu verlieren: Der Umbau
unseres Sozialstaats in ein steuerfinanziertes Sozialsystem bedeutet nicht,
dass die personliche Einkommenshéhe bei Arbeitslosigkeit oder bei Renten
missachtet wird. Mit einer progressiven Besteuerung auf breiter Grundlage
wiirden alle gerecht die Last schultern, aber auch alle eine breite Daseins-
vorsorge genief8en. Eine solche Basis wiirde leistungsgerechte Verteilung
und sozialen Ausgleich gewihren.

Mit dem gleichzeitigen Ende des Ehegattensplittings wiirde in Deutsch-
land Erwerbsarbeit fiir Frauen attraktiver. Die feminisierte Altersarmut
konnte abgebaut und zukiinftig vermieden werden. Skandinavien zeigt,
dass dabei niemand enteignet wird oder schmachten muss: Fiir die Begii-
terten wire die Abgabenlast (oder die Verringerung ihrer Freiheitsgrade)
immer moderat, denn jede Steuer muss schlief$lich demokratisch legiti-
miert werden. Und wer sich dennoch etwas mehr Versorgung gonnen
mochte, kann sich privat zusitzliche Leistungen dazukaufen oder sich ein
Vermogenspolster anlegen.

Deutschland hat die Sozialpolitik erfunden und in die Welt gebracht.
Das konnten wir als Verpflichtung interpretieren, jetzt den Wohlfahrts-
staat 2.0 auf den Weg zu bringen. Nicht nur bei uns, sondern auf euro-
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pdischer Ebene. Die Coronakrise wird oft mit den Erschiitterungen des
Zweiten Weltkriegs verglichen. Eine gute Zeit fiir einen Neuanfang. Ma-
chen wir die EU zu einer Sozial- und Steuerunion!

Die Leitplanken fiir den dritten Schritt sind offensichtlich:

+ Ziigige Reform des Gesundheitssystems: Abschaffung der Fallpauscha-
len, Aufstockung der Personalausstattung der Kliniken sowie der Ge-
hilter; Rekommunalisierung der Krankenhiduser, Einfithrung einer ein-
heitlichen Biirgerversicherung mit Wahloptionen

+ Hohere Mindestlohne, bessere Aufstiegsmoglichkeiten und gesellschaft-
liche Anerkennung fir Betreuungs- und Pflegearbeit

+ DPolitische und kulturelle Aufwertung von reproduktiven, also system-
relevanten Tétigkeiten

+ Komplette und zeitnahe Umstellung unserer Sozialsysteme auf Steuer-
finanzierung

+ Aus- und Aufbau einer breiten, 6ffentlichen, bedarfsorientierten, kom-
munalen und qualitativ hochwertigen Infrastrukeur fiir Bildung, Ge-
sundheitsversorgung, Pflege, Mobilitit, Energieversorgung, Wohnen,
Kultur, Sport und Internet
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Mythos #4

Die Schulen sind uns wichtig

Bildung ist ein zentraler Hebel, um Ungleichheiten zu verringern. Zu-
gleich gehoren (Vor-)Schulen zu den gesellschaftlichen Bereichen, die fiir
die Entstehung, Vertiefung oder gar Zementierung von Ungleichheiten
entscheidend sind.

Die Pandemie hat das globale Bildungssystem schwer erschiittert. Mehr
als 250 Millionen Kinder hatten nach Angaben der Organisation der Ver-
einten Nationen fiir Bildung, Wissenschaft und Kultur UNESCO schon
vor der Pandemie keinen Zugang zu Bildung. Im ersten Coronajahr 2020
schlossen mehr als 180 Linder voriibergehend ihre Schulen. So gingen
knapp 1,7 Milliarden Kinder und Jugendliche nicht zur Schule. In den
drmsten Lindern waren die Schulen im Schnitt vier Monate geschlossen,
in einigen wurde das komplette Schuljahr gestrichen. Es wird befiirchtet,
dass knapp 33 Millionen von Schulschliefungen betroffene Kinder und
Jugendliche nie wieder eine Schule oder Universitit besuchen kénnen.

Gleichzeitig hat sich die Stellensituation im globalen Bildungssystem
weiter verschirft: Schon vor der Pandemie fehlten weltweit 69 Millionen
Lehrer*innen — seit Corona wird angenommen, dass die Zahl der fehlen-
den Lehrkrifte um 25 Millionen wichst. Vor allem diejenigen, die Bil-
dung am meisten brauchen, laufen Gefahr, am chesten zuriickgelassen zu
werden. Global ist der Zugang zu mobilen Internetdiensten, der digitales
Lernen ermoglicht, fiir Mddchen und Frauen im Vergleich zu Jungen und
Minnern um 26 Prozent geringer. Dies betrifft aber nicht nur arme Lander.
Mindestens ein Drittel aller Kinder weltweit hat keinerlei Zugang zu digi-
talem Fernunterricht. Dazu gehért auch Deutschland. Laut verschiedener
internationaler Organisationen wie UNICEF oder der Weltbank stehen
wir heute weltweit vor der grofiten Bildungskrise der letzten 100 Jahre.
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In Deutschland steckte das Bildungssystem schon vor der Krise in der
Krise. Die Bildung war in vielen Bereichen miserabel aufgestellt. Das ist
erschreckend fiir eines der reichsten Linder der Welt, welches auch noch
stolz darauf ist, eine Bildungsdemokratie zu sein. Also ein Land, in dem
Bildung fiir sozialen Aufstieg und Erfolg besonders wichtig zu sein scheint
und wo in Schulen Demokratie fiir alle eingeiibt werden soll. In unserem
Land fand das Virus in den Schulen gute Bedingungen fiir seine Ver-
breitung: In den kaputtgesparten Einrichtungen konnten zu Beginn der
Pandemie hiufig Hygienepline nicht eingehalten werden, weil es an ele-
mentaren Dingen wie flielendem Wasser, Seife und Handtiichern fehlte.
Liiftungsvorgaben wurden aufgrund maroder Fenster nicht umgesetzt.
Das Unterrichten in kleineren Gruppen scheiterte an zu wenig Personal
und fehlenden Riumen. Der erste Pandemiesommer 2020 wurde trotz
Warnungen von allen Verantwortlichen vollstindig verschlafen. Politik
und Schulen schienen fast erstaunt, dass alle epidemiologischen Prognosen
stimmten und Corona nach der Sommerpause immer noch da war. Die
folgende ungeordnete Phase mit Offnungen und Schlieflungen, aber vor
allem der schwerfillige und oft katastrophale Beginn des digitalen Unter-
richts ab Herbst 2020 hat niemanden iiberrascht, der/die vom Fach ist.

Expert*innen weisen seit Langem darauf hin, dass Deutschland bei der
Digitalisierung im Mittelalter stecken geblieben ist: Die fiir den inter-
nationalen Schulleistungsvergleich von 37 Industriestaaten verantwortli-
che Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
OECD hat in einer neuen Studie dargelegt, dass bei uns gerade einmal
0,61 Computer fiir jede/n Lernende*n verfligbar sind — das ist nicht nur
deutlich unter den Werten aus USA oder Grof$britannien (jeweils 1,5),
sondern sogar unter dem Schnitt aller 37 OECD-Staaten (0,85). Auch
hinsichtlich der Verfiigbarkeit von internetfdhigen Geriten und Lernsoft-
ware, der Geschwindigkeit des Internets sowie bei der technischen Assis-
tenz liegt Deutschland unterhalb des OECD-Schnitts — Bulgarien hat
bessere Werte. Zugang zu einer Onlinelernplattform hatten in Deutsch-
land im ersten Pandemiejahr 2020 nur 33 Prozent der Schiiler; auch hier
platzierte sich Deutschland in der Schlussgruppe — zum Beispiel noch
hinter Moldawien mit etwa 40 Prozent. Ebenso dramatisch ist das Thema
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digitale Weiterbildung von Lehrer*innen: Hier landete Deutschland auf
Platz 76 von 78.

Dank dieses drastischen bildungspolitischen Versagens mussten wie-
der einmal die Familien die Hauptlast der Krise schultern. Familie erlebt
seit Corona eine Renaissance. (Zu) vieles konzentriert sich seither auf die
Wohnung: »Homekita«, »Homeschooling«, »Homecare«, »Homeoffice«.
Zahlreiche Untersuchungen zeigen, dass hier als Erstes die Frauen und
Miitter in der Pflicht stehen — oft zulasten von Beruf, Aufstiegschancen
und der eigenen Lebenszufriedenheit. Nicht nur die Familie feiert ihr
Comeback, auch die tradierten Rollenverhiltnisse. Haben sich diese in
den letzten Jahren zugunsten von Midchen und Frauen leicht verbessert,
greifen heute umso schneller wieder die alten Muster. Schon in jungen
Jahren geht es los: Seit Covid-19 verbringen Midchen deutlich mehr Zeit
mit Hausarbeit und der Betreuung von Geschwistern als ihre Briider.

Frauen haben seit Pandemiebeginn bei uns und weltweit unglaublich
viel geleistet und aufgefangen. Ob zukiinftige Generationen nicht mehr
nur von Triimmerfrauen, sondern auch von »Corona-Ladys« sprechen
werden? Die gestellte Mammutaufgabe wurde oft bestméglich gemanagt,
sodass ein grofier Teil der Jugendlichen die Pandemiefolgen ziemlich gut
wegsteckt. Vor allem Kinder, die vorher schon in ihren Familien gut auf-
gefangen waren, kamen bisher relativ gut durch die Krise. Diese Kinder
konnten auf Ressourcen zuriickgreifen und entwickelten zum Teil sogar
einen kreativen Umgang damit, indem sie beispielsweise digitale Gerite
fur sich nutzten, um soziale Kontakte zu halten. Fiir Kinder aus beengten
Wohnverhiltnissen, mit mangelnden Sprachkenntnissen, bildungsfernen
und armen Familien hat die Pandemiebekidmpfung existierende Benach-
teiligungen aber oft verschirft und nicht selten unertriglich gemacht.

Insgesamt aber gilt: Covid-19 hat fiir alle sichtbare Narben hinterlas-
sen. Verschiedene Studien zeigen, dass Kinder und Jugendliche in der
Pandemie enormen Belastungen ausgesetzt waren und sind. Monatelang
fast keine sozialen Kontakte auflerhalb der Familien, Mangel an Sport
und Bewegung, zu viel Zeit an Handys und Spielekonsolen machten
ihnen — und den Eltern — stark zu schaffen. Fiir iiber die Hilfte der Viter
oder Miitter haben die Kontaktbeschrinkungen sowie die SchliefSung
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von Schulen und Kindertagesstitten den Stress in ihren Familien deut-
lich erhoht, was zur signifikanten Steigerung von aggressivem Verhalten
und hiuslicher Gewalt fithrte. Mehr als drei Viertel der befragten Kinder
beklagten in Deutschland 2021 eine verminderte Lebensqualitit und ein
geringeres psychisches Wohlbefinden — vor Corona ist dies nur bei einem
Drittel der Kinder und Jugendlichen der Fall gewesen.

Hier wird deutlich: Die private Lebensfithrung kann 6ffentliche Berei-
che nicht ersetzen, Kinder und Jugendliche brauchen unbedingt Riume
wie Schulen, Kindergirten und Sportvereine, um sich gut entwickeln zu
konnen. Der direkte Austausch mit Gleichaltrigen ist entscheidend, um
die sozialen Kompetenzen zu erwerben, die sie in unserer Gesellschaft
brauchen. Es darf nicht ausschlieSlich der Familie oder dem Zufall iiber-
lassen sein, ob ein Kind Kontaktangebote bekommt oder die Hausauf-
gaben kontrolliert werden. Solche Unterstiitzungen miissen fur alle
offentlich verankert und rechtlich garantiert sein. Solange dies nicht der
Fall ist und Schiiler*innen bei der digitalen Lehre zusitzlich auf die tech-
nische Ausstattung der eigenen Familie angewiesen sind, werden soziale
Benachteiligungen gefestigt und vertieft. Die Schere im Bildungssystem
geht weiter auf.

Die Auswirkungen dieser Versiumnisse sind bereits absehbar: Der zeit-
liche Umfang des Homeschoolings verdeutlichte, dass diese Lernform den
normalen Unterricht nicht ersetzen konnte. So hat sich die tigliche Zeit,
in der sich Kinder mit der Schule beschiftigt haben, wihrend der Phase
der Schulschlieffungen im Schnitt halbiert. Ein grofler Teil lernte maximal
zwei Stunden pro Tag. Je linger die Phase des Distanzunterrichts dau-
ert, desto grofler werden die Lerndefizite gerade bei jiingeren Schiilern.
Besonders betroffen sind vor allem Grundschiiler ohne elterliche Unter-
stiitzung, Schiiler mit Forderbedarf oder Migrationshintergrund sowie
sozial benachteiligte Middchen und Jungen. Vor allem bei ihnen wird das
entstehende Bildungsdefizit dazu fithren, dass sie im spiteren Leben ihre
Maoglichkeiten nicht ausschépfen und dauerhaft ein signifikant niedri-
geres Einkommensniveau erreichen werden, als es ohne Pandemie mog-
lich gewesen wire. Zum Vergleich: Von allen Langzeitbezieher*innen der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende hatten 2020 in Deutschland knapp
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30 Prozent keinen Schulabschluss. Expert*innen rechnen damit, dass sich
in den beiden Coronajahren 2020 und 2021 die Zahl der Schulabbre-
cher*innen verdoppeln wird. Gleichzeitig klagt die Wirtschaft iiber einen
Fachkriftemangel und fordert, dass jahrlich bis zu 400.000 Arbeitsmigran-
t*innen aufgenommen werden, um den Laden am Laufen zu halten.

Vierter Schritt:
Zukunft fir die Coronageneration schaffen

Die Folgen von Lernausfillen oder verringerten Bildungschancen werfen
lange Schatten auf unsere Gesellschaft. Sie verstirken nicht nur Bildungs-
und andere Ungleichheiten, sie verindern auch die Zuginge zu Arbeit
oder Gesundheit — bis in die nichste Generation hinein. Sie haben weit-
reichende Folgen fiir das gesellschaftliche Zusammenleben: Wie die Ver-
tiefung sozialer Griben von braunen Rattenfinger*innen politisiert wer-
den kann, mussten wir schon vor Covid-19 zur Kenntnis nehmen. Selbst
fir die Wirtschaft wird diese Entwicklung zur echten Herausforderung.
Warum jetzt also nicht das vorhandene Arbeitskriftereservoir im eigenen
Land stirken? Die Unternehmens- und Industrieverbinde sollten mit
einer grofiziigig ausgestatteten (Aus-)Bildungsoffensive vorangehen und
die Coronageneration fit fiir die Zukunft machen, anstatt tiber Facharbei-
termangel zu jammern. Zur Erinnerung: Das nennt man unternehmeri-
schen Geist und Innovationskraft.

Weltweit sorgen sich Eltern um Bildung und Zukunft ihrer Kinder. Aus
gutem Grund! Die Weltbank prognostizierte 2020 fiir die nichsten Jahre
tur die jiingere Generation einen Verdienstverlust in Hohe von etwa zehn
Billionen US-Dollar als Folge pandemiebedingter Bildungsdefizite. Auch
in Deutschland macht sich jeder zweite Elternteil grofle Sorgen um den
Nachwuchs und dessen wirtschaftliche Zukunft. Was wir jetzt brauchen,
sind langfristige Investitionen in gute 6ffentliche Bildung! Weltweit — und
gerade auch in Deutschland.

In vielen Lindern sind seit Pandemiebeginn die staatlichen Unter-
stiitzungsleistungen enorm angeschwollen. Auch der deutsche Staat hat
fur Unterstiitzungen, Forderungen und Kredite seine Geldspeicher weit
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gedffnet. Was dabei in die Bildung geflossen ist, erniichtert allerdings: In
dem 130 Milliarden Euro schweren Konjunkturpaket der Bundesregie-
rung von Mitte 2020 waren zum Beispiel knapp sechs Prozent fiir Bil-
dung und Familie vorgesehen. Das viel gelobte Corona-Aufholpaket der
deutschen Regierung von 2021 fiir Kinder und Jugendliche betrug rund
zwei Milliarden Euro. Zum Vergleich: Der Tourismuskonzern TUI bekam
zeitgleich 4,3 Milliarden Euro Hilfen vom deutschen Staat. TUI soll damit
die Beschiftigung von knapp 9.000 Mitarbeiter*innen in Deutschland
sichern, mit 500.000 Euro pro Arbeitsplatz. Der Konzern verspricht uns
dafiir nach der Krise nicht nur den schénen Corona-Erholungsurlaub,
den wir alle so dringlich brauchen. TUI ist auch in der boomenden
Kreuzfahrtbranche der zweitstirkste Anbieter auf dem deutschen Markt,
also Verfechter und NutzniefSer einer touristischen Dinosaurierkultur, die
so ziemlich alle sozialokologischen Standards vernachlissigt: Unwiirdige
Arbeitsbedingungen und die riesigen Dreckschleudern und Umweltver-
pester schaffen neben wenigen Vorteilen zudem starke Belastungen fiir
die besuchten Zielgebiete. Das ldsst sich eher schwer als Investition in die
Zukunft unserer Kinder etikettieren.

Solche Vergleiche und Zahlen sind fiir Kenner*innen der deutschen
Schulpolitik wenig tiberraschend. Sie setzen vielmehr den langen Trend
der bildungspolitischen Misere in Deutschland fort: Bereits vor Corona
betrug der errechnete Investitionsriickstand allein fiir Schulsanierungen
knapp so Milliarden Euro. Das ist etwas mehr als die deutschen Riistungs-
ausgaben aus dem Jahr 2020 (also inmitten der Pandemie!). Offensicht-
lich hat noch nicht jede*r begriffen, dass man weder Corona noch den
Klimawandel mit Waffen bekimpfen kann.

Jede*r spiirt hingegen gerade, wie wichtig Bildung ist. Corona lehrt uns,
dass wir jetzt einen straffen Wechsel in der Schul- und Bildungspolitik
brauchen. Es bedarf einer guten 6ffentlichen Bildung, die ausreichend
finanziert ist und Chancen fiir a/le Kinder garantiert. Wir miissen mehr
in Personal, (digitale) Infrastruktur, Aus- und Weiterbildung von Lehr-
kriften, neue virtuelle Lernriume und Forderprogramme investieren!

Insgesamt gibt es in Deutschland rund 40.000 Schulen und Berufs-
schulen, elf Millionen Schiiler*innen und mehr als 80o.000 Lehrkrifte.
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Deutlich mehr als die Hilfte der deutschen Lehrer*innen ist ilter als
so Jahre. Auf das deutsche Schulsystem rollt eine Pensionierungswelle zu,
ohne dass hinreichend Nachwuchskrifte als Wellenbrecher in Sicht sind.
Rund 15.000 Lehrer*innenstellen sind zurzeit unbesetzt. Die Bertelsmann-
Stiftung rechnete in einer Studie 2019 nach, dass bereits 2025 rund 26.000
Grundschullehrer*innen fehlen kénnten. Das heifit, es muss jetzt mit einer
massiven Einstellungskampagne begonnen werden.

Dieser Generationswechsel bietet Chancen auf Verinderung: Lehrkrifte
werden in Deutschland im OECD-Vergleich tiberdurchschnittlich gut,
aber zu stark gestaffelt bezahlt. Hier steht eine einheitliche Besoldung an.
Zusitzlich sollte zusammen mit Lehrer*innen tiberlegt werden, wieweit
Arbeitsentlastungen und hohere Arbeitsqualitit (weniger Lehrstunden,
kleinere Betreuungseinheiten, entschlackte Lehrpline) als Einkommens-
kompensationen attraktiv sind. Zusammen mit der Schaffung eines guten
Arbeitsumfelds, anregenden Entwicklungsméglichkeiten mit regelmaf3i-
gen, aber auch verpflichtenden Weiterbildungsangeboten sowie mehr
Gestaltungsmoglichkeiten und Verantwortung kann der Job als Lehrkraft
ebenso wie die Qualitit des Unterrichts deutlich verbessert werden. Die
Pandemie zeigt: Geld dafiir ist da. Und wer sich tiber Facharbeiter*innen-
mangel beklagt, sollte sich zuerst dafiir engagieren, dass der Staat auch
langfristig hinreichend Steuern einnimmt, um seinem Bildungsauftrag
gerecht zu werden.

Doch es geht nicht nur um den schnéden Mammon. Deutschland
investiert vergleichsweise viel in seine Bildungssysteme, schafft aber kaum
Chancengleichheit: Die Bildungserfolge fiir sozial benachteiligte Schiile-
r*innen sind signifikant niedrig, wie seit Jahrzehnten in zahllosen Studien
immer wieder angemahnt wird. Dadurch liegt ein grofles Arbeitskrifte-
reservoir im eigenen Land brach. Und es gibt kaum neue Initiativen, diese
jungen Menschen besser in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Hier spielt
unser (Selbst-) Verstindnis von »Bildungsdemokratie« eine entscheidende
Rolle: Wir hingen als Eltern und Lehrkrifte oft noch der lllusion der
Chancengleichheit an, wie Jean-Claude Passeron und Pierre Bourdieu ein-
mal ein Buch zu diesem Thema betitelten. Also der Uberzeugung, dass
jede/r iiber Bildung die Méglichkeiten und sozialen Positionen erhilt, die
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er oder sie sich tiber Leistung, Motivation und Talent erarbeitet hat. Wis-
senschaftliche Untersuchungen bestitigen hingegen nahezu ausnahmslos
die Abhingigkeit der individuellen Bildungsbiografie von der sozialen
Herkunft. Das heifit, der Erfolg in der Bildung hingt kaum von der/m
Einzelnen ab, sondern vom sozialen Umfeld, in dem er oder sie aufge-
wachsen ist. Bildlich gesprochen: Dass in Deutschland nur knapp 30 Pro-
zent der Kinder von Nichtakademiker*innen ein Studium aufnehmen,
liegt natiirlich nicht daran, dass sie diimmer oder fauler sind, sondern
vor allem daran, dass ihnen ihre Familien und das heutige Schulsystem
nicht die gleichen Chancen auf eine héhere Bildung gewihren. Von der
sozialen Selektion der deutschen Schulen profitieren fast ausschliefllich
die Kinder von Akademiker*innen, deren Anteil an der Gesamtbevolke-
rung nicht einmal 30 Prozent ausmacht. Es ist diese gesellschaftlich und
politisch einflussreiche Minderheit, die iiber das Schulsystem ihre soziale
Position absichert, vererbt und darum oft Schulreformen zur Offnung des
Bildungszugangs blockiert. Ihr — und nicht der deutschen Sozialdemo-
kratie — ist es gelungen, sich das gefliigelte Wort »Wissen ist Macht« des
englischen Philosophen Francis Bacon gesellschaftlich anzueignen.

Das dreigliedrige, auf strikter Trennung unterschiedlicher Schultypen
basierende deutsche Bildungssystem ist anachronistisch und kontrapro-
duktiv. Demgegeniiber sind die in vielen Lindern erprobten Gesamtschul-
systeme ein gelungenes Beispiel dafiir, dass heterogen zusammengesetzte
Lerngruppen nicht nur leistungsschwache Schiiler*innen stirken, sondern
gleichzeitig die Lern- und sozialen Kompetenzen leistungsstarker Schii-
ler*innen fordern. Empfehlenswert ist somit ein eingliedriges Schulsys-
tem bis zur zehnten Klasse, welches sowohl verschiedene Leistungsniveaus
individuell férdert als auch kollektiv einbindet. Frithzeitig zu fordern
heiflt auch, dass die Wiederholung von Schuljahren (»Sitzenbleiben«), die
nach schulpidagogischen Studien kaum etwas bringt, aufler Frustration
fiir viele und zusitzliche Kosten fiir alle, vermieden wird. Stattdessen muss
ein formaler Anspruch auf Forderung bei relevanten Lernriickstinden eta-
bliert werden.

Zusitzlich muss sich das Prinzip der Chancengleichheit konsequent
in der Schulstrukeur abbilden. Heute wird fiir Gymnasien, das deutsche
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Bollwerk der schulischen Ausleseanstalt, rund 30 Prozent mehr ausge-
geben als fiir Grundschulen. Aber nicht dort, wo Bildungserfolg relativ
gesichert ist, sollten die meisten staatlichen Ressourcen eingesetzt werden,
sondern dort, wo die meisten Benachteiligungen existieren. Die Betreu-
ungsintensitit muss bedarfsgerechter verteilt werden, muss sich also nach
dem Grad sozialer Benachteiligung richten. Sozialer-Brennpunkt-Schulen
(zum Beispiel mit hohem Migrationsanteil) miissten dann mit neuen Ver-
teilungsschliisseln besonders qualifizierte und doppelt so viele Lehrkrifte
erhalten wie gut situierte Schulen.

Unsere Nachbar*innen im hohen Norden kénnen fiir solche Vor-
schldge als Vorbild dienen. In Skandinavien wurden ab den 1960¢r-Jahren
Gemeinschaftsschulen eingefiihrt, und zur Forderung der Frauenerwerbs-
titigkeit ist zusdtzlich das Kitaangebot massiv ausgebaut worden. Dies
hat angesichts der entscheidenden Bedeutung der Vorschuljahre fiir die
kindliche Entwicklung erheblich zum Abbau von sozialen Unterschie-
den beigetragen. Bessere Jobchancen fiir Miitter waren gleichzeitig ein
effektives Mittel gegen Kinderarmut. Studien zeigen, dass dank dieser
Politik Schwed*innen aus bildungsfernen Familien eine dreimal so grofie,
Din*innen eine viermal so grofSe Chance auf hohere Bildung haben wie
Deutsche oder Amerikaner*innen.

Bei uns hingegen nehmen Bildungschancen fiir Schwichere seit Jah-
ren ab: Die soziale Aufwirtsmobilitit wird durch das dreigliedrige Schul-
system ausgebremst, Armut beginnt sich wieder zu vererben. Wer jetzt
sozialistische Gleichmacherei riecht, sei beruhigt: An den Privilegien der
Oberschicht hat sich in Skandinavien trotz Gesamtschulen wenig gein-
dert. Die Wahrscheinlichkeit, dass Sohne und Téchter aus dem reichsten
Fiinftel der Bevolkerung auch als Erwachsene zu den Spitzenverdienern
gehoren, ist in Skandinavien dhnlich hoch wie in den USA. Doch die
Bevélkerung ist besser ausgebildet, insgesamt produktiver, es gibt mehr
sozialen Zusammenhalt — und personliches Wohlbefinden. Nicht ohne
Grund fithren die skandinavischen Linder seit Jahren den World Happi-
ness Report an.

Doch nicht nur die Institutionen der Schule, auch die Lehr- und
Lernkultur muss sich wandeln. Die letzten zwei Jahrzehnte iiber konnte
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man in der Bildung unter Schlagworten wie »Standortsicherung« oder
»Humankapitalbildung« einen deutlichen Prozess der Okonomisierung
beobachten, der Bildung auf 6konomisch verwertbares Wissen zusam-
menschrumpfen lassen wollte. Doch im 21. Jahrhundert geht es nicht mehr
um niitzliches lexikalisches Wissen, um pure Wissensaneignung. Die Welt
belohnt uns nicht mehr allein dafiir, was wir wissen — dank Internet ist
fast alles Wissen fast tiberall zuginglich. Fiirs Leben lernen heifSt viel-
mehr, Wissen richtig einzusetzen. Wir miissen unsere Kenntnisse kreativ
auf neue Zusammenhinge {ibertragen, komplexe Zusammenhinge ver-
stehen, Bekanntes in Frage stellen und aus Fehlern lernen. Dies geht am
besten in heterogenen Klassen, bei denen Lernschwichere und -stirkere
zusammenarbeiten. Bildungspolitik sollte eine weitergehende Integration
von Praxis und Fichern fordern, die neben dem inhaltlichen Lernstoff
auch soziales Lernen, Handeln und Kommunizieren sowie einen anderen
Umgang mit Arbeit, Zeit und Umwelt ermoglicht.

Die Pandemie zeigt, dass bereits in den Schulen disziplinire Fachgren-
zen zwischen Natur-, Technik- und Gesellschaftswissenschaften {iberwun-
den werden miissen. Je frither wir Interdisziplinaritit eintiben, umso besser
kénnen wir spiter miteinander reden. Auch fiir nachhaltiges oder globa-
les Lernen existieren lingst gut ausgearbeitete Konzepte, welche es der
Jugend erlauben, unseren Planeten mit anderen Augen zu sehen, und sie
auf die Herausforderungen der Zukunft vorbereiten. Jetzt steht eine feste
Ubernahme solcher Ansitze in die Lehrpline an. Hierzu sollten zusitz-
lich Theorie-Praxis-Verbiinde zwischen Schule und Wissenschaft weiter
auf- und ausgebaut werden.

Zusitzlicher Fokus einer inhaltlichen Lehrplanreform muss sein, die
Unterrichtsinhalte stirker an die Lebenswirklichkeit von Kindern und
Jugendlichen und besonders von sozial benachteiligten Gruppen anzupas-
sen. Wenn die Einbeziehung benachteiligter Milieus gelingt, eréffnen sich
Moglichkeiten einer »reflexiven Pidagogik«: Sie kann die Mechanismen
von Benachteiligung sichtbar machen und Potenziale zur Selbstaufklirung
und Selbstermichtigung stirken.

Doch Schule allein imprigniert nicht gegen Benachteiligung und Aus-
grenzung. Es bedarf auch eines férdernden Umfelds. Eine postpandemi-

Die Schulen sind uns wichtig

61



sche Politik muss durch zusitzliche Bildungs- und andere Férdermafi-
nahmen besonders Familien unterstiitzen, deren soziale Teilhabechancen
wihrend Corona wie Eis in der Sonne zerschmolzen sind. In den Schulen
selbst kann der verstirkte Einsatz sozialpadagogischer Fachkrifte oder
Psycholog*innen, die schrittweise in feste multiprofessionelle Teams miin-
den, entlastend wirken.

Fiir rund vier Millionen Kinder und Jugendliche in Deutschland zwi-
schen sechs und 13 Jahren gilt, dass sie die durch Covid-19 eingeschrinkte
personliche Entwicklung von zwei Jahren Kindheit nicht nachholen kon-
nen. Aufgrund der Pandemie gibt es zunehmend Kinder und Jugendliche
mit internalisierenden Stérungen, also mit Depressionen, Angsten, auch
Selbstverletzungen. Sie leiden unter Selbstentwertungen, unter Zukunfts-
dngsten und Perspektivlosigkeit. Hinzu kommen kérperliche Leiden wie
diffuse Miidigkeit, Schmerzen und Antriebslosigkeit; auch Ubergewicht
kann zum Problem werden. All das ist vermutlich langfristig tiberwindbar.
Es muss keine Coronageneration mit Defekt geben, dafiir muss aber jetzt
eine stirkere Kinder- und Jugendhilfe her!

Unter Expert*innen herrscht auflerdem Einigkeit dariiber, dass ein
breites Angebot der (ganztigigen) Kindertagesbetreuung fiir die gesamte
Familie besonders forderlich ist. Die Garantie eines Kindergartenplatzes,
insbesondere bei der Betreuung der unter Dreijihrigen, reicht nicht aus,
um den Bediirfnissen der Kinder und ihrer Eltern gerecht zu werden.
Ganztagsangebote miissen stirker zur Bildung und Férderung und nicht
nur als Betreuungsangebot genutzt werden. Rechtlich abgesicherte Qua-
licitsstandards sind die Antwort der Stunde. Nach Erhebungen steht in
Deutschland fiir mehr als zwei Drittel der Kitakinder nicht gentigend
Fachpersonal zur Verfiigung. Eine aktuelle Studie konstatiert, dass fiir
eine kindgerechte Personalausstattung bei gleichzeitigem Kitaplatzausbau
bis 2030 mehr als 230.000 Erzieher*innen fehlen. Kein Wunder: Es fehlt
den Erzieher*innen hierzulande die Aussicht auf beruflichen Aufstieg und
Gehaltsverbesserungen. Politik und Sozialpartner*innen miissen darum
zligig und entschieden tiber ideelle und materielle Aufwertungen in mehr
und gut ausgebildetes Personal, in eine zeitgemifle Ausstattung der Unter-
richtsriume und in die Digitalisierung investieren.
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Stichwort Digitalisierung: Junge Menschen wachsen heute in einer
digitalen Welt auf, digitale Medien spielen eine entscheidende Rolle in
ihrer Sozialisation, wie alle Eltern spitestens seit den Lockdowns tiglich
erfahren durften. Dieser Trend kann {iber einen eingeiibten und verant-
wortungsbewussten Umgang mit digitalen Medien mitgestaltet werden.
Wir brauchen digital geschulte Sozialpidagog*innen! Die Bildungspolitik
muss besonders darauf reagieren, dass in der Nutzung digitaler Medien
nicht nur Chancen liegen, sondern auch die Gefahr einer weiteren sozialen
Zerkliifrung. Losungen sind ein flichendeckender Breitbandinternetzu-
gang, bessere digitale Angebote, digitale Ausleihendgerite fiir Schiiler*in-
nen sowie Fortbildungen in allen Schulen, um die digitalen und pidago-
gischen Kompetenzen zu erhéhen. Auch die Medien miissen deutlicher
reagieren: Jugendliche nutzen heute vor allem das Internet, um sich zu
informieren; vielen fehlt zum Beispiel in den Nachrichten der Bezug zu
ihrem Alltag. Die offentlich-rechtlichen Informationsangebote miissen
stirker in den sozialen Medien prisent sein, denn dort kommen junge
Menschen mit Nachrichten in Kontakt.

Aber seien wir ehrlich: Wir alle — Schiiler*innen, Lehrer*innen und
Eltern — wissen heute, dass Homeschooling den Prisenzunterricht nicht
ersetzen kann. Eine Studie der Frankfurter Goethe-Universitit kam 2021
zu dem erniichternden Ergebnis, dass Homeschooling im ersten Corona-
jahr mit Blick auf Kompetenzentwicklung so effektiv war wie Sommer-
ferien. Der von Corona ausgeloste Digitalisierungsschub hat sicherlich
einiges beschleunigt, veridndert, verbessert. Aber insgesamt sind vor allem
die Grenzen der Digitalisierung sichtbar geworden. Digitalisierung kann
einiges, aber viel weniger, als viele von uns glaubten! Bildung gelingt nach
wie vor am ehesten durch persénliche Bindung und Austausch. Das wih-
rend der Pandemie Verlorene kann man nicht digital ersetzen oder nach-
arbeiten. Leistungsmessung und Notenvergabe sind wihrend der Pande-
mie kaum moglich und wenig belastbar. Sie sind auch nicht fair, da sie
sowohl auf mangelhafter Anstrengung als auch auf fehlender hiuslicher
Unterstiitzung beruhen kénnen.

Viele Jugendliche haben auf tausend Dinge verzichtet, die sich nicht
wieder herzaubern lassen. Sie alle eint der Verlust von Zeit. Wir miissen
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erfahren, dass auch das Schuljahr 2021/22 aufgrund fortgesetzter poli-
tischer Versaumnisse keinen durchgehend regulidren Unterricht fiir alle
anbieten kann.

Geben wir der Coronageneration eine echte Perspektive. Warum nicht
auf Reset driicken und das nichste Coronaschuljahr wiederholen?

Zu radikal? Im Gegenteil: Die Schulen miissten keine zusitzlichen
Klassen einrichten. Es gibe nicht mehr Kinder und nicht mehr Unter-
richtsstunden, und auch die Ferienzeiten blieben gleich. Keine organisa-
torischen Probleme, keine weiteren Kosten. Die Kinder wiirden nur linger
bleiben. Ein Coronawiederholungsjahr fiir alle, von langer Hand gut orga-
nisiert und vorbereitet! Aber nicht freiwillig, denn dadurch wiirde die
nichste wichtige Entscheidung erneut auf die Eltern abgewilzt und wiir-
den Ungleichheiten weiter vertieft werden. Sondern als politische Vorgabe
tur alle mit besonderen Hilfen fiir diejenigen, fiir die eine Wiederholung
starke wirtschaftliche Hirten bedeuten wiirde.

Corona hat allen gezeigt, wie wichtig Schulen und Bildung sind. Das
Virus hat uns klargemacht, woran es in unseren Bildungssystemen mangelt
und wo jetzt dringend Reformen anstehen. Erinnern wir uns daran, wenn
die Misere von Kindertagesstitten und Schulen wieder vergessen wird
und uns die nichste Krise droht: Machen wir unsere Schulen und unsere
Gesellschaft jetzt zukunfisfest!

Folgende Leitplanken fithren in diese Zukunft:

+ Einberufung von Bildungsgipfeln mit Expert*innen verschiedener Dis-
ziplinen zur Ausarbeitung umfassender Bildungs- und Schulreformen

+ Aufstockung des Lehrpersonals, einheitliche Besoldung, Verbesserung
der Arbeitsqualitit durch weniger Lehrstunden, kleinere Betreuungs-
einheiten, entschlackte Lehrpline sowie gute und verpflichtende Aus-
und Weiterbildungsangebote

+ Schaffung eines eingliedrigen Schulsystems bis zur zehnten Klasse mit
individuellen Férderungsoptionen. Statt »Sitzenbleiben« Forderungs-
anspruch bei relevanten Lernriickstinden
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+ Bedarfsgerechte Betreuungsintensitit in den (Vor-)Schulen durch Ver-
teilungsschliissel, bei denen soziale Brennpunkte besonders qualifi-
zierte und doppelt so viele Lehrkrifte erhalten wie gut situierte Schulen

+ Reformierung der Lehrpline, Abbau disziplindrer Fachgrenzen zwi-
schen Natur, Technik und Gesellschaft, stirkere Einbeziehung nach-
haltigen und globalen Lernens, Ausbau von Theorie-Praxis-Verbiinden

¢ Das Coronaschuljahr 2021/22 als verpflichtendes Wiederholungsjahr
fir alle einfithren

+ Ausbildungspakt mit der Wirtschaft zur Senkung von Schulabbrecher-
quoten und fiir betriebsnahe Weiterbildung von Geringqualifizierten

¢ Verbesserung der Einkommen, Arbeitsbedingungen und Aufstiegschan-
cen fiir Beschiftigte in der Kinder- und Jugendbetreuung; Erh6hung
der Qualifikationsanforderungen fir Betreuungsberufe

+ Verstirkter Einsatz sozialpidagogischer und psychologischer Fachkrifte
in Schulen

+ Deutliche Aufstockung und Intensivierung der Kinder- und Jugend-

hilfe

+ Aufstockung des Personals in Kitas; Ausbau der ganztigigen, qualitativ
hochwertigen Kindertagesbetreuung als hochwertiges Bildungs- und
Férderungsprogramm
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Mythos #5

Kein Staat zu machen

Seit Jahrzehnten erzihlt uns die Politik, dass sie die Globalisierung nicht
einhegen kdnne. Das stetige Wachstum von Handel und in transnationale
Wertschopfungsketten aufgeteilte Industriegiiterproduktion, mehr Autos,
mehr Straflen, mehr Konsum und Ressourcenverbrauch, mehr globaler
Tourismus, mehr Flugzeuge und Kreuzfahreschiffe schienen unvermeid-
lich, fast schon naturgegeben — und konnten gesellschaftlich auf entspre-
chenden Riickhalt bauen. Internationale Konferenzen, wissenschaftliche
Prognosen, Parteien, Bewegungen und auch ein jugendlich verzweifeltes
»How dare you« von Greta Thunberg vor den Vereinten Nationen verpuff-
ten weitgehend effektlos. Auf die zahlreichen Warnungen vor der Klima-
krise als der grofSten Menschheitskatastrophe reagierte die Politik besten-
falls mit distinguierter Betroffenheit und schiichternen Mafinahmen. Mit
weit mehr Entschiedenheit wurde argumentiert, dass die liberalisierten
Finanzmirkte nicht kontrollierbar und grofe Vermégen nicht besteuerbar
seien, dass aus Effizienzgriinden 6ffentliche Dienste und Daseinsvorsorge
abgebaut und Lhne oder Umweltstandards gesenkt werden miissten.

Dann kam Corona, und es war wie in einem Film: Alles wurde schlag-
artig ganz anders.

Mit Seuchenbeginn setzte der Staat in vielen Lindern die Mirkte, den
Handel und die Produktion, aber auch den Kultur-, Bildungs- und Wis-
senschaftsbetrieb sowie die Kinderbetreuung, also fast alle Bereiche des
offentlichen und privaten Lebens, aufler Kraft. Nicht alle, aber doch die
meisten Rider standen plétzlich still. Und der Staat agierte in vielen Lin-
dern nicht nur autoritir oder repressiv: Er aktivierte Gesundheitssysteme
und Betreuungsverhiltnisse, initiierte Forschungsprozesse und ordnete
ganz planwirtschaftlich die Herstellung spezifischer Giiter an wie Medi-

Mythos #5

66



kamente oder Werkzeuge zur Eindimmung der Pandemie. Machtvoll
pochte er auf das gesellschaftliche Primat der Politik und fiihlte sich — vor
allem in der frithen Pandemiephase — dem Schutz der physischen Unver-
sehrtheit der/s Einzelnen, unabhingig von Alter, Geschlecht und Status,
mehr verpflichtet als der Wirtschaft.

Die gleiche Politik, die sich iiber mehrere Jahrzehnte unfihig, unwil-
lig oder mutlos zeigte, ihre Kernaufgabe wahrzunehmen und die beiden
immer dringlicher werdenden Menschheitsfragen — wachsende Ungleich-
heit und Klimawandel — zu [6sen, ist wieder erwacht. Erstmals seit Beginn
der Moderne wurde im Rahmen bewussten politischen Handelns der Lauf
der Welt fast tiberall verlangsamt oder sogar stillgelegt.

Die Lehren, die wir daraus zichen kénnen, sind beachtlich. Mit Beginn
der Globalisierung wurde den Biirger*innen oft eine wachsende Komple-
xitdt politischer Steuerung gepredigt: Globale Problemlagen, transnatio-
nale Unternehmen oder europiische Entscheidungen wiirden nationale
Staaten iiberfordern. Sie machten die Einbezichung verschiedener Politik-
ebenen (lokal/national/international), neuer Akteur*innen und politischer
Arenen ratsam: lose gekoppelte Gremien, Netzwerke, Schiedsgerichte etc.
Diese Aufweichung parlamentarischer Entscheidungsfindung und demo-
kratischer sowie rechtlicher Prozedere wurde immer mit fehlender Zeit
oder Sachkompetenz begriindet und als Zugewinn politischer Effizienz
begriif3t.

Der neue Pluralismus, der Konzerne, Expert*innenberatung und Nicht-
regierungsorganisationen unterschiedlichster Herkunft, Zielorientierung
und Grofle einschloss, sollte Politik stirker professionalisieren, schneller
und handlungsfihiger machen und insgesamt breiter legitimieren. Diese
schone bunte Welt des effektiven Regierens wurde auch von den Politik-
wissenschaften lange propagiert und mit dem sanftmiitig klingenden
Begriff »Governance« weichgespiilt: Regieren nicht mehr nur durch den
Staat, sondern auch mit und jenseits des Staates.

Heute zeigen uns zahllose Studien: Governance hat nicht zu mehr
Demokratie und zur Teilhabe vieler gefiihrt, sondern meist das Gegenteil
erreicht. Politik und soziale Versorgung wurden entmachtet, privatisiert
oder schleichend entdemokratisiert. Im Einklang damit wurden beachtli-
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che Teile der Daseinsvorsorge dem Markt tiberlassen und privatisiert. Die
Biirger*innen wurden bei der Inanspruchnahme von 6ffentlichen Leistun-
gen oder auf dem Amt zu Kund*innen.

Corona hat den Staat wieder zum Erwachen gebracht — auch wenn der
dafiir nétige Kuss vergiftet war. Seither hat sich der Nationalstaat in vielen
Lindern auf seine Kernkompetenzen besonnen und gezeigt, dass er enorm
handlungs- und durchsetzungsfihig ist. Alle wichtigen Akteur*innen
wie Unternehmen, Medien, Verbinde, Kultur sowie die Biirger*innen, die
sonst gerne liber Staatsversagen sinnieren und mehr Markt oder Eigen-
verantwortung fordern, sind seit Covid-19 froh, dass sie wihrend der Pan-
demie unter den Schutzschirm des Staates kriechen konnten und konnen —
ist dieser fiir viele auch 16chrig. Denn sie sehen, dass dort, wo dieser Schutz
kaum oder nicht existiert, wie in den USA, Brasilien oder Indien, Covid-19
ein Gemetzel anrichtete. In diesen Lindern war es nicht mehr nur das
Virus, das totete. Es war und ist vor allem auch die Politik.

Eine von vielen Sozialwissenschaftler*innen vertretene Theorie schlug
in die gleiche Kerbe des geschwichten Nationalstaates: dass das Kernprin-
zip und die Essenz moderner westlicher Gesellschaften in der funktionalen
Ausdifferenzierung verschiedener komplexer Subsysteme wie Wirtschaft,
Politik, Recht, Wissenschaft, Kultur, Religion etc. bestehe, die nicht mehr
tibergreifend handeln kénnen. Die Erzihlung war folgende: Die Entste-
hung eines breiten Problembewusstseins, einer geteilten Perspektive iiber
verschiedene gesellschaftliche Teilbereiche hinweg, cin iibergreifendes,
konzertiertes politisches Handeln ist in so komplexen Gesellschaften wie
der unseren nicht mehr méglich. Dieser Befund schien evidenzgesittigt
und tiberzeugend: Klimawandel mag im Subsystem Politik und bei den
Medien wichtig sein, in der Wirtschaft wird das Thema erst relevant, wenn
es sich »rechnet«. Bisher also zu wenig. Die weltweite Kluft zwischen Arm
und Reich wird trotz vieler Klagen und Proteste nicht geringer werden,
sofern die Subsysteme der Reichen nicht tangiert sind. Also sehr lange
noch nicht. Oder niemals.

Doch ohne eine zentrale und effiziente Steuerung der Politik, in der
alle Teilsysteme auf ein gemeinsames Ziel verpflichtet wurden, wire die
Durchschlagskraft des Staates in der Pandemiebekimpfung nicht erreich-
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bar gewesen. Der Ansatz, Gesellschaft primir als Anzahl selbstreferen-
zieller Systeme zu verstehen, die eigen- bis starrsinnig nur noch ihren
eigenen operativen Codes folgen, ist nun nicht mehr gegen Kritik immun.
Die ein solches Staats- und Gesellschaftsverstindnis vertretende Theorie —
die gerne als Begriindung fiir fatalistische Abgeklartheit und politische
Apathie bemiitht wurde — wurde von Corona empirisch widerlegt. Das
Erwachen des Coronaausnahmestaates wurde von der gesellschaftlichen
Komplexitit nicht behindert.

Dies ist nicht die einzige Widerlegung eines Theoriegebiudes, die
Corona in unserem Staatsverstindnis hinterldsst. Wir durften gleichzeitig
lernen, dass der Staat kein Handlanger der Wirtschaft und der Banken ist,
wie viele glauben — und nach der globalen Finanzkrise ab 2007 teilweise
bestitigt gefunden haben. Doch in der Pandemiebekimpfung galt, dass
staatliches Handeln nicht nur der Sicherung der Banken, der Markte und
der Profite niitzte. Vielmehr wurden wirtschaftliche Interessen vernachlis-
sigt, um die zu schiitzen, die durch das Virus am meisten gefihrdet waren:
Hochbetagte, Kranke und Schwache. Deren Sterben hitte, menschen-
verachtend argumentiert, fiir Finanzmirkte und Unternehmensgewinne
kein Systemproblem dargestellt. Covid-19 verspricht innerhalb einer sol-
chen Sichtweise geradezu, »demografische Schieflagen« zu bereinigen, die
Krankenkassen und Rentensysteme nachhaltig zu entlasten und somit das
System als Ganzes 6konomisch zu stirken.

Doch die Politik hat sich auch gegen die Interessen von Wirtschafts-
branchen und Finanzmarktlogiken durchgesetzt, wie die zahllosen Kla-
gen verschiedener Verbandsvertreter*innen, die auf jede neue Coronamaf3-
nahme folg(t)en, immer wieder bestitig(t)en. Der Staat agierte seit Beginn
der Seuche nicht gegen die Interessen der Beherrschten, sondern durchaus
in ihrem Interesse. Der Staat ist nicht der Biittel des Kapitals.

Das Virus hat also nicht nur Menschen, sondern auch Glaubenssitze
zerstort. Doch wie sollen wir nach diesem Verlust manch lieb gewonne-
ner Gewissheit den Staat nach Corona verstehen und wie der Politik in
Zukunft begegnen?

Am tiberzeugendsten scheinen weiterhin Theorieversuche, die den Staat
als das »Monopol der legitimen symbolischen Gewalt« verstehen (so der
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franzésische Soziologe Pierre Bourdieu), in der kollektive (bestenfalls
demokratische) Prinzipien und private Wirtschaftsinteressen kontinuier-
lich am Ringen sind und nach Claus Offe »koexistenzfihig« gemacht wer-
den miissen. Staaten operieren also stets in einer genuinen Doppelrolle
der Vermittlung zwischen 6konomischen und sozialen Interessen. Erginzt
wird diese Funktion durch ein starkes Interesse des Staates und seiner
Akteur*innen an sich selbst und daran, mit ihrer Politik nicht nur den
Staat als Ganzes zu legitimieren, sondern auch die eigene Existenz abzu-
sichern. So sind die Sozialleistungen und Schulsysteme in den westlichen
Lindern nicht nur der kapitalistischen Verwertungslogik geschuldet, ein
gut ausgebildetes und hochproduktives Heer an Erwerbstitigen zu stellen.
Sie sind aber auch nicht nur Ausdruck eines tieferen Verstindnisses sozialer
Gerechtigkeit oder als humanistische milde Gabe zu verstehen — wie es auf
so manchem deutschen Amt immer noch vermittelt wird. Und iiber das
Eigeninteresse der Politik(er*innen) muss mit Blick auf Deutschland und
parteiinterne — sonst vollig inhaltsleere — Machtkidmpfe, die vor Wahlen
wichtiger sind als die Bekimpfung einer tédlichen Pandemie, kein weite-
res Wort verloren werden.

In solchen Auseinandersetzungen innerhalb des Staates selbst kam und
kommt es zu unterschiedlichen Ausschligen. Nach dem Zweiten Welt-
krieg erfolgten weltweit starke staatliche Umstrukturierungen zugunsten
von mehr politischer Mitbestimmung und sozialer Teilhabe, durch die
sich zumindest in den Industrienationen das Versprechen vom »Wohl-
stand fiir alle« vielfach erfiillte. Seit den 1980er-Jahren haben wieder Wirt-
schaftsinteressen in der Politik verstirkt an Einfluss gewonnen. Nach dem
Mauerfall wurden sie immer wirkungsmichtiger. Was sich unter Francis
Fukuyamas Bonmot vom »Ende der Geschichte« noch als ein Versprechen
auf markewirtschaftlichen Segen fiir alle und einen weltweiten Sieg der
westlichen Demokratie las, begann bald zu brockeln.

Viele sehen diese Geschichte heute anders: Entschieden, tiberzeugend
und grenzenlos optimierte die Politik des Westens seit Zusammenbruch
des sowjetischen Staatssozialismus global die Bedingungen fiir die Finanz-
mirkee, fiir grofle Vermogen und Unternehmen. Der 6konomischen Glo-
balisierung 6ffnete sie Tiir und Tor und behinderte ihre soziale und ékolo-
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gische Einhegung. Mit den wehenden Fahnen des Neoliberalismus wurde
weltweit die 6ffentliche Daseinsvorsorge vernachlissigt und die Umwelt
zerstort. Viele wurden unter dem Banner des Wohlstands und der Freiheit
ins Elend gestoflen. Erstmals ins Straucheln kam dieses Geschiftsmodell
mit der globalen Finanzkrise ab 2007. Doch erst heute deckt Corona als
sozialer Marker die Schwachstellen dieser Politik gnadenlos auf: Kaputt-
gesparte oder nicht existente Gesundheitssysteme, iiberlastete Pflegeein-
richtungen und unwiirdige Arbeitsbedingungen zeigen den aktuellen,
maroden Zustand unseres Gemeinwohls an und schreien nach Verinde-
rung!

Solche Pendelbewegungen zwischen mehr Marke fiir wenige und der
Teilhabe vieler ist kein neues Phinomen, wie Karl Polanyi in seinem Buch
The Great Transformation historisch nachgewiesen hat. Am Beispiel der
englischen Industrialisierung verdeutlicht er, dass freie Mirkte nicht wie
nach dem Irrglauben vieler Okonom*innen spontan entstanden sind und
sich dank tiberlegener 6konomischer Effizienz als Virus der Freiheit so dy-
namisch ausbreiteten wie heute Covid-19. Vielmehr mussten sie politisch
gewollt sein und sogar gegen nennbaren sozialen Widerstand, mitunter
gewalttitig, durchgesetzt werden. Ab einem bestimmten Punkt verselbst-
standigte sich dann die Okonomie, wir wurden zur »Markegesellschafte,
die alles, auch den Menschen, dem Diktat des Marktes unterordnete.
Diese »Entbettungg, also die vollige Loslosung der Wirtschaft von gesell-
schaftlichen Belangen und Erfordernissen, fithrte zu mehr Elend und
Ungleichheit und provozierte eine kulturelle und soziale Verwahrlosung,
die die Gesellschaft existenziell bedrohte und schlieflich neue politische
Gegenbestrebungen ausléste, die Wirtschaft wieder stirker zu regulieren.

Offensichtlich zeigt uns Corona, dass wir uns an einem Punkt befinden,
wo eine derartige Wiedereinbettung des Okonomischen notig ist. Die
an Gehor gewinnende Forderung eines »eingebetteten Liberalismus« geht
genau in diese Richtung, ist aber zu handzahm und wird kaum reichen,
um die zentralen Probleme des 21. Jahrhunderts zu bearbeiten. Polanyi
selbst ging weiter und plidierte fiir eine stirkere demokratische Kontrolle
von Arbeit, Boden, Geld und Markt. Hier ist als Erstes der demokratisch
legitimierte Staat gefragt.
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Dass der Staat trotz wachsender Komplexitit handlungsfihig ist und
nicht von Wirtschaftsinteressen oder den Vermdgenden dominiert wird,
sondern als ein soziales Verhiltnis verstanden werden muss, in welchem
verschiedenes Handeln méglich ist, ist per se noch keine gute Nachricht.
Die Forderungen nach mehr sozialer und politischer Teilhabe miissen sich
trotzdem Gehor verschaffen, wahr- und ernst genommen werden, bevor
sie sich in der Politik manifestieren kénnen. Das erfordert nicht nur eine
Vision, Uberzeugung und Leidenschaft, sondern auch Ressourcen und
Einsatz, Zeit und Erfahrung im politischen Geschift. Da nicht alle im
gleichen Umfang dariiber verfiigen, wird so manch berechtigte Forderung
frith ausgeschlossen, ausgefiltert oder versandet schliefSlich im politischen
Prozess.

Genau dies ist seit Pandemiebeginn durchgehend zu beobachten und
erklirt viel der Wankelmiitigkeit, Verzogerungen und Fehlentscheidun-
gen der politisch Verantwortlichen. Diese sahen und sehen sich selbst
fast tiglich mit unbekannten Situationen konfrontiert und wurden zu
Getriebenen. Vieles wurde trotzdem richtig gemacht: Die Vollbremsung
von Wirtschaft und Gesellschaft, kombiniert mit massiven sozialen und
wirtschaftlichen staatlichen Subventionen, haben das Schlimmste verhin-
dert und die Ausgangsbedingungen fiir einen Neustart verbessert. Die
abrupte Abkehr von der angebeteten schwarzen Null garantiert Zukunft.
Die gemeinsame Schuldenaufnahme der Europidischen Union kann die
regionale Integration festigen und fiir die nichsten Herausforderungen
starken. All das férderte ein neues positives Staatsbewusstsein. Viele waren
stolz, dass sie in einem funktionierenden Staatswesen mit verniinftig und
mafSvoll handelnden Politiker*innen leben, die die Pandemie verantwor-
tungsvoll angehen.

Dieser Eindruck hat sich stark gewandelt. Da blieben Kitas und Univer-
sititen, Schauspielhduser, Museen, Kinos und Schwimmbider geschlossen,
Flugreisen aber weiter moglich. In welchem Theater haben Sie schon so
eng neben dem Nachbarn gesessen und gegessen wie in einem Flugzeug?
Schulen sind uns wichtig, bleiben fast ein Jahr geschlossen und sind dann
immer noch nicht hinreichend mit Liiftungsanlagen ausgeriistet, Schlacht-
hofe diirfen trotz dramatischer Coronaausbriiche weiterarbeiten. Fabrik-
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hallen blieben fast durchgehend gedffnet, Grillpartys und Ansammlun-
gen Jugendlicher in der Natur wurden verfolgt. Groffraumbiiros wurden
nicht geschlossen, aber es gab nichtiche Ausgangssperren, obwohl hin-
reichende Untersuchungen vorliegen, dass sich das Infektionsgeschehen
intensiv in Riumen, aber weniger im Freien verbreitet. Aus purem Geiz
wurde nicht genug Impfstoff geordert, sodass sich die Impfungen striflich
verzdgerten und verlangsamten. Trotz Kritik wurde die soziale Dimension
der Pandemie lange nicht berticksichtigt, werden unzureichende Priven-
tions- und Impfpriferenzen gesetzt, Impfkampagnen falsch ausgerichtet
und somit die Dauer des Infektionsgeschehen unnétig verlingert. Nicht
zuletzt wurde dariiber nachgedacht, minderwertige Masken an Arme und
Schwache zu verteilen. Zu wenig debattiert wurde tiber die Frage, ob solch
menschenverachtender Zynismus in der Politik Grund genug fiir einen
Riicktritt sein sollte.

Seit zahllosen Monate regiert ein stindiges Stop-and-go, ein Uberbie-
tungswettbewerb zwischen Lockdown und Lockerung, der weniger wis-
senschaftlichem Ratschlag oder Vernunft geschuldet zu sein scheint als
der Rechthaberei verschiedener politischer Ebenen und Politiker*innen,
der Legitimationshascherei von Parteien, der Profilsucht einzelner Ego-
man*innen oder einfach der Inkompetenz (die beiden letzten Phinomene
scheinen oft gekoppelt). Gravierende Fille von Korruption und Macht-
missbrauch kamen ans Licht. All das erschépfte die Bevolkerung und ldsst
die Unterstiitzung fiir die Pandemiebekdmpfung ebenso sinken, wie es die

Impfmiidigkeit erhoht.

Fiinfter Schritt:
Fairdenken statt Querdenken

Die politischen Proteste gegen die Infektionsbekimpfung nehmen an
Wucht und Bedeutung zu. In Deutschland versammeln sich diese Bewe-
gungen unter der Selbsttitulierung »Querdenker«. Sie zeichnen sich durch
ein breites und teilweise diffuses Sammelsurium an Menschen, Gruppen,
Interessen und Forderungen aus. Die Politik und Teile der Bevolkerung
stehen diesen Protesten oft rat- bis fassungslos gegeniiber.
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Viele Positionen der »Querdenker« konzentrieren sich auf die Kritik an
staatlich verordneten Freiheitsbeschrinkungen wie dem Tragen von Mas-
ken, der Einhaltung von Sicherheitsabstinden, der SchlieSung von Gas-
tronomie und Liden. Bemerkenswert ist die grof§e Diskrepanz zwischen
den Positionen der Protestierenden und denen der Wissenschaft bei der
Bewertung der Pandemie: Fiir die »Querdenker« gilt die Gefihrlichkeit
des Virus als drastisch iiberbewertet, daher werden die staatlichen Maf3-
nahmen als nicht verhiltnismif8ig und in ihrer Durchsetzung als iiber-
zogen autoritir angeschen.

Eine Studie der Universitit Basel von Ende 2020 iiber Zusammenset-
zung und Ziele der »Querdenker« erleichtert eine Anniherung an diese
Bewegung: Darin wird bestitigt, dass es sich um disparate soziale Grup-
pen handelt, die sich iiber gemeinsame Inhalte und geteilte Mentalititen
neu verbinden. Einigend ist vor allem eine starke Entfremdung von Ins-
titutionen des politischen Systems und der liberalen Demokratie, seien
es Volksparteien oder Parlamente, aber auch von internationalen Organi-
sationen wie der Europiischen Union, der Weltgesundheitsorganisation
WHO oder den Vereinten Nationen sowie den etablierten Medien. Dieses
Ablehnen des Establishments schafft eine ostentative Distinktion, befor-
dert also das Streben nach Anderssein. Aber nicht als Ausdruck der eige-
nen Individualitit, sondern zum Beschworen eines neu gefundenen eige-
nen Kollektivs. Wie in anderen Protestbewegungen spielen Emotionalitit
und affektive Momente eine wichtige Rolle, um Gruppenidentitit und
Gemeinschaft herzustellen. In Coronazeiten, da Zusammenhalt vor allem
bedeutet, nicht physisch zusammenzukommen, scheinen die Treffen der
Bewegung, die gegen physische Distanz und scheinbar gegen jegliche Ver-
nunft verstoflen, fiir viele wie eine spontane Befreiung zu wirken.

Aufillig ist, dass es sich bei den »Querdenkern« mehrheitlich um ge-
bildete Angehérige der Mittelschicht mit einem Durchschnittsalter von
knapp so Jahren handelt; vergleichsweise hoch ist der Anteil Selbststindi-
ger mit 25 Prozent. Viele »Querdenker« haben sich erst politisiert, fast die
Hilfte von ihnen hat in der Vergangenheit noch an keinem anderen Pro-
test teilgenommen. Die politisch Erfahrenen kommen aus unterschiedli-
chen Stromungen, die sich mehrheitlich als eher progressiv verorten lassen.
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In der neuen Bewegung tendieren sie stirker zu konservativen und immer
mehr zu rechtsradikalen Positionen. »Querdenker« selbst wiirden eine sol-
che Charakterisierung ablehnen, da sie sich iiberwiegend gegen eine Ein-
teilung in eine Links-rechts-Schematik positionieren. Insgesamt vertreten
sie kein einheitliches Weltbild, sondern artikulieren eine breite normative
und oft auch widerspriichliche Vielfalt, die sich beinahe ausschliefSlich
jenseits der tradierten Formen politischer Reprisentation bewegt.

Der Verzicht auf eindeutige inhaltliche Positionen bestitigt sich auch
in der Art und Weise, wie Coronapolitik angegriffen wird: Die Kritik zielt
weniger auf konkrete Mafinahmen, sondern auf die postulierte Tatsache,
dass Kritik gegen die Pandemiebekidmpfung prinzipiell nicht méglich sei.
Nicht fachspezifische Expertise zihlt im eigenen Lager, sondern die Tat-
sache, dass man iiberhaupt kritisiert. Dissens per se wird honoriert. Die
Glaubwiirdigkeit von Kritik wird zur Glaubwiirdigkeit durch Kritik. Kri-
tik bekommt einen ethischen Eigenwert, sie wird selbst zum Hauptzweck.
Die Baseler Studie bezeichnet Coronadissident*innen mit Bezug auf Max
Weber darum als typische Gesinnungsethiker*innen, verantwortlich nicht
fir die konkreten Konsequenzen ihrer Handlungen, sondern nur dafiir,
»... dass die Flamme der reinen Gesinnung, die Flamme z. B. des Protests
gegen die Ungerechtigkeit der sozialen Ordnung, nicht erlischt«. So erklirt
sich, dass »Querdenker« auch solche Mafinahmen geifleln, die Menschen
vor Krankheit und Tod bewahren, und gleichzeitig ausblenden, dass die
Umsetzung ihrer eigenen Forderungen eine Schneise der Zerstorung nach
sich ziehen wiirde.

Es gibt in der Bewegung eine starke Neigung hin zu Esoterik, Spirituel-
lem, zu Geheimwissen und Verschwérungsmythen sowie (vor allem mit
Letzterem) eine offene Flanke zum Antisemitismus. Das rechte Narrativ
der Leugnung des Klimawandels sowie fremden- oder islamfeindliche Po-
sitionen waren noch wenig ausgeprigt. Mehr als 70 Prozent der Befragten
waren gegen eine Privatisierung der wichtigsten 6ffentlichen Dienstleis-
tungen, nur knapp 30 Prozent gegen die Umverteilung der Einkommen.
Zusammengefasst: Die »Querdenker« vertrauen zwar nicht beziechungs-
weise nicht mehr der parlamentarischen Demokratie, der Politik als Gan-
zer, den Medien und der Wissenschaft. In ihren Dispositionen entspra-
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chen sie zu Beginn aber (noch) nicht vollstindig dem Bild einer rechten
beziehungsweise einer genuin autoritiren Bewegung. Dies hat sich gewan-
delt: Die Proteste waren von Anfang an fiir konservative und nationale
Werte und Positionen offen und haben sich seither gefihrlich radikalisiert.

Der soziale Background und die Altersstruktur der »Querdenker« wei-
sen darauf hin, dass sich viele von ihnen ihre gesellschaftlichen Positionen
und materielle Existenz durch Eigeninitiative auf- und ausgebaut haben
und vor Corona erfolgreich verteidigen konnten. In ihrer Lebenserfahrung
hat sich das gesellschaftliche Narrativ der Mittelstandsgesellschaft mit
ihren zentralen Versprechen bestitigt: Aufstieg durch Leistung, Freiheit
durch Demokratie, formale Gleichheit durch Rechtssicherheit, Wahrheit
durch Wissenschaft, Forschung zur kontinuierlichen Minimierung des
Unvorhergesechenen, steigende Lebensqualitit und -erwartungen durch
ausgebaute Sozialsysteme und breite medizinische Versorgung. Zukunft
war berechenbar und planbar.

Die Pandemie stellt nicht eine dieser Erfahrungen infrage, sondern fast
alle gleichzeitig: Die Erbringung von (Arbeits-)Leistung wird erschwert
oder verboten. Dies provoziert vor allem fiir Selbststindige, also diejeni-
gen, die Eigeninitiative als Schliissel zum Erfolg ansehen, empfindliche
materielle Verluste oder vernichtet ganze Existenzen. Kreativitit und Ta-
lent zdhlen nicht mehr. Die Gastronomie wurde eingefroren, der Kultur-
bereich dichtgemacht. Persénliche Freiheiten werden bis in den kleinsten
Bereich der Familie drastisch reguliert und eingeschrinkt. Atmen wird
zum kollektiven Problem. Wurde uns lange vermittelt, dass die immer
stirkere globale Vernetzung der Welt unsere individuelle Selbstbestim-
mung stirke, steht beides jetzt im tiefen Widerspruch zueinander. Nihe
provoziert Distanz. Oder Krankheit.

Die Politik arbeitet pausenlos im Stressmodus, viele Mafinahmen sind
entsprechend kurzatmig, inkonsistent, widerspriichlich, Flickwerk — oder
einfach unsinnig. Sie werden zu wenig vermittelt, autoritativ durchge-
setzt und erwecken den Eindruck von fehlender Mitbestimmung. Wer
dann noch erfahren darf, dass der Staat zwar vielen alles abverlangt, einige
Politiker sich aber an diesen Einschrinkungen massiv bereichern — Stich-
wort Maskenskandal —, und zwar nicht nur aufgrund der Verfehlungen
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Einzelner, sondern wegen der anhaltenden Verweigerung staatstragender
Parteien, mehr Transparenz zu garantieren, bekommt Griinde geliefert,
dem Staat und der Pandemiebekimpfung nicht mehr zu vertrauen.

Fiir viele waren die Wissenschaften vor der Krise bereits zu wenig
auf die (Alltags-)Probleme der Menschen ausgerichtet. Durch enormen
Erwartungsdruck und allgemeine Uberforderung entstand so manche zu
schnelle, zu vage oder falsche wissenschaftliche Einschitzung. Vertrauens-
vorspriinge wurden verspielt: Maske nein, Maske ja, Schulen auf, Schulen
zu usw. Die Regierung votierte fiir eine einseitig auf die medizinisch-
epidemiologische Seite ausgerichtete Krisenbekimpfung. Die Virologie
avancierte zu einer veritablen Staatswissenschaft. Offentlich trug sie wei-
ter ihr naturwissenschaftliches Selbstverstindnis zur Schau, nichts ande-
res als neutrales, analytisch-empirisches Wissen fiir eine evidenzbasierte
Politik zu produzieren. Und vernachlissigte lange die soziodkonomischen
Dimensionen der Pandemie. Die Politik kniipfte nahtlos daran an und
versiumte es, Gremien wie einen nationalen Pandemierat zu initiieren,
in dem auch Okonom*innen, Schulexpert*innen, Jugendforscher*innen,
Psycholog*innen etc. zu Wort kommen und beraten. Gleichzeitig ist vielen
erst durch die Pandemie der reale Umfang unseres heutigen Nichtwissens
bewusst geworden.

Die Wissenschaft, die seit der Moderne das einstige Gottvertrauen
ersetzt, verlor an Glaubwiirdigkeit. Verschworungsmythen und Esoterik
wuchern seither wie wild. Erstere sind Erzahlungen, die das Unvorher-
sehbare wieder durch eine Absicht, nimlich die Verschworung, berechen-
bar machen und somit Ungewissheiten und Unsicherheiten durch neue
Gewissheit ersetzen. Letztere ist mit ihrer Irrationalitit, ihrem magischen
Denken und der Hinwendung zu autoritiren Strukturen ein diffuser Ver-
such, die Grenzen von vernunftbasiertem Wissen iiber alternatives Erkli-
ren und Handeln neu zu ziehen. Theodor W. Adorno hat in seinen 7hesen
gegen den Okkultismus bereits 1951 auf die Nihe zwischen Esoterik und
Faschismus hingewiesen.

Aber nicht nur bei den Wissenschaften knarrt es heftig im Gebilk.
Die o6ffentlichen Einrichtungen wurden heruntergeschraubt, viele Leis-
tungen wie Kinderbetreuung und Schulbildung rabiat ausgesetzt — und
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auf die Riicken der Familien abgewilzt. Das Gesundheitssystem kann
trotz Hightech schwere Krankheit und Tod nicht verhindern und scheint
immer wieder an der Grenze der Uberlastung zu stehen. Die fiirchterliche
Bedrohung der »Triage« stand im Raum. Das Bild einer zivilisatorischen
Moderne biifte massiv an Strahlkraft ein oder zerbrach fiir manche ganz.
Was mangels Alternativen bleibt, ist pure Dissidenz — nicht mehr weiter-
denken, querdenken!

Eine derartige Verunsicherung, gefithlte Ohnmacht und Frustration
und daraus resultierender Protest ist fiir Deutschland keine neue Situation.
Norbert Elias hat in seinen Studien iiber die Deutschen unsere politische
Kultur im 20. Jahrhunderts analysiert und den Ubergang der erfolgreich
aufstrebenden, humanistischen, vernunftorientierten und weltoffenen
Mittelschicht nach Goethe und Schiller, die sich noch tiber ihre Werte
und Vorstellungen vom Adel emanzipieren wollten, hin zu einer nationa-
listischen, militaristischen und wieder romantisierenden Mittelklasse, die
letztendlich Hitler stiitzte, genau unter die Lupe genommen. Bei der Bear-
beitung der Frage, wie die Kulturstadt Weimar und das KZ Buchenwald
zusammengehen, pocht Elias darauf, dass Menschen ohne Mitmenschen
keine Menschen (geworden) wiren: »Es ist eine der elementarsten Eigen-
tiimlichkeiten des Menschen, dass er nicht nur ein Bild von sich als einer
individuellen Person hat, die >Ich« sagen kann, sondern auch ein Bild von
sich als Mitglied von Menschengruppen, zu denen er »Wir« sagen kann ...
In entwickelteren zeitgendssischen Nationalstaaten sind Ich- und Wir-
Erfahrung unter normalen Bedingungen scharf gesondert, und die erste,
die Erfahrung seiner selbst, als eines von allen anderen abgehobenen und
isolierten Individuums, steht hell und scharf im Zentrum der Selbstwahr-
nehmung, wihrend die Wahrnehmung der als »Wir« erlebten Beziige cher
im Hintergrund bleibt ... In nationalen Notsituationen jedoch verschiebt
sich der Schwerpunkt fiir kiirzere oder lingere Zeit: Die emotionale Beset-
zung der Wir-Ebene des Selbstbildes wird gewdhnlich stirker und die
der Ich-Ebene schwicher. Was die Wir-Ebene an emotionaler Aufladung
gewinnt, wird der Ich-Ebene entzogen.«

Fir Elias schaffen Liberalismus und Nationalismus also gleichbedeu-
tend Sinn und Orientierung. Beides sind selbstsiichtige Ideale, tiber die
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der/die Einzelne um die Anerkennung seiner/ihrer Gruppe buhlt. Dabei
besteht zwischen dem liberalen Leitbild, das das Wohl der Mehrheit aus
dem Eigeninteresse der Individuen hervorgehen lisst, und dem Kollektiv-
ideal, das dem Bemiihen und den Interessen der eigenen Gemeinschaft
(Heimat, Volk, Nation) den zentralen Platz im Verhaltenskanon einriumt,
eine ewige Spannung und eine Balance, die immer kippen kann.

Die Pandemiebekimpfung hat zweifellos eine Schieflage zum Nachteil
der liberalen Kerninstitutionen provoziert. Rechtsradikale schnuppern
seither Morgenluft, propagieren seit geraumer Zeit wieder »volkische«
Ideale einer »Blut und Boden«-Ideologie und versuchen, sie als Waffe
gegen einen angeblich heimatlosen, verriterischen Liberalismus einzuset-
zen, der nur kosmopolitisches und grenzenloses Chaos verspreche. Mit
diesen braunen Ideolog*innen ist nicht zu verhandeln! Sie sind immer
feige und zu mutlos, Zukunft nach vorne zu denken. Stattdessen muss
Demokratie systemrelevant gemacht werden.

Der wach gekiisste Staat
und sein Dornroschenschloss

Der von Corona wach gekiisste Staat ist keine Gewihr fiir die Absiche-
rung unserer Demokratie. Er wird weiter als starker Staat agieren, auch
nach der Pandemie. Sei es beim anstehenden wirtschaftlichen und sozialen
Wandel, bei der Klimapolitik, der Schaffung von Infrastruktur fiir Elek-
tromobilitit, sei es bei der Digitalisierung oder der Neugestaltung der
Daseinsvorsorge.

Dennoch ist ein starker Staat kein Garant fiir Ausgleich, fiir Zusam-
menhalt, fiir den Fortschritt von sozialer und 6kologischer Nachhaltig-
keit. Und keine Garantie fiir mehr Demokratie. Vielmehr ist nicht von
der Hand zu weisen, dass mit dem Auftreten von Covid-19 in groflen Tei-
len der Bevolkerung, auch bei den Eliten, das Verlangen nach Sicher-
heit und Fithrung zu einer Fixierung auf die politische Exekutive gefiihrt
hat, die das Prinzip parlamentarischer Regierungskontrolle selbst in gefes-
tigten Demokratien wie Deutschland voriibergehend aushebelte. Es gab
nicht nur unglaubliche Einschnitte in Grund- und Freiheitsrechte, son-
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dern es kam auch zum Auslassen offizieller Kontrollinstanzen. Die parla-
mentarische Kontrollfunktion der Opposition war zu Beginn der Krise
kaum vorhanden. Selbst die beriihmte vierte Gewalt, die Medien, gab
sich gegeniiber der Regierungspolitik wenig kritisch und schien sich viel-
mehr einem »Erziehungsauftrag« verpflichtet zu sehen, der Gefolgschaft
predigte. Diese Kritikferne und mangelnden Dialoge tun der Demokra-
tie nicht gut.

Bestehende autoritire Tendenzen kénnen sich dadurch verschirfen.
Zurzeit sicht es zwar so aus, als ob Corona viele Rechtspopulist*innen
entzaubere. Von Populist*innen und Nationalist*innen gefiihrte Regie-
rungen — ob in den USA, Grof3britannien oder Brasilien — haben in der
aktuellen Krise oft inkompetent und dilettantisch gehandelt. Auch die
wissensbasierte Politikberatung ist weniger ihr Metier. IThre Diskursmus-
ter, ihre sogenannten alternativen Wahrheiten zerschellten an der hissli-
chen Wirklichkeit des Covid-19. Das scheint Nationalismus und Populis-
mus zu schwichen.

Sollte es den Staaten und der Politik nach der Pandemie allerdings nicht
gelingen, mit einer klaren Vision eine gerechte Verteilung der Krisen-
kosten zu organisieren, werden neue Verteilungskimpfe und egoistische
Besitzstandswahrung die politische Tagesordnung bestimmen. Soziocko-
nomische Sicherheit, Absicherung gegeniiber Lebensrisiken wie Krank-
heit, Arbeitslosigkeit und Altersarmut, also stabil planbare Zukunfts-
perspektiven, sind nicht nur wesendlich fiir die Demokratiezufriedenheit
der Bevélkerung, sondern auch Voraussetzungen fiir demokratische Biir-
ger*innenbeteiligung. Wer das verspielt, spielt autoritiren und nationalis-
tischen Ideolog*innen in die Hinde. Dies wire ein optimaler Nihrboden
fiir ein Wiedererstarken von Populismus und Rechtsradikalismus.

Damit nach der Pandemie mehr demokratisches Miteinander moglich
wird, sollten schon jetzt Weichen gestellt werden. Um den Staat aus seinem
Dornroschenschloss zu holen, geht es nicht nur darum, alle Grund- und
Freiheitsrechte und politische Reprisentation sowie die zentrale Entschei-
dungsmacht des Parlamentarismus wiederherzustellen. Ebenso wichtig
ist eine breite offentliche Debatte iiber die Mafinahmen der Pandemie-
bekimpfung. Hier sollten auch Kritiker*innen Gehér finden. Denn nicht
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nur die Biirger*innen zweifeln. Man hat manchmal das Gefiihl, dass die
politische Elite und die Medien ebenfalls vergessen haben, was die Essenz
und das Lebenselixier von Demokratie ist: die Anerkennung von Konflik-
ten zwischen Menschen und Gruppen. Und die Austragung dieser Kon-
flikte in einer regelgeleiteten und gewaltfreien Form im Rahmen spezieller
Institutionen, vor allem im Parlament. Sowie die Anerkennung der dem
Streit folgenden Entscheidungen, an die a//e Beteiligten gebunden sind.

Der Literaturpreistriger Elias Canetti hat das in seinem Hauptwerk
Masse und Machr fulminant zum Ausdruck gebracht. »Bei einer parla-
mentarischen Abstimmung hat man nichts anderes zu tun, als die Stirke
der beiden Gruppen an Ort und Stelle zu ermitteln. Es geniigt nicht,
dass man sie von vornherein kennt. Die eine Partei mag 360, die andere
nur 240 Abgeordnete haben: Die Abstimmung bleibt entscheidend als der
Augenblick, in dem man sich wirklich misst. Sie ist der Rest des blutigen
ZusammenstofSes, den man auf vielfache Weise spielt, durch Drohung,
Beschimpfung, physische Erregtheit, die bis zu Schligen oder Wiirfen
filhren kann. Aber die Zahlung der Stimmen ist das Ende der Schlacht ...
Das Feierliche in all diesen Verrichtungen entstammt dem Verzicht auf
den Tod als Instrument der Entscheidung. Mit jedem einzelnen Zettel
wird der Tod gleichsam weggelegt. Aber was er bewirkt hitte, die Stirke
des Gegners, wird in einer Zahl gewissenhaft verzeichnet. Wer mit diesen
Zahlen spielt, wer sie verwischt, wer sie filscht, lidsst den Tod wieder ein
und ahnt es nicht.«

In der Demokratie werden Feinde zu Gegnern: Es darf gestritten, der/
die Gegner*in darf bekimpft, aber nicht vernichtet werden. Genau diese
Grenze haben Teile der »Querdenker« bereits iiberschritten. Wer den
Reichstag oder das Kapitol stiirmt, ziindelt und zerstort die Demokratie.
Doch die Harmoniesucht zwischen Regierenden und Opposition, die Hal-
tung der Medien, die jeden politischen Streit gleich mit demokratischer
Meuterei verwechselt, sowie die scharfe Diskreditierung aller Proteste auf
der Straf8e sind brandgefihrlich. Konflikte verschwinden nicht, wenn man
sie verschweigt. Zu oft setzt sich dann eine einflussreiche Fraktion ohne
Debatte und Mitbestimmung durch, was den demokratischen Prozess
unglaubwiirdig macht und weiter schwicht.
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Die wissens- und evidenzbasierte Pandemiebekimpfung beschleunigte
solche Tendenzen. Expert*innenwissen ist exklusiv, und wenn es politisch
entscheidet, wird die Demokratie ebenfalls exklusiv. Ausschluss durch
Vernunft! Oder Postdemokratie, wie der britische Politikwissenschaftler
Colin Crouch in seinem gleichnamigen Buch treffend titelte. Wissens-
basierte Vernunft befdrdert vielleicht rationales Handeln und kluges
Regieren. Doch Vernunft kennt keine Konflikte! Wenn alle Menschen
verniinftig handelten, wiirde es Konflikte nicht geben. Ist die verniinftige
Welt darum die beste aller Welten? Wohl cher eine wenig erstrebenswerte
Zukunft. Norbert Elias verrit uns im oben genannten Buch auch, warum:
»Eine konfliktlose Gesellschaft mag als Gipfel der Rationalitit erscheinen,
aber sie ist zugleich auch eine Gesellschaft der Grabesstille, der dufSersten
Gefiihlskilte und der héchsten Langeweile — eine Gesellschaft tiberdies
ohne jede Dynamik.« Keine gute Voraussetzung fiir Demokratie. Wir soll-
ten stattdessen anerkennen, dass es nie eine widerspruchsfreie Gesellschaft
geben wird. Und dies begriiffen. Unsere Gegner erkennen, sich ihnen
stellen und mit ihnen in den Ring steigen. Um sie als Gegner zu besie-
gen oder von ihnen besiegt zu werden. Wenn wir dies nicht tun, werden
uns manche als Feinde deklarieren. Feinde kann man ausgrenzen, Feinde
kann man eliminieren. Und damit jedes Mal ein kleines Stiickchen mehr
Demokratie zerstdren.

Mit Blick auf die Legitimationsverluste, die die liberaldemokratischen
Institutionen wihrend der Krise bei vielen Biirger*innen erlitten haben,
sodass viele auf die Strafle gingen, sollten die Streitlust und Debattenkul-
tur nach der Krise wieder gefordert werden. Zusitzlich empfiehlt es sich,
neue Politikformen zu erproben. Dem Gefiihl vieler Menschen, dass »die
da oben« entscheiden und man selbst nicht mitreden kann, muss ent-
schlossen entgegengewirkt werden. Sonst entstehen Frust und Politikver-
drossenheit. Viele sind dann nur noch in ihrer »Blase« unterwegs, das
Internet wird konsultiert, um die eigenen, alternativen Wahrheiten besti-
tigt zu finden, man pflegt die sozialen Medien mit Gleichgesinnten. Es
entstehen milieubedingte und nur noch selbstreferenzielle Parallelwelten.
Das erschwert die Begegnung und Auseinandersetzung mit Andersden-
kenden. Es wichst die Gefahr, dass wir uns bald sprachlos gegeniiberste-
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hen. Als Feinde. Politik muss wieder niher an den Menschen ran. Und
zwar mit Herz und Verstand. Holen wir den Staat aus seinem Dornrés-
chenschloss — das geht auch ohne Populismus.

Gute Erfahrungen hat man zum Beispiel in Irland mit stindigen Biir-
ger*innenriten mit reprisentativem Charakter gemacht, die nicht nur
kosmetische Funktionen ausiiben. Solche Rite koénnen dazu dienen,
dass Menschen mit verschiedener Herkunft und mit unterschiedlichen
Anschauungen wieder ins Gesprich miteinander kommen. Ausgebildete
Moderator*innen garantieren, dass alle zu Wort kommen und nicht die
lauteste Stimme im Raum zihlt. Auch 6ffentliche Konsultierungen von
Familien-, Bildungs-, Umwelt-, Verkehrsplanungen, die den Alltag von
uns allen betreffen, schaffen neues Vertrauen in Demokratie. Es gilt Zeit-
politiken einzufiihren, die verschiedene Sphiren wie Arbeit, Familie, Frei-
zeit besser harmonisieren lassen.

Besonders wichtig: Wir brauchen endlich eine echte Erneuerung und
Verjiingung der Politik, der Parteien, der Gewerkschaften, der Berufsver-
binde sowie der Vereine. Mehr politischen Streit und Aussprache. Mit-
gliedschaften miissen niedrigschwelliger werden, die Moglichkeiten, Ver-
antwortung und Reprisentation zu iibernehmen, transparenter und
durchlissiger sein. Welche/r Jugendliche findet heute schon eine Partei
oder Gewerkschaft sexy? Uber 70 Prozent der Jugendlichen fiihlen sich
nicht von unseren Politiker*innen vertreten. Die Coronapolitik hat ihnen
bisher leider recht gegeben.

Das muss sich dndern. Wichtig ist bei Jugendlichen eine stirkere
»Selbstwirksamkeit«, also das Gefiihl, in der Politik Dinge mit dem eige-
nen Handeln spiirbar zu verindern. Auch Amter sollten mehr rotieren,
ohne dass man auf Professionalitit und Erfahrung verzichtet.

Politik muss lebensweltlich erfahrbar werden. Besonders im lokalen
Raum. Hier kann biirger*innennah auf pandemiebedingte Verunsiche-
rungen, auf die Furcht und das Schutzbediirfnis der Menschen geantwor-
tet werden. Kommunale Politik ist der Ort, wo wir gemeinsame Losungen
suchen miissen, damit Distanz, Ablehnung und Ausschluss nicht erstar-
ken. Ein Ort der Teilhabe und Lebensméglichkeit und nicht im Sinne
eines Herkunftsnachweises. Ein Ort, der riecht und schmeckt, fithlbare
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Geborgenheit, Sicherheit und Wohlbefinden schenkt, uns Raum fiir uns
und die Unseren lisst, aber ausreichend grof§ ist, um an Auseinanderset-
zungen zu wachsen und fiir andere und fiir Unbekanntes offenzustehen.
Der Philosoph Ernst Bloch hat diesen Ort im Prinzip Hoffnung einmal als
Heimat beschrieben. Fiir Bloch ist Heimat das ewig Vorhandene und ewig
Neue. Etwas, »das allen in die Kindheit scheint und worin noch niemand
war«. Heimat also zugleich als Erinnerung und grofle Hoffnung. Der Ort,
an dem wir waren, und der Ort, zu dem wir hinwollen.

Demokratie eben!

Also mehr Demokratie wagen. Sei es auf der Arbeit, im Verein, in der
Schule, in der Familie. Und auch auf der Strae. Letztendlich wird es
ohne Zivilgesellschaft und soziale Bewegungen nicht gehen. Sie waren
schon immer ein wichtiger Treiber fiir mehr Demokratie und miissen
diese Aufgabe auch in Zukunft wahrnehmen.

Wer wie im pandemischen Manifest eine Zukunft des sozialen Aus-
gleichs, der breiten Teilhabe und einer 6kologischen Nachhaltigkeit vor-
schldgt, eine Zukunft, die ein gutes Leben verspricht und keinen zuriick-
lsst, sollte sich von Aristoteles inspirieren lassen. Dessen Masterkategorie
fiir ein gutes Leben ist die politische Teilhabe am 6ffentlichen Leben. Poli-
tik nicht nur als Biirde, als Pflicht, sondern auch als Quelle fiir Gemein-
sames und Anerkennung. Wem es jedoch schwerfillt, Politik mit Wohl-
befinden und Genuss zu verbinden, dem/der bleiben immer noch die
Wahlen. Das Schéne an Demokratie: Unfihige, verbrauchte oder korrupte
Politiker*innen, ideen- und inhaltslose Parteien oder handzahme Oppo-
sitionen konnen abgewihlt werden. Der theorieferne Pragmatismus der
letzten Jahre, dem die Fantasie, der politische Gestaltungswille und der
geistige Tiefgang fehlen, kann beendet werden.

Im eigenen Dorf, in der Stadt, in der Region und im ganzen Land!

Wichtigste Leitplanken fiir eine solche Politik der Erneuerung:

+ Offentliche, konstruktiv-kritische Debatten iiber die Politik der Pan-
demiebekimpfung; Forderung der Streitkultur, Entmoralisierung und
Versachlichung von Argumenten
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+ Anerkennung von Krisengewinnler*innen und -verlier*innen, von ge-
sellschaftlichen Widerspriichen, Einleitung einer Politik des sozialen

Ausgleichs

+ Erprobung neuer Politikformen: Biirger*innenrite, 6ffentliche Konsul-
tierungen zu Alltagsfragen, Einfithrung von Zeitpolitik

¢ Echte Erneuerung und Verjiingung von Parteien, Gewerkschaften,
Berufsverbinde sowie Vereinen durch niedrigschwellige Mitgliedschaf-
ten und mehr Selbstwirksambkeit, stirkere Amterrotation

+ Kommunalpolitik stirken

+ Demokratie systemrelevant machen
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Mythos #6

Die Pandemie
ruiniert unsere Wirtschaft

Corona hat die Weltwirtschaft in die tiefste Krise der letzten Jahre gestiirzt.
Der internationale Handel, aber auch die Binnenmirkte sind in allen
Lindern der Welt drastisch geschrumpft, die Produktion und die Ein-
kommen sind auf breiter Front eingebrochen. Besonders fiir die Staaten
des globalen Siidens ist die Pandemie ein schwerer Schlag. Thre Zukunft
sieht meist diister aus. Zum einen lduft die Versorgung mit Impfstoffen
nur schleppend oder gar nicht an, zum anderen fehlen den Staaten die
finanziellen Mittel, die Krisenfolgen durch Rettungspakte und Finanz-
hilfen fiir Biirger*innen und Wirtschaft abzufedern. Die coronabedingten
Verluste sind laut Berechnungen des Internationalen Wihrungsfonds IWF
in diesen Landern mehr als doppelt so hoch wie in wohlhabenden Staaten.
Fiir den Zeitraum 2020 bis 2024 geht der IWF fiir Entwicklungslinder
von einem Einbruch des Wirtschaftswachstums in Hohe von minus sechs
Prozent aus. Diese Linder werden mit einem wirtschaftlichen Long Covid
zu rechnen haben. Die Konjunkturaussichten vieler Staaten hingen laut
IWF inzwischen direkt von ihrem Zugang zu Corona-Impfstoffen ab.
Zusitzlich prognostizieren manche Expert*innen, dass die Folgen der jetzt
gepuschten Digitalisierung fiir das Wirtschaftsmodell vieler armer Linder
zum zusitzlichen Problem werden konnten: Mit fortschreitender Auto-
matisierung, dem Vormarsch von Robotern und immer ausgefeilteren
3-D-Druckern konnte fiir zahlreiche Unternehmen aus den Industriena-
tionen die Bedeutung der Lohnfertigung in Billiglohnlindern schwinden.

Weltweit werden diese Entwicklungen wahrscheinlich zu grofSerer
Ungleichheit zwischen Lindern und Regionen fiihren, als dies vor der
Pandemie der Fall war. Alle Prognosen zur weiteren wirtschaftlichen Ent-
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wicklung bleiben angesichts der anhaltenden Covid-19-Virulenz aber
héchst unsicher. Trotzdem ist klar, dass die Industrienationen im inter-
nationalen Vergleich am besten aufgestellt sind.

Aber auch in Deutschland wird noch lange Zeit ein Eiertanz zwischen
dem stindigen Abwigen um Gesundheitsschutz und Seuchenbekimpfung,
Stabilisierung der Wirtschaft und Absicherung der Beschiftigung sowie
der Verfolgung weiterer Ziele wie die Sicherung von sozialem Zusammen-
halt, von Demokratie, Klima und Frieden stattfinden. Die Finanz-, Han-
dels- und Wirtschaftspolitiken stehen tiberall vor groffen Herausforderun-
gen. Zu Pandemiebeginn wurde erst einmal vieles richtig gemacht. Anstatt
wie bei fritheren Krisen zu knapsen und zu knausern, Austeritit und »den
Giirtel enger schnallen« zu predigen, haben zahlreiche Linder, die groflen
Zentralbanken, aber auch internationale Organisationen wie der IWF ihre
Geldspeicher weit gedfinet. Fiir eine solche expansive Geldpolitik wurde
reichlich Geld gedruckt, enorme staatliche Subventionen, Zuschiisse und
Kredite verteilt, die Wirtschaft und der Bankensektor stabilisiert, die Kos-
ten des offentlichen Schuldendienstes verhiltnismiflig niedrig gehalten
und soziale Schirfen abgemildert. Die Europiische Zentralbank EZB hat
ihr Anleiheprogramm um 750 Milliarden Euro erweitert und erstmals
Schulden vergemeinschaftet.

Die Rede ist von viel Geld. Auch in Europa und Deutschland. Das
macht manche nervos. Es gibt aber keinen Grund dafiir! Fiir Europa eroff-
net das kollektive Schultern der Schulden eine besondere Option. Was
manche Okonom*innen nicht begreifen wollen, der Volksmund aber sehr
genau weifs, ist die Tatsache, dass bei 1.000 Euro Schulden du der Bank
gehorst, bei einer Milliarde Schulden die Bank aber dir! Die Europii-
sche Union und ihre Regierungen haben es heute also selbst in der Hand,
wie sie ihre Bezichungen zu privaten und internationalen Gliubiger*in-
nen gestalten. Hier wichst durch die gemeinsame Schuldenaufnahme die
Chance, stirker auf Abstimmung und Kooperation zu setzen. Ein Grie-
chenland-GAU, der grofles Leid verursachte und die EU an den Rand der
Zerstérung brachte, muss sich nicht wiederholen. Sollte es aber zu neuem
Wettbewerb um niedrige Zinsen oder giinstige Riickzahlbedingungen
kommen, werden kapitalschwichere oder iiberschuldete Linder (auch in
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der EU) auf der Strecke bleiben und vermutlich radikale Sparprogramme
umsetzen miissen, die erst ganze Gesellschaften, dann die Volkswirtschaf-
ten und schlief$lich das internationale System destabilisieren.

Auch in Deutschland ist die Verschuldung angestiegen. Die Inflations-
angst geht um. Doch entgegen manchen Unkenrufen gibt es wenig An-
lass, sich vor einer Pleite zu fiirchten. Zum einen muss der immer noch
gingige Irrtum aufgeklirt werden, dass der Staat als Schuldner die glei-
chen Verpflichtungen hat wie wir als Privatschuldner*innen oder dass die
Staatstitigkeit eine unternehmerische Titigkeit sei. Ein Staat unterschei-
det sich von Unternehmen und Privatschuldner*innen in drei wesent-
lichen Merkmalen: Fiir seine Tdtigkeit trigt er kein unternehmerisches
Risiko, da er nicht mit seinem Eigenkapital haftet, sondern sich im Zwei-
felsfall immer wieder durch Steuern refinanzieren kann. Auflerdem ist er
immobil und quasi unsterblich: Er kann sich nicht ins Ausland absetzen,
um seinen Gliubiger*innen zu entgehen, und er entzieht sich ihnen auch
nicht durch Tod. Darum ist ein solider Staat wie unserer ein sehr sicherer
Schuldner, und seine Staatsanleihen sind eine ebenso sichere Geldanlage.
Viele Finanzanleger*innen geben ihr Geld darum gerne zu sehr niedrigen
oder auch fiir gar keine Zinsen an den Staat, weil sie vor allem den Wert
ihres Vermdogens sichern wollen und kleine Renditen in Form von Zins-
zahlungen nebenbei mitnehmen. Bendtigen sie einmal Geld, verkaufen
sie die Anleihen weiter. Damit kann der Staat aufgenommene Schulden
gleichsam immer weiter vor sich herschieben und zahlt wie in den letzten
Jahren, in welchen das Zinsniveau bei null lag, gar nichts. Bei dhnlichen
Zinsentwicklungen kosten die Coronaschulden den Staat in den kom-
menden Jahren also (fast) iberhaupt nichts. Und die weitere Zinsent-
wicklung kann die EU mitgestalten.

Betrachten wir zum anderen die weltweiten Schuldenquoten, also die
bestehenden Schulden im Verhiltnis zum Bruttoinlandsprodukt eines
Landes, so stellen wir fest, dass Deutschland gar nicht zu soliden Finanzen
zuriickkehren muss, sondern heute immer noch iiber solide Finanzen ver-
figt. Deutschland hatte vor der Krise eine Verschuldungsquote von weni-
ger als 60 Prozent. Zum Vergleich: 2019 war Japan Schuldenweltmeister
mit einer Verschuldung von 234 Prozent — seit einem Jahrzehnt liegt die
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Verschuldung des Landes iiber 200 Prozent. Spitzenreiter in Europa war
Griechenland mit 180 Prozent, die USA lagen bei knapp 110 Prozent. Die
Pandemie lief§ die Schuldenquoten 2021 global anwachsen: in den USA
und Italien sowie anderen Lindern um knapp 20 Prozent. Die aktuelle
deutsche Verschuldung liegt bei unter 75 Prozent — also weniger als nach
der Finanzmarktkrise ab 2007. Auch die Unternehmensschuldenquote
ist mit 64 Prozent in Deutschland kaum gestiegen und vergleichsweise
moderat. In Frankreich liegt sie bei fast 170 Prozent. Wer jetzt immer
noch besorgt ist: Japan, das mit dem weltweit drittgrofiten Bruttoinlands-
produkt vor Deutschland liegt, hat unser heutiges coronabedingtes Ver-
schuldungsniveau bereits 1987 erreicht. So schlecht hat es sich in den letz-
ten 30 Jahren dort nicht gelebt. Die Frage ist also nicht, ob wir Schulden
machen, sondern wie und wofiir wir Schulden machen.

Wie ist die bisherige Bestandsaufnahme? In vielen westlichen Landern
wurden die groften Konjunkturpakete nach dem Zweiten Weltkrieg ge-
schniirt. Diese Unterstiitzungsleistungen waren zur Abfederung der Kri-
senfolgen unabdinglich. Coronazeit kénnte die Zeit eines globalen New
Deal werden, der nicht nur alle umfasst, sondern alle verpflichtet (also
auch Unternehmen und Vermégende) und in dem der demokratische
Staat nicht nur den Weg freimacht, sondern Takt und Ziel vorgibt. Bei
Letzterem scheint sich die Politik noch vor ihrem eigenen Mut zu fiirch-
ten. Es ist tiberraschend — und natiirlich krisengeschuldet —, wie fantasie-
los viele Regierungen vorgehen. Sie setzen primir auf Stabilisierung und
Systemerhalt. So werden die aulergewdhnlichen Chancen, die gesamte
Wirtschaft stirker auf 6kologisch vertrigliche Produktionsformen zu ver-
pflichten, die regionale und lokale Wirtschaft und Landwirtschaft zu stir-
ken, den Individualverkehr zugunsten einer 6ffentlichen Mobilitit zu-
riickzufahren, Technikrecycling auszubauen etc., noch zu wenig genutzt.

Die Nachrichten, dass bestimmte Linder dank der Krise 2020 unerwar-
tet ihre Klimaziele erreichten, klingen nur auf dem ersten Blick zynisch.
Sie zeigen Wege auf. Bei der Planung der jiingsten Konjunkturprogramme
ist die Notwendigkeit einer 6kologischen Wende aber noch nicht hinrei-
chend angekommen. Beispiel Europa: Herzstiick des neuen Coronafonds
ist ein EU-Programm mit dem schaurigen Namen »Aufbau- und Resilienz-
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fazilitit«. Dariiber wird die EU-Kommission 338 Milliarden Euro nicht
riickzahlbarer Zuschiisse an die Mitgliedstaaten verteilen sowie bis zu
386 Milliarden Euro zinsgiinstiger Darlehen. Die Reform- und Investi-
tionsplane, welche die Staaten dafiir einreichen, miissen diverse Kriterien
erfiillen. So sollen mindestens 37 Prozent der Hilfen dem Klimaschutz
dienen und 20 Prozent der Digitalisierung. Kein Projekt darf der Umwelt
massiv schaden; zudem sollen auch Frauen angemessen von den Vorha-
ben profitieren. Hért sich gut an! Anders sicht aber das aus, was daraus
gemacht wird. Wie solche Vorgaben umgesetzt werden sollen, ist manch-
mal bizarr. Frankreich zum Beispiel schlug als grofiten Einzelposten die
Senkung von Unternechmenssteuern um jahrlich zehn Milliarden Euro vor.
Als Gegenleistung fiir das EU-Geld sagt Paris eine Reform der Arbeits-
losenversicherung zu, die prekir Beschiftigte und somit besonders Frauen
weiter benachteiligt.

Auch fiir Deutschland ist die bisherige Bilanz durchmischt. Nach ver-
schiedenen Berechnungen hat das Land fiir die Krisenbekdmpfung mehr
als eine Billion Euro aufgebracht. Dabei hat die Politik zunehmend grof3e
wirtschaftliche (auch fossile) Branchen gestiitzt, die oft stark exportorien-
tiert sind, und kleinere Betriebe sowie Dienstleistungen, die fiir den Bin-
nenmarkt relevant sind, vernachlissigt. Auf der einen Seite geht die Verhit-
schelung der deutschen Autoindustrie ungebrochen weiter. Mit Kurzarbeit
wurde die Branche massiv subventioniert und stabilisiert. Sehr richtig und
wichtig, aber nicht nur gut fiir die Kernbelegschaften: Daimler nutzte
die Nachfrageeinbriiche im ersten Coronajahr 2020 fiir Rationalisierungs-
mafinahmen, erzielte einen Gewinnsprung von so Prozent und setzte das
Instrument der aus Sozialversicherungsbeitrigen refinanzierten Kurzarbeit
von 700 Millionen Euro ganz legal ein zur Zahlung sowohl einer Gewinn-
beteiligung fiir alle wie auch fiir eine ebenfalls um fast die Hilfte gestie-
gene Dividende an die Aktionir*innen: insgesamt 1,4 Milliarden Euro.
Andere Automobilhersteller wie BMW folgten diesem Beispiel. Zum Ver-
gleich: In Dinemark oder in Frankreich ist eine derartige Privatisierung
von 6ffentlichen Geldern nicht méglich. Dort sagt man, wenn ein Unter-
nehmen so kapitalkriftig ist und Gewinne macht, dass es Dividende aus-
schiittet, darf der Staat es nicht unterstiitzen.
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Auf der anderen Seite kam von den knapp 750.000 Erwerbstitigen,
die 2020 ihren Arbeitsplatz verloren haben, der ganz grofle Teil aus der
Kultur, aus der Gastronomie, von den Selbststindigen, aus dem Handel.
Die deutsche Kultur- und Kreativwirtschaft hat mit 1,2 Millionen Beschif-
tigten — also deutlich mehr als der IT-Bereich — einen durchschnittlichen
Jahresumsatz von iiber 170 Milliarden Euro Umsatz. Dabei gab es allein
2020 in der Filmwirtschaft einen Umsatzausfall von fast so Prozent, in
den darstellenden Kiinsten von 85 Prozent. Dennoch erhielt die Kultur-
branche mit dem Hilfsprogramm »Neustart Kultur« und Kulturfonds
von 2021 gerade einmal viereinhalb Milliarden Euro. Zum Vergleich: Der
Tourismuskonzern TUI hat mit knapp 9.000 Beschiftigten und einem
Umsatz von knapp 19 Milliarden Euro genauso viel Unterstiitzungshilfen
erhalten. Sein auf Flug- und Kreuzfahrtreisen basierendes Geschiftsmo-
dell gehért, wie weiter oben bereits erwihnt, zu den groffiten Emissions-
treibern der Wirtschaft.

Ein solches Auseinanderdriften ganzer Volkswirtschaften ist auch welt-
weit zu beobachten. Nach Angaben der Internationalen Arbeitsorgani-
sation ILO ist der Riickgang von Vollzeitstellen 2020 mit 255 Millionen
Arbeitslosen fast viermal so hoch wie wihrend der globalen Finanzkrise
ab 2007. Niedrig bezahlte und gering qualifizierte Arbeitsplitze wurden
tiberproportional abgebaut. Tourismus und Kleinst-, Klein- und Mittel-
betriebe, in denen viele gefihrdete Gruppen arbeiten, waren besonders
betroffen. Hier besteht langfristig das Risiko einer ungleichmif8igen wirt-
schaftlichen Erholung, weil sich die Lage auf den hoher qualifizierten
Arbeitsplitzen in Industrie oder Verwaltung entspannt, dies aber nicht
fir andere Segmente gilt.

Die Aufzihlung solcher Verzerrungen sowie von 6konomischen Fehl-
allokationen ldsst sich lange weiterfithren. Gerade auch fiir Deutschland:
Unsere Regierung hat zum Beispiel nur knapp drei Milliarden Euro Vor-
schuss an die aussichtsreichsten Kandidat*innen fiir eine Impfstoftherstel-
lung gezahlt, anfangs nur das Notigste geordert, bei den Preisen hart ver-
handelt und das mit Stolz in der Offentlichkeit gefeiert. Geiz ist geil! Das
Ergebnis ist bekannt: Die Impfungen liefen 2020 trige an und schleppten
sich mit vielen Unterbrechungen weiter. Es begann ein Streit, wer sich als
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Nichstes impfen lassen darf. Der viel beschworene Zusammenhalt bro-
ckelte. Immerhin haben wir 6konomisch verantwortlich gehandelt, war
die Antwort. Die nackten Zahlen sprechen allerdings eine andere Spra-
che: Jede Woche zusitzlicher Lockdown kostete Deutschland geschitzt
etwa 2,5 Milliarden Euro. Zum Vergleich: Die USA haben viel Geld in
die Hand genommen, rund 20 Milliarden US-Dollar in die sogenannte
Operation »Warp Speed« investiert, hohe Budgets fiir den Bau von Impf-
stofffabriken mobilisiert, sechs Monate frither mit einer massiven Impf-
kampagne begonnen und rund zwei Billionen Dollar volkswirtschaftliche
Kosten vermieden.

Derartige wirtschaftspolitische Schieflagen sind sicherlich auch dem
Krisenstress und der Uberforderung geschuldet. Aus der Vogelperspektive
wird dennoch ein Muster sichtbar, welches an die deutsche Politik vor der
Krise anschliet und Widerspriiche und Spannungen verschirft: Uberzo-
gene staatliche Haushaltsdisziplin, die Zukunftsinvestitionen verhindert;
Priorisierung von exportorientierten Schliisselbranchen ohne ckologische
Akzentsetzungen; weitere Schwichung des Binnenmarktes, der regionalen
und lokalen Wirtschaft und der kleinen Betriebe; Verlagerung der Krisen-
lasten ins Private und in die Familien und Umverteilung von unten nach
oben.

Ein Beispiel fiir den letzten Trend: Die Mehrwertsteuersenkung 2020
hat den Staat rund 20 Milliarden Euro an Einnahmen gekostet. Studien
zeigten, sie war ihr Geld nicht wert. Tatsichlich war es eine Minderheit
von 16 Prozent der Bevélkerung, die 6,3 Milliarden Euro mehr fiir Kon-
sum, also ein Drittel des Steuersenkungsvolumens, ausgegeben haben. Es
handelte sich vor allem um Besserverdienende, die groflere und ohne-
hin geplante Anschaffungen umsetzten. Profitiert haben am meisten die
robusten Wirtschaftsbranchen — als Erstes die Automobilindustrie, der
mit dieser Mafinahme der Verzicht auf eine Abwrackprimie schmackhaft
gemacht wurde —, fiir die die Steuersenkung eine indirekte Subvention
darstellte. Zum Vergleich: Der Kinderbonus von beschimenden 300 Euro
pro Kind im Jahr 2020, fiir den 4,3 Milliarden Euro ausgegeben wurden,
ging zu 65 Prozent sofort oder in den nichsten zwolf Monaten direkt in
den Konsum.
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Zu den wichtigsten Erfahrungen der Pandemie zihlte sicherlich die
Verletzlichkeit durch die Abhingigkeiten vom Handel bezichungsweise
von der etablierten internationalen Arbeitsteilung. Aufgrund nationaler
Lockdowns wurde in vielen Lindern die Produktion heruntergefahren
und fithrt — bis heute — zu Lieferengpissen. Durch Grenzschliefungen
zerrissen globale Wertschopfungsketten und Transportrouten iiber Nacht.
Die Havarie eines einzigen chinesischen Containerschiffs, das das Nadel-
ohr Sueskanal 2021 fast eine Woche lang verstopfte, wirkte danach fast wie
ein Abgesang auf den globalen Giiterverkehr. Essenzielle Giiter wurden
und sind weiter knapp. Zuerst wurde dies bei der Versorgungskrise fiir
medizinische und pharmazeutische Produkte spiirbar, deren Herstellung
sowohl fiir die USA als auch fiir Europa heute grofitenteils in China und
Indien liegt. Europa weist nach Studien bei Pharma-, Chemie- und Elek-
tronikprodukeen in iiber 100 Produktkategorien eine kritische Abhingig-
keit von China auf.

Unter dem Motto der Stirkung der 6konomischen Resilienz wird die
Politik diese Dependenzen in den nichsten Jahren erklirtermaflen ver-
ringern. Die europidische und deutsche Industrie wird ihre Herstellungs-
und Lieferketten neu sortieren und einen Teil der Produktion wieder
nach Hause bringen. Covid-19 hat alle Schwichen eines Verzichts auf
Vorratshaltung offengelegt, eine Produktionsform, die von den Betriebs-
wirtschaften lange Zeit als der Weisheit letzter Schluss fiir 6konomische
Effizienz gefeiert wurde.

Teilweise wird in kritischen Sektoren nun wieder Lagerhaltung an
die Stelle des Jfust-in-time-Prinzips treten. Die digitale Robotisierung in
Schliisselindustrien stirkt solche Trends, indem sie erlaubt, dass arbeits-
intensive Fertigung an einem zentralen Produktionsstandort stattfindet,
statt sie wie bisher wegen geringer Lohnkosten auszulagern. Somit hat
der seit Langerem weltweit zu beobachtende Riickbau von Handel und
Produktionsketten in Richtung Regionalisierung und Renationalisie-
rung seit Corona an Dynamik gewonnen. Begleitet wird er von einem
schleichenden Protektionismus und einem Schwinden des Vertrauens in
multilaterale Regelungswerke. Es ist noch zu friih, von einer umfassenden
Deglobalisierung zu sprechen. Relocation oder Reshoring, also die Riickfiih-
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rung von Produktionsbereichen aus Lindern mit giinstigen Lohnkosten,
werden allerdings immer hiufiger postuliert.

Zusitzlich enttiuschte der viel beschworene Zukunftsretter Digitalisie-
rung im ersten Praxistest. Es waren und sind meist simple Dinge wie Mas-
ken, aber vor allem entschlossene und couragierte Menschen, die wihrend
der Pandemie Leben retteten. Datenmaschinen, kiinstliche Intelligenz
und Big Data haben kaum geholfen, dass die Menschen gegeniiber Covid-
19 ausreichend Orientierung bekamen oder sich kliiger verhielten. Dorrt,
wo Digitalisierung in der Kommunikation oder der Bildung zum Einsatz
kam, konnte sie menschliche Kapazititen nur begrenzt ersetzen. Digitali-
sierung baut hier und dort vielleicht neue Briicken. Gleichzeitig aber ver-
tieft sie die darunterliegenden Griben. Die Industrie hat hingegen durch
die Digitalisierung einen Innovationsschub erfahren. Die wachsende
Automatisierung schafft vermutlich neue Potenziale fiir eine Renaissance
der heimischen Industrieproduktion. Aber auch hier gilt: Wird mehr Ar-
beit durch Roboter und Algorithmen ersetzt, werden Geringqualifizierte
noch stirker abgehingt.

Corona hat auch unsere Arbeitswelt drastisch verindert: Unsere Ar-
beitszeiten, -standards und -erfahrungen wurden schwer durchgemischt.
Besonders bemerkenswert ist die Zunahme von Homeofhice. Fast ein Drit-
tel aller deutschen Beschiftigten iibte Homeoflice krisenbedingt aus. Es ist
fiir manche/n Arbeitnehmer*in attraktiv und wird vermutlich ausgeweitet.
Homeofhice kann die Arbeitsproduktivitit steigern, ist fiir Unternehmen
gilinstig und ressourcenschonender. Telefon und Videokonferenz statt tig-
licher Autofahrten ins Biiro kédnnten zusitzlich Millionen Tonnen CO,
einsparen. Aber es fithrt fiir viele auch zu starken Belastungen und sowohl
zu beruflichen wie persénlichen Nachteilen, wie unten ausgefiihrt wird.

Insgesamt gibt es keinen Zweifel daran, dass der wirtschaftliche Neu-
start, der nach der Pandemie folgt, die Weichen fiir die nichsten Jahrzehnte
stellen wird. Mit Blick auf die bisherige Wirtschaftspolitik der Corona-
krise werden fiir Deutschland die Muster einer gefihrlichen Konstellation
sichtbar: Es besteht die grofle Gefahr, auf eine industriepolitische Restau-
ration mit hohem Exportanteil hinauszulaufen, die die letzten Chancen fur
ein Gegensteuern gegen den Klimawandel verspielen wiirde. Schon jetzt
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erklingen die Sirenengesinge der Unternehmen und ihrer »Mietmiuler,
die wider besseres Wissen klagen, dass die Coronakrise der Wirtschaft
sowie den offentlichen und privaten Haushalten so geringe finanzielle
Spielriume lasse, dass Wachstum und Jobs absolute Prioritit geniefien
sollten. Aber normal! Altes Wachstum und traditionelle Arbeitsplitze.
Wirtschaftliche Prosperitit und soziale sowie 6kologische Nachhaltig-
keit werden erneut gegeneinander in Stellung gebracht. Lobbyverbinde
fordern, dass unliebsame staatliche Regulierungen oder Gesetzesvorha-
ben zu Lieferketten, Nachhaltigkeit oder Klimaschutz zuriickgefahren
werden. Es sei eine »Unzeit«, um iiber Klimaschutz zu diskutieren, die
CO,-Grenzwerte von Autos zu verschirfen, Kerosinsteuern fiir den Flug-
verkehr einzufiithren oder die Landwirte mit lingst tiberfilligen schirfe-
ren Umweltauflagen zu belistigen. Klimaschutz, wenn iiberhaupt, dann
marktkonform. Fiir eine breite Daseinsvorsorge, fiir den 6ffentlichen Ver-
kehr, fiir Schulen und Gesundheit sei nach der Krise kein Geld da.
Sollten sich diese Positionen durchsetzen, leugnen wir die wichtigste
Lehre von Corona: Wir ignorieren wissensbasierte Evidenz oder ordnen
sie politischen Befindlichkeiten und privaten wirtschaftlichen Interessen
unter. Das kostet Menschenleben. Viele Menschenleben. Schlief$lich wis-
sen wir dank einer sehr guten Studien- und Datenlage seit Jahrzehnten,
dass die 6kologische Krise tiber Klimawandel und Artensterben fiir die
Menschheit zur existenziellen Krise wird. Es ist nicht einmal gesichert, ob
diese Gefahr tiberhaupt noch abwendbar ist oder wir nur noch tiber einen
kontrollierten Untergang verhandeln: In vier von neun lebenswichtigen
Dimensionen, zu denen auch das Klimasystem, die Biodiversitit und die
Stilwasserreserven gehoren, werden planetarische Grenzen bereits tiber-
schritten. In 20 Jahren wird eine globale Erwirmung um 1,5 Grad Celsius
erreicht sein. Dieser Anstieg ist nach Berechnungen des Weltklimarats
IPCC kaum noch zu verhindern, denn das Klimasystem hat eine Anpas-
sungsfrist von rund vier Jahrzehnten. 25 Jahre spiter wird die Erde vor-
aussichtlich zwei Grad Celsius wirmer sein. Bereits vorher werden die
Korallenriffe absterben, landwirtschaftliche Systeme zusammenbrechen,
Inselstaaten itiberflutet, Wetterextreme zunehmen — mit enormen sozia-
len und wirtschaftlichen Folgen. Die Starkregen in Deutschland und in
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Europa, die Hitzewellen und Diirren in Nordamerika, die zahllosen Wald-
brinde tiberall, sie alle sind nur ein Vorgeschmack auf das, was uns bliiht.

Trotzdem hat die Politik nicht ansatzweise das getan, was erforderlich
und moglich wire. Obwohl die Weltgemeinschaft auf dem UN-Erdgipfel
1992 in Rio einstimmig beschloss, die Treibhausgase zu reduzieren, haben
sich die CO,-Emissionen seither verdoppelt. Im Entwurf des sechsten
Weltklimareports der IPCC von 2021 wird prognostiziert, dass alle heu-
tigen und geplanten fossilen Kraftwerke noch fast 850 Milliarden Ton-
nen Kohlendioxid in die Luft emittieren. Das ist doppelt so viel CO,
wie fiir das Erreichen des Ziels des Pariser Klimaschutzabkommens, die
globale Erwidrmung vor Uberschreiten der 1,5-Grad-Schwelle zu stoppen,
noch erlaubt wire. Viel schneller als erwartet steuert das Klimasystem auf
Kipppunkte zu, an denen die Entwicklung abrupt abbricht, die Rich-
tung wechselt oder sich gewaltig beschleunigt. Was das fiir jede/n von uns
bedeutet, erleben wir gerade in der Pandemie. Ausgelost werden solche
Kipppunkte von Methanfreisetzungen im sibirischen Permafrost, von der
Abschwichung der thermohalinen Meereszirkulation, also dem Forder-
band von Meeresstromungen, das vier der fiinf Ozeane miteinander ver-
bindet und zu einem globalen Kreislauf vereint, oder vom Austrocknen
des Regenwaldes. Inzwischen sollte auch dem/r Letzten klar sein, dass sol-
che Negativszenarien wissenschaftlicher Studien nicht einem tiberzogenen
Pessimismus geschuldet sind.

Nach dem Entwurf des oben genannten IPCC-Weltklimareports ver-
ursachen die reichsten zehn Prozent der Weltbevolkerung 40 Prozent aller
Treibhausgasemissionen. Zwei Drittel von ihnen leben in Industrie-, ein
Drittel in Schwellenlindern. Die drmsten zehn Prozent seien dagegen nur
fiir vier Prozent des GesamtausstofSes verantwortlich. Der stirkste Emis-
sionstreiber ist nicht etwa die Zunahme der Weltbevolkerung, sondern
das stetige Wachstum der Wirtschaft und von »treibhausgasintensiven
Aktivitdten«: So ist im zuriickliegenden Jahrzehnt der Luftverkehr um
29 Prozent, die Nutzung von SUVs im Straflenverkehr um 17 Prozent und
der Energiebedarf fiir Klimaanlagen um 40 Prozent gestiegen. Betricht-
liche Emissionen im globalen Siiden erzeugt auch die Produktion von
Exportgiitern fiir reiche Linder.
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Trotz all dieses Wissens gelang es den G-20-Staaten auf ihrem Treffen in
Neapel 2021 nicht, ein klares Signal fir den internationalen Klimaschutz
zu setzen. Deutschland ist hier keine Ausnahme. Bei uns nannten man-
che die zerstorerischen Flutwellen im gleichen Sommer einen Weckruf
der Natur. Grofle Taten folgten den grofSen Worten bisher nicht. Nicht
einmal ein leicht umzusetzendes und schnell wirkendes Tempolimit von
130 Stundenkilometern auf Autobahnen wurde auf den Weg gebracht.
Stattdessen steht Deutschlands Klimaneutralitit bis zum Jahr 2045 auf
der Kippe.

Beginnen wir jetzt nicht beherzt, entschlossen und ziigig mit dem er-
forderlichen Umbau unserer Wirtschaft, werden wir bald keine Wirtschaft
mehr brauchen. Es sind genug intelligente Ansitze da, die alle mitneh-
men. Jetzt braucht es nur noch den politischen Willen!

Eine der stirksten gemeinsamen Erfahrungen von Corona diirfte sein,
dass es tatsichlich nur sehr wenige Dinge gibt, die politisch nicht méglich
sind. Was zur Eindimmung der Pandemie durchfithrbar war und ist, darf
zur Verhinderung der ungleich schwereren Klimakrise, die auf uns zurollt,
nicht wieder unméglich werden. Corona zeigt, dass die Argumente der
marktwirtschaftlichen Notwendigkeit und der 6konomischen Effizienz,
welche bereits wieder gegen mehr Nachhaltigkeit und Verteilungsgerech-
tigkeit ins Feld gefithrt werden, definitiv nur eines sind: eine faule Aus-
rede. Gut, dass man Faulheit in Demokratien abwihlen kann!

Sechster Schritt:
Gutes Klima fiir Arbeit und Mensch

Corona hat uns vorgefiihrt, dass Geiz nicht geil ist, sondern vielfach Elend
schaffen und tdten kann. Die Sparobsession der deutschen Politik, mit der
Schuldenbremse 2009 sogar ins Grundgesetz zementiert, aber auch unser
aller Knausern trotz Hochststinde an angehduftem Erspartem, womit
wir den nichsten Generationen die Zukunft stehlen, muss authéren. Die
schwarze Null muss weg! Sie ist nicht Ausdruck einer soliden Finanzpoli-
tik und Haushaltsfithrung, sondern raubt uns die Chance auf positive
und nétige Verinderungen. Die letzten zwei Jahrzehnte beweisen: Durch
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die schwarze Null ist im 6ffentlichen Bereich ein gigantischer Substanz-
verlust entstanden, der einen immensen Sanierungs- und Investitionsstau
und tiefe soziale Verwerfungen nach sich zieht, die uns alle betreffen und
zusitzlich enorme Kosten verursachen werden.

Zwei Beispiele: Uber die wachsende Unzuverlissigkeit der Deutschen
Bahn zetern wir alle gerne. Kein Zweifel, die Bahn ist durch die Sparpoli-
tiken in den letzten zwei Jahrzehnten immer maroder geworden. Zahlen
belegen das: Fiir die Sanierung ihrer Verkehrsinfrastruktur werden heute
fast 60 Milliarden Euro benotigt. Gut investiertes Geld, denn 6ffentlicher
Verkehr ist »systemrelevantc.

Ebenfalls hiufig klagen wir iiber die extreme Teuerung von Mieten. Zu
Recht, denn die Mietpreise sind in den letzten Jahren explodiert und pro-
vozieren immer stirker soziale Verdringung und Segregation. Also die
riumliche Absonderung von Bevolkerungsgruppen nach Merkmalen wie
sozialer Schicht, ethnisch-kulturellem Hintergrund oder Lebensstil. Das
ist sehr gut fiir die Ausbreitung von Covid-19 und sehr schlecht fiir den
sozialen Zusammenhalt. Ein wichtiger Grund fiir diese Preissteigerungen
ist sicherlich die wachsende Attraktivitit der Stidte. Genauso preistrei-
bend, wenn nicht sogar schlimmer ist aber das Versagen der staatlichen
Wohnungspolitik, die unter dem Diktat des Sparens landeseigene Gesell-
schaften zu Spottpreisen verkauft und staatliche Wohnungsbauinvesti-
tionen drastisch zurtickgefahren hat. 2019 sind 5,5 Prozent weniger neue
Sozialwohnungen geférdert worden als noch im Jahr zuvor — am stirks-
ten sank die Forderung in Berlin. In der Hochmietmetropole Hamburg
liegt der Anteil von Sozialwohnungen an allen Wohnungen bei knapp acht
Prozent. Nach verschiedenen Kalkulationen fehlen heute in Deutschland
etwa 6,5 Millionen Sozialwohnungen.

Das geht auch anders: In Wien liegt der Anteil von Gemeinde- oder
Genossenschaftswohnungen bei iiber 80 Prozent. Vermudlich einer der
Griinde, warum die sterreichische Hauptstadt bei verschiedenen inter-
nationalen Rankings immer wieder den Titel »lebenswerteste Stadt der
Welt« gewinnt. Und selbst in der mondinen Bankenstadt Ziirich liegt der
Anteil gemeinniitziger Wohnungen bei tiber 25 Prozent. Erkennen wir
endlich an, dass es schick ist, in groflen, bunten und aufregenden Stid-
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ten zu wohnen, wenn ausreichender sozialer Wohnungsbau Gettoisierung
verhindert und die Lebensqualitdt aller Stadtbewohner steigert. Dann
wird es uns rasch gelingen, unsere Stidte auch wieder fiir alle lebenswert
und nachhaltig mobil zu machen.

Dank Corona wissen wir bereits: Geld genug ist da, es geht nun darum
zu kldren, wie es eingesetzt werden soll. Machen wir eine kluge Steuer-
politik — und richtig gute Schulden!

Investieren wir in die von Corona offengelegten Schwichen der sozialen
Infrastruktur und des Gemeinwohls. Und in die wichtigsten Zukunfts-
themen. Die Krise bietet die groffe Chance, die Weichen zu stellen: in
Richtung Nachhaltigkeit, Klimaschutz und mehr Arbeits-, Sozial- und
Umweltstandards sowohl in einzelnen Lindern als auch im Handel und
in den transnationalen Lieferketten. Europa und Deutschland haben die
historische Gelegenheit, mit dem Aufbau einer breiten 6ffentlichen sozia-
len Infrastruktur, dem Umbau zu einer klimaneutralen Wirtschaft, dem
Schutz der Artenvielfalt und durch die Umgestaltung der Landwirtschaft
und Lebensmittelindustrie wirtschaftlichen Strukturwandel und sozial-
okologische Nachhaltigkeit zu verzahnen, neue Jobs zu schaffen und dazu
beizutragen, unsere Gesellschaften fiir die nichsten Krisen widerstands-
fahiger zu machen.

Wichtige Ziele sind hier neben dem Ausstieg aus der fossilen Energie-
nutzung sowie einem okologischen Umbau unserer Schliisselindustrien
die neue Ausbalancierung zwischen Weltmarktintegration und lokaler/
regionaler Okonomie, der energische Ausbau einer nachhaltigen Mobili-
titsinfrastruktur und die starke Ausweitung sozial und 6kologisch nach-
haltiger Arbeitsplitze.

Auf den ersten Blick grofie Ziele und gewaltige Herausforderungen.
Luft holen! Beim zweiten Blick werden dann leicht umsetzbare Losungen
sichtbar: Wir haben gesehen, Corona hat die Stirkung der heimischen und
regionalen Wirtschaft, die sogenannte Relokalisierung, als eine wichtige
Strategie zukiinftiger Wirtschaftspolitik bereits auf die Agenda gebracht.
Daran konnen wir ankniipfen. Ohne dem Welthandel abzuschworen, der
durch clevere Regulierung durchaus Wohlfahrtseffekte sichern kann, sollte
die Politik tiberlegen, inwieweit eine Reregionalisierung bestimmter Wirt-
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schaftsbereiche dem Menschen und dem Klima guttut. Eine zentrale Basis
sollte hier eine starke kommunale Wirtschaft mit vielfiltigen kleinen und
mittelstindischen Betrieben und einer Landwirtschaft sein, die gerade mit
Blick auf Nachhaltigkeitskriterien Liefer- und Produktionsketten verkiirzt
sowie Produktion und Konsum umweltfreundlicher gestalten kann.

Als eine Perspeketive fiir nachhaltiges und regionales Wirtschaften sollte
die »systemrelevante, aber bei uns zu wenig wahrgenommene Branche der
Lebensmittelproduktion in den Fokus genommen werden. Deutschland
ist der drittgrofite Importeur von Agrarprodukten der Welt. Statt Obst
und Gemiise anzubauen, sind bei uns zwei Drittel der landwirtschaftli-
chen Fliche fiir die Produktion von Futtermitteln fiir Nutztiere reserviert —
deren Fleisch wir dann in immer gréfleren Mengen exportieren. Deshalb
finden wir in vielen Supermirkten Apfel aus Neuseeland und Siidafrika,
aber nicht aus deutschen Landen. Um unsere 200 Millionen Nutztiere zu
versorgen, miissen in Deutschland auflerdem jedes Jahr rund vier Millio-
nen Tonnen Futtersoja aus Lateinamerika und den USA importiert wer-
den — die 6kologischen Belastungen in den jeweiligen Produktionslindern
sind immens.

Regierungsangaben zufolge kann sich Deutschland zu iiber 9o Prozent
mit eigenen Lebensmitteln versorgen. Wir miissten dafiir nicht wieder
zum Agrarland werden oder auf Bananen verzichten. Sondern vielmehr
Landwirtschaft, Industrie, Handel und Dienstleistung fiir alle intelligent
verkoppeln.

Rechnen wir das einmal durch: In der deutschen Lebensmittelpro-
duktion befinden sich knapp 2,4 Millionen Arbeitsplitze. Dazu zihlen
neben der biuerlichen Landwirtschaft (400.000) die fest Beschiftigten
in der Landwirtschaft (200.000), die Saisonarbeiter*innen (300.000), die
Erwerbstitigen, jene, die in der Nahrungsmittelverarbeitung, im Getrinke-
sektor und im Erndhrungshandwerk arbeiten (zusammen 700.000), sowie
diejenigen aus dem Lebensmitteleinzelhandel (800.000). Zum Vergleich:
In der Automobilindustrie arbeiten 800.000 direkt und geschitzt zwei
Millionen indireke Beschiftigte.

Zwar ist die Lebensmittelproduktion seit Corona ein »systemrele-
vanter« Bereich, doch haben sich die Bedingungen, wie die Politik mit
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dieser Branche umgeht, wenig geindert. Die Automobilindustrie erhile
weiterhin Milliardensubventionen, die Kassierer*innen in Supermirkeen
vielleicht eine einmalige Primie — bei ausgedehnteren Arbeitszeiten. Leih-
arbeiter*innen in der Landwirtschaft diirfen bestenfalls linger bleiben
und schuften — auch unter Covid-19-Bedingungen, oft ohne Garantie
hygienischer Mindeststandards und ohne Krankenversicherung. Wenn
man »systemrelevant« ernst nimmt, was uns mit Blick auf die nichste
Krise sehr zu empfehlen wire, muss fiir die Lebensmittelproduktion also
dringend nachgeriistet werden. Ein enormes Betitigungsfeld nicht nur fiir
den Staat, sondern auch fiir die Gewerkschaften, die sich ebenfalls zu stark
auf ihre industriellen Kernbelegschaften konzentrieren.

Eine Politik der wirtschaftlichen Relokalisierung konnte darum gezielt
die Lebensmittelproduktion als einen ersten Schwerpunkt ihrer Bemii-
hungen wihlen: mehr lokale Produktion, mehr regionale Produkte, kiir-
zere Transportwege, mehr Qualicit. All dies, ohne den Industriestandort
Deutschland infrage zu stellen! Und was bei uns gilt, stimmt auch glo-
bal: Schon vor iiber zehn Jahren bestitigten Hunderte von internationa-
len Expert*innen im Weltagrarbericht der UN und der Weltbank, dass
der Schliissel zur globalen Hungerbekimpfung in einer kleinteiligen, re-
gionalen, agrardkologischen Landwirtschaft liegt. Seither wurde in zahllo-
sen Studien immer wieder wissenschaftlich belegt, dass agrarokologischer
Anbau mit lokalem Saatgut und ohne Chemie im Vergleich zur industria-
lisierten Landwirtschaft viel hohere Ertrige bringt, weniger Wasser ver-
braucht, Biodiversitit und Klima schiitzt, weniger Lebensmittelabfille ver-
ursacht und fiir mehr gute Arbeit und Geschlechtergerechtigkeit sorgt.
Doch auch weltweit wird heute auf einem Drittel der Acker Tierfutter an-
gepflanzt, oder auf den Feldern wachsen Energiepflanzen statt Essen, zum
Beispiel fiir Biodiesel oder -gas. Wir brauchen heute nicht mehr genmani-
pulierte Pflanzen und eine neue griine Revolution, sondern Agrarreformen
und eine engagierte Férderung des lindlichen Raums. Da die europiische
Landwirtschaft hochgradig subventioniert ist, ist eine solche Agrarwende
vor allem eine politische und somit demokratisch gestaltbare Aufgabe.

Gleiches gilt fiir die nachhaltige Mobilitit, die die EU-Corona-Auf-
bauhilfen explizit férdern wollen. Doch die Konzepte bleiben auf halbem
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Wege stecken. So setzt die Europiische Union bei ihrem Aufbaufonds
weiter massiv auf Flug- und Individualverkehr (jetzt durch Elektro- oder
Wasserstoffmobilitit), nicht aber auf den umfassenden Ausbau eines euro-
paweiten offentlichen Verkehrssystems. Dabei hat man gute Argumente,
um diesen Schritt zu gehen: Jahrlich sterben rund 450.000 Menschen in
Europa an den Folgen von Luftverschmutzung. Mit einem offensiven Aus-
bau des 6ffentlichen Personennahverkehrs zu erschwinglichen Preisen (mit
intelligenten Losungen fiir das Land), von Fahrradwegen, von mehr Griin-
und Erholungsriumen in den Stidten, erginzt um eine Stadtplanung der
kurzen Wege, konnen gleichzeitig eine Verringerung von Straflenverkehr,
von stidtischen Parkplitzen und in Deutschland sogar die schrittweise
Streichung der Pendlerpauschale die Unterstiitzung von Mehrheiten erlan-
gen.

Mit Blick auf nachhaltige Arbeit muss als Erstes das Postulat, Umwelt
und Wirtschaft zu versdhnen, relativiert werden. Wer eine nachhaltige
Entwicklung fordern will, die den/die Einzelne*n genauso wie die Gemein-
schaft mitnimmt, darf sich nicht auf Wirtschaft und Unternehmer*innen
begrenzen, sondern muss auch die Sphire im Blick haben, wo Wohlstand
und Gewinne produziert werden: die Arbeit. Solange dies nicht passiert,
werden Arbeitsplatzsicherung (und somit soziale Absicherung der Mehr-
heit) gegen Umweltstandards ausgespielt, und jegliche Chance auf eine
breite 8kologische Transformation wird blockiert. Zwei Beispiele: Die in
Deutschland 2020 diskutierte Kaufprimie fiir Pkw mit Verbrennungs-
motor wurde aus Griinden des Klimaschutzes véllig zu Recht mithilfe
von Umweltverbinden abgewehrt. Fiir die Industriegewerkschaften war
diese Abwrackprimie mit Blick auf den pandemiebedingten Einbruch von
Autoneuzulassungen in Westeuropa eine zentrale Mafinahme der Beschif-
tigungssicherheit und ihre Verhinderung eine schwere Enttduschung. Die
Vertreter*innen beider Lager kamen kaum ins Gesprich, Nachhaltigkeits-
allianzen zwischen Umwelt und Arbeit existieren bis heute nicht — obwohl
beide Seiten die Klimaziele anerkennen. Diese fehlende Gesprichsbereit-
schaft bestirkt bei den betroffenen Belegschaften die Neigung zu einer
konservierenden Interessenpolitik und verschafft sogar populistischen
Klimaleugner*innen Zulauf. Als die Politik mit der Mehrwertsteuersen-
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kung von 2020 eine vermeintliche Losung gefunden hatte, die Automobil-
industrie zu unterstiitzen, gab es vonseiten der Umweltverbinde vor allem
Schweigen. Die bei dieser MafSnahme verpulverten 20 Milliarden Euro
entsprachen dem halben jihrlichen Investitionsvolumen der Automobil-
industrie auf Vorkrisenniveau. Es wird einem schwindlig, wenn man
tiberlegt, welcher technologische Wandel in Richtung emissionsneutraler
Mobilitit mit dieser Summe hitte angestofien werden kénnen — bei glei-
chen Beschiftigungsgarantien.

Ende 2020 feierte Greenpeace, dass einer Studie zufolge knapp 20 Pro-
zent aller durch Pendeln entstehenden Emissionen eingespart werden
kénnten, wenn 40 Prozent der Arbeitnehmer*innen dauerhaft an zwei
Tagen pro Woche von zu Hause aus arbeiteten. Zugleich fielen im Jahr
gut 35 Milliarden Personenkilometer weg, was die Straflen entlasten wiirde.
Der Umweltverband forderte eine konsequente Férderung von Arbeit im
Homeoffice. Wenig Worte folgten allerdings iiber die Ambivalenz von
Homeoffice: Wihrend Singles ihre Arbeit von zu Hause halbwegs bewil-
tigen konnten, dchzten Eltern und vor allem Frauen unter Mehrfachbelas-
tungen. Fiir den/die IT-Berater*in, der/die durchgehend weltweit Prisenz
zeigen kann, oder den/die Wissenschaftler*in, der/die endlich in Ruhe zu
Hause seine/ihre Artikel zu Ende bringt, eréffnet das Homeoflice neue
Karrierechancen. Fiir Sachbearbeiter*innen, die Homeoffice mit Kinder-
betreuung kombinieren, wird frau bei Entscheidungen und Beférderun-
gen oft ibergangen, weil man sich im Betrieb nicht beweisen kann. Wih-
rend einige im Einfamilienhaus oder schicken Penthouses ihrer Arbeit
stilsicher nachgingen, empfanden viele in beengten Wohnverhiltnissen
dies als Qual.

So kann aus dem Recht auf Homeoffice schnell eine Biirde werden.
Arbeiten zu Hause verringert nicht nur Mietkosten fiir Unternechmen,
es fithrt nachweislich oft zu Arbeits- und Leistungsverdichtung, da eine
Abgrenzung von der Arbeit zusitzlich erschwert wird. Wenn Arbeitszeit
und Arbeitsort entgrenzt werden, ist man iiberall und jederzeit erreichbar.
Unternehmen kontrollieren Arbeit dann iiber Arbeitsziele, die zu einem
bestimmten Zeitpunkt mit bestimmten Ressourcen zu erledigen sind.
Das fithrt hidufig zu lingerer und intensiverer Arbeit, stirkerem Druck
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und mehr Wettbewerb unter Kolleg*innen. Sowie nachweislich zu mehr
Krankheiten. Nicht nur deshalb pochten die Arbeiterbewegungen frither
auf eine strikte Trennung von Arbeit und Heim, von Arbeits- und Lebens-
welt. Und auch weil der fehlende Kontakt und Austausch mit Kolleg*in-
nen eine kollektive Interessenvertretung deutlich erschwert.

Solange Umweltverbinde und -parteien die sozialen Dimensionen
ihrer Vorschlige und Forderungen nicht beriicksichtigen, haben sie keine
Aussicht auf breite Unterstiiczung. Wir brauchen keine Versohnung von
Wirtschaft und Umwelt, wir brauchen eine Debatte und kreative Ideen,
wie wir Arbeitsplitze neu gestalten und schaffen konnen. Arbeitsplitze,
die nicht nur sozialen, sondern auch 6kologischen Standards entsprechen
und wo neben der eigentlichen Produktion auch die berufliche Mobili-
tit an Nachhaltigkeitskriterien angepasst wird. Es geht um einen neuen
sozialokologischen Gesellschaftsvertrag, wie ihn zum Beispiel die Ansitze
einer Just Transition vorschlagen.

Die pandemiebedingte Ausweitung des Homeoffice zeigt nicht nur,
dass die Arbeitswelt seit Langem vielfiltiger und ungleicher geworden
ist. Corona fordert bei der Arbeit und in der Gesellschaft einen beschleu-
nigten Wandel. Wir miissen uns klarmachen, dass die rdumliche und
soziale Auseinanderentwicklung von Erwerbsarbeit einerseits und Familie/
Haushalt andererseits eine zentrale Verinderung des Industriezeitalters
war. Arbeitsplitze auflerhalb der Haushalte und in Distanz zur Familie
machten Arbeit zu einer erfahrbaren und separaten Sphire, in der nicht
nur Leistung erbracht und Einkommen verdient wurden. Arbeit war
zusitzlich der Ort von Kommunikation und gegenseitiger Anerkennung,
er schmiedete verschiedene soziale Klassen und Schichten zusammen,
wurde zur Basis von Solidaritit und zum zentralen Austragungsort von
gesellschaftlichen Konflikten. Gleichzeitig wurden die soziale Bedeutung
der privaten Lebenswelt und mit ihr die im Haiuslichen angesiedelten
reproduktiven Titigkeiten schleichend, aber signifikant geschwicht.

Mit Homeoffice kehrt ein Teil der Arbeit wieder stirker in den priva-
ten Bereich zuriick. Die neue Verzahnung von Erwerbsarbeit und Familie
wird dem Haushalt sowohl ihre eigenen 6konomischen Rationalititen
(wie Zeitmanagement, Sollerfiillung) aufdringen als auch die staatliche
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Regulierung durch Gesetze und Verordnungen im Privaten erhéhen. Die
Herauslosung der Arbeit aus den Fabriken und Verwaltungen, Schulen
und Universititen dynamisiert gleichzeitig Individualisierungs- und
Deinstitutionalisierungsprozesse. Arbeit ist immer weniger gesellschaft-
liches Gravitationsfeld, sie konnte immer mehr ihre vergesellschaftende
und gesellschaftsprigende Kraft verlieren. Dieser Wandel von Arbeit hat
seit Langem begonnen, nimmt dank Corona jetzt aber schwer an Fahrt
auf. Darum ist klar: Wir brauchen neue Debatten und Festlegungen, was
fir uns gute Arbeit ausmacht und wie wir sie organisieren wollen. Hier
mitzumischen ist eine der zentralen Herausforderungen von Nachhaltig-
keitspolitiken.

Arbeit als Bereich von Produktion, persénlicher Anerkennung, kol-
lektivem Handeln und Kommunikation beizubehalten, sie nicht nur im
Reich der Notwendigkeit, sondern auch im Reich der Freiheit zu suchen
ist sicherlich eine Maxime, mit der sich die Mehrheit schnell anfreunden
kann. Dazu sollten immer gehdren: abgesicherte Arbeitszeiten, Sozialver-
sicherungsschutz, arbeitsrechtliche Standards und Absicherung, existenz-
sichernder Verdienst, berufliche Aufstiegschancen sowie die Moglichkeit
kollektiver Interessenvertretung. Das muss nicht auf Kosten von Produk-
tivitit und Flexibilitidt gehen. Im Gegenteil: Untersuchungen und prak-
tische Erfahrungen beweisen schon lange, dass mehr Arbeitszufrieden-
heit zu Produktivititssteigerungen fiihrt. Gute Arbeit muss Sicherheit und
Planbarkeit mit Flexibilitit oder auch Homeoflice intelligent verbinden.
Das Leben soll bunter werden, muss aber weiter planbar sein — sowohl im
Alltag wie bei der Erwerbsbiografie.

Ein Konigsweg wire die kurze Vollzeit mit 28 bis 35 Stunden in der
Woche fiir alle. Zahlreiche Studien haben bereits belegt, dass viele Erwerbs-
titige eine solche Wochenarbeitszeit fiir ideal halten. Und zwar sowohl
diejenigen, die gut bezahlt werden, aber tiberlange Arbeitszeiten haben,
wie auch viele prekir Beschiftigte. »Kurze Vollzeit fiir alle« wiirde es er-
lauben, statt Dauerstress und Zwang zur Flexibilitit einen Gleichklang
zwischen Lohnarbeit und Zeit fiir Familie und Freundschaft herzustellen.

Eine solche Perspektive mobilisiert sehr unterschiedliche Beschiftigte.
Wichtige Mafinahmen wiren das Recht auf eine Mindeststundenzahl an
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Arbeit von 20 Stunden die Woche und eine Begrenzung der wochentlichen
Hochstarbeitszeit von derzeit 48 auf 40 Stunden. Von den Beschiftigten
flexibel gestaltbare, aber verpflichtende Regelungen fiir Arbeitszeiten zwi-
schen 20 und 35 Stunden mit vollem Personalausgleich und mit kollegialer
Mitbestimmung. Dazu kommen geregelte Familien-, Pflege- und Weiter-
bildungszeiten, die Familien- und Sorgearbeit als »systemrelevante«, also
als gesellschaftlich notwendige Arbeit anerkennen. Alle Beschiftigten, die
ihre Arbeitszeit fiir Erzichung, Pflege oder zur Weiterbildung reduzieren,
erhalten einen anteiligen staatlichen Lohnausgleich. Die Tendenz, Arbeit
tiber das Homeoffice den hiuslichen, reproduktiven Titigkeiten anzupas-
sen und somit zu entwerten, muss ins Gegenteil umschlagen: Care-Arbeit
erlangt die gleiche Anerkennung wie Erwerbstitigkeit.

Eine solche Politik wiirde Arbeit nicht nur zum Fundament materieller
Absicherung sowie des sozialen Aufstiegs des/r Einzelnen machen, sondern
zur Quelle von individueller Anerkennung und gemeinsamem Wohlbefin-
den. Sie wiirde nachhaltige Lebensentwiirfe stirken und mehrheitsfihig
machen.

Wir sollten arbeiten, um gut zu leben, nicht leben, um zu arbeiten.
Immer mehr Menschen wiinschen sich eine solche Verinderung. Die
Gewerkschaften haben diesen Trend in den letzten Jahren zu stark ver-
nachlissigt. Die Umweltverbidnde haben sich zu Arbeitspolitiken inhalt-
lich bisher kaum positioniert. Ob Corona auch sie wach kiisst?

Wir sehen, es gibt viele gangbare Alternativen zur aktuellen Wirtschafts-
politik. Wir miissen nicht mehr um Sachzwinge und Ressourcen ringen,
Letztere wurden lingst mobilisiert und sind hinreichend vorhanden. Wir
streiten um die Frage, wie unsere Zukunft nachhaltig werden kann. Sollen
frische Ideen und neue Debatten um die Zukunft unserer Wirtschaft und
unserer Gesellschaft fruchten und Mehrheiten finden, miissen wir drei
Dogmen zerstoren:

Erstens: die Sorge, dass internationaler Handel immer Gewinner*in-
nen und Verlierer*innen hervorbringt, schlimmstenfalls Unterentwick-
lung und Elend verschirft. Dies ist bis heute zwar noch viel zu hiufig
tiblich. Der Grund ist aber nicht der international ungleiche Austausch
von Arbeit, Giitern und Dienstleistungen. Es kommt beim Handel vor
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allem auf seine politische Regulierung und Ausgestaltung an. Wer heute
als Textilunternehmen in den Herstellungslindern existenzsichernde
Lohne fiir gute Arbeit zahlen will, wer Kaffee oder Bananen zu fairen Prei-
sen einkaufen will, muss die eigenen Produkte teurer anbieten. Er/Sie hat
so lange Wettbewerbsnachteile, wie Mitkonkurrent*innen die Verantwor-
tung fiir Arbeits-, Sozial- und Umweltstandards an die Zulieferbetriebe
in den Herkunftslindern delegieren, um mit billigeren Produkten bei
den Verbraucher*innen zu punkten. Auf dem heutigen Weltmarkt sind
Umweltzerstérung und unwiirdige Arbeitsbedingungen internationale
Wettbewerbsvorteile. Dies muss durch rechtlich verbindliche und ein-
heitliche Regelungen fiir Handelsvertrige und transnationale Wertschop-
fungsketten ziigig abgestellt werden. Wenn solche Abkommen zusitzlich
Finanz- und Steuerkooperationen beinhalten und Sorge tragen, dass Kapi-
tal nicht flicht und Steuern nicht unterschlagen werden, fordert dies die
Arbeits- und Lebensbedingungen vor Ort und das Interesse, in heimische
Mirkte und Arbeit zu investieren — mehr als jede Form der Entwicklungs-
zusammenarbeit. Zusitzlich gestiitzt werden sollten solche Mafinahmen
durch die (Wieder-)Einrichtung internationaler Wechselkursregulierun-
gen, wie sie sich bereits nach dem Zweiten Weltkrieg bewihrt haben.
Zweitens miissen der nicht aufzuldsende Dissens und die ermiidende
Debatte zwischen Vertreter*innen von freiem Markt und staatlicher Regu-
lierung fiir beendet erklirt werden. Beide Seiten haben recht! Es gibt zahl-
lose Studien, Belege und Hinweise sowohl fiir eklatantes Markt- als auch
fir exzessives Staatsversagen. Das momentane Erstarken des Staates ist
kein Beweis fiir die ewige Uberlegenheit staatlicher Wirtschaftssteuerung.
Ebenso wenig wie deren Mingel einen hinreichenden Grund bieten, wie-
der den Markt zu stirken. Es geht nicht um Schwarz und Weif}, es geht
nicht um Staat oder Markt. Die Geschichte und Corona unterstreichen,
dass es den Staat auf seinen verschiedenen Ebenen (lokal/regional/natio-
nal) braucht, um Effizienz in der Wirtschaft zu garantieren. Als Schutz vor
Infektionen, als Garantie fiir wirtschaftlich nétige Infrastrukeur, zum Zih-
men von blindem Gewinnstreben, zum Aufbau von Gemeinwohl, zum
Biindeln von Visionen und Kraftanstrengungen fiir die Zukunft. Das
Scheitern des sowjetischen Staatssozialismus hat uns genauso gezeigt, dass
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es Mirkte braucht. Je komplexer eine Gesellschaft wird, je mehr sich die
Bediirfnisse, Ressourcen und Produktionspotenziale von Menschen an
verschiedenen Orten unterschiedlich entfalten, desto weniger kann dies
eine zentrale Steuerung einfangen. Informationsbeschaffung fiir totale
staatliche Planung ist auch unter Digitalisierungsbedingungen schier
unmdglich, schafft aber fiir die Planungsinstanzen selbst einen politischen
Machtzuwachs, der schnell in Missbrauch, Korruption und Autoritaris-
mus umschlagen kann — »Big Brother is watching you!«.

Der Markt ist als Erstes ein Koordinationsmechanismus, der ohne
direkte Zwinge, kollektiv und dezentral in der Lage ist, wirtschaftliche
Aktivititen effizient zu verbinden. Mirkten ist keine naturgesetzmiflige
Dynamik der kontinuierlichen Expansion inhirent, sie schaffen auch keine
unabdingbaren Wettbewerbszwinge — wie uns Okonom*innen glauben
machen wollen —, sondern sind immer menschen-, gesellschafts- und poli-
tikgemacht. Wir und die Politik entscheiden, was wir dem Wettbewerb
aussetzen wollen und was uns so wichtig ist, dass es anders finanziert und
hergestellt werden muss. Insofern sind der Markt und seine Ergebnisse
immer regulierbar. Und miissen kontinuierlich kontrolliert werden, um
schidliche Auswiichse zu verhindern und nachteilige Ergebnisse zu revi-
dieren. Dies wiederum bedingt eine Instanz, die Mirkte und Wirtschaft
anleiten kann und im allgemeinen Interesse handelt: den demokratischen
Staat. Den gleichen Staat, nach dem die Wirtschaft zuletzt in der Finanz-
krise ab 2007 und auch gegenwirtig wieder lauthals schreit, wenn sie und
der Markt versagt haben und die Kavallerie erforderlich ist. Es geht nicht
um Markt und Staat. Es geht darum, dass die Zuginge zu Markt und Staat
tur alle moglichst breit und transparent sind.

Es geht um Demokratie.

Erstrebenswert wire vielleicht eine demokratisierte Markegesellschaft,
wie sie der Sozialliberale John Rawls als »Property-Owning Democracy«
definiert: ein System der fairen Chancengleichheit, in dem alle Biirger*in-
nen jenes Eigentum erhalten, das sie bendtigen, um am Marke gleichbe-
rechtigt teilnehmen zu konnen. Denkbare MafSnahmen fiir eine solche
Marktdemokratisierung wiren die Erweiterung betrieblicher Mitbestim-
mung, die Stirkung von Belegschafts- oder Kollektiveigentum oder die
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Auszahlung von Kapital an alle erwachsenen Biirger*innen, um ihnen
einen allgemeinen Zugang zu unternchmerischen Titigkeiten zu gewih-
ren. Der franzésische Okonom Thomas Piketty fordert, dass kiinftig alle
25-Jihrigen vom Staat ein Startkapital in Hohe von 60 Prozent des natio-
nalen Durchschnittsvermégens erben sollten. Fantasterei? Nur fiir jeman-
den, der/die gegen Eigeninitiative, Selbststindigkeit und Leistungsgesell-
schaft ist. Piketty rechnet vor, dass man ein solches »Erbe fiir alle« mit fiinf
Prozent Steuerautkommen aus Vermogens- und Erbschaftssteuer — also
aus nicht durch Leistung erworbenen Reichtum — solide finanzieren kann.
Fiir jede/n junge/n Biirger*in ohne Vermogen — also die Mehrheit unserer
Jugendlichen — wire der Zugewinn an Handlungsoptionen durch so ein
»Erbe fiir alle« enorm. Fiir unsere Wirtschaft und Gemeinschaft ebenso.

Drittens miissen wir uns davon verabschieden, dass wir die anstehenden
Herausforderungen allein mit Wissen und Technologie 16sen kénnen. Mit
dieser Schimire liigen wir uns seit drei Jahrzehnten selbst in die Tasche.
Wir wollen nicht wahrhaben, dass die 6kologische Transformation von
jeder/m von uns Anpassungsleistungen erfordern wird. Geférdert wird
das von einer mutlosen Politik, die sich immer noch weigert, eine ehr-
liche Debatte iiber die Chancen und Kosten einer Anpassung fiir Wirt-
schaft und Gesellschaft in Richtung Klimaneutralitit und Nachhaltigkeit
zu fiihren. Stattdessen werden Nebelkerzen geziindet, Ausfliichte gesucht
und Luftbilder errichtet. Im Zentrum steht das falsche Versprechen, dass
der Klimawandel durch Technologie und Wissenschaft iiber eine Green
Economy eingehegt oder ganz vermieden werden kann.

Der Versuch der deutschen Energiewende sowie des Europidischen Grii-
nen Deals, die Weichen fiir eine nachhaltige und griine Wirtschaft von
morgen zu stellen, basiert primir auf der Strategie, die alten und treib-
hausgasintensiven Rohstoffverbriuche durch neue Technologien zu erset-
zen. Elektromobilitit ist das Zauberwort und Gebot der Stunde. Wir ver-
bannen Klimaschidlinge wie Benziner und Diesel und werden gliicklich
mit Teslas und E-Bikes. Und davon brauchen wir viele: Studien zeigen,
dass fiir ein klimaneutrales Verkehrsszenario der Anteil der Elektroautos
von derzeit vier Prozent auf tiber 40 Prozent steigen muss. Was wir nicht
beriicksichtigen: In einem Tesla sind heute sechsmal so viele Rohstoffe ver-
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baut wie in einem konventionellen Auto. Ol wird durch Lithium, Kupfer
und Kobalt ersetzt, ohne aber danach zu fragen, wo diese Rohstoffe her-
kommen und wie sie abgebaut werden. Ersten Prognosen zufolge werden
diese drei Rohstoffe die Weltwirtschaft von morgen regieren, dank besag-
ter C)kostrategie. Naturprodukte, die nur an wenigen Orten zu finden
sind. Da sind neue (internationale) Konflikte bereits vorprogrammiert.

Corona hat uns eindriicklich und deutlich die Grenzen eines iiberzo-
genen Fortschrittsglaubens vor Augen gefiihrt. Technik hin, Technolo-
gie her. Auch weiter wird der Faktor Mensch eine zentrale Rolle spielen.
Seine Bezichungen zu Mitmenschen und Umwelt, kondensiert in Politik,
werden iiber die Zukunft unserer Zivilisation entscheiden. Technologie,
Elektromobilitit, Digitalisierung konnen helfen, sie sind aber nicht der
Generalschliissel fiir eine nachhaltige Zukunft. Sie wirken vielmehr wie
die neuesten Mutationen der alten Fiktion, die Menschheit durch Tech-
nologie retten zu kénnen.

Da lohnt eine Erinnerung an Walter Benjamin. In seinem Traktat Uber
den Begriff der Geschichte schrieb er iber das Bild von Paul Klee, welches
den Buchdeckel dieses Manifestes schmiicke: »Es gibt ein Bild von Klee,
das Angelus Novus heift. Ein Engel ist darauf dargestellt, der aussicht,
als wire er im Begriff, sich von etwas zu entfernen, worauf er starrt. Seine
Augen sind aufgerissen, sein Mund steht offen, und seine Fliigel sind aus-
gespannt. Der Engel der Geschichte muss so aussehen. Er hat das Antlitz
der Vergangenheit zugewendet. Wo eine Kette von Begebenheiten vor uns
erscheint, da sieht er eine einzige Katastrophe, die unablissig Trimmer
auf Triimmer hiuft und sie ihm vor die Fiifle schleudert. Er méchte wohl
verweilen, die Toten wecken und das Zerschlagene zusammenfiigen. Aber
ein Sturm weht vom Paradiese her, der sich in seinen Fliigeln verfangen
hat und so stark ist, dass der Engel sie nicht mehr schlieffen kann. Dieser
Sturm treibt ihn unaufthaltsam in die Zukunft, der er den Riicken kehrt,
wihrend der Triimmerhaufen vor ihm zum Himmel wichst. Das, was wir
den Fortschritt nennen, ist dieser Sturm.«

Walter Benjamin setzt unserem teleologischen, optimistischen Ge-
schichtsverstindnis von einer linear und kontinuierlich fortschreitenden
Zeit und von immerwihrendem Fortschritt, das in der Geschichte einen
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stetigen Gang zur Vollendung der Menschheit sicht, etwas Wichtiges ent-
gegen: den Gedanken einer nicht linearen, diskontinuierlichen Zeit. In
ihren Spriingen, Rissen, in den geschichtlichen Briichen und Abweichun-
gen, wie sie heute Corona manifestiert, ist nicht nur Misere verborgen,
sondern auch Utopisches.

Hier und jetzt und nicht erst am Ende aller Zeiten.

Wichtige Leitplanken fiir nachhaltiges Wirtschaften:

+ Ehrliche Debatte iiber die Chancen und Kosten fiir Wirtschaft, Gesell-
schaft und den Einzelnen durch eine Anpassung in Richtung Klima-
neutralitit

+ Einheitliche Sozial- und Umweltklauseln sowie Finanz- und Steuer-
kooperationen in allen internationalen Handelsvertrigen und trans-
nationalen Wertschopfungsketten

+ (Wieder-)Einrichtung internationaler Wechselkursregulierungen

+ Durchsetzung verbindlicher Umweltstandards in allen Wirtschaftsbran-
chen; intensive Forderung von nachhaltig ausgerichteten und sozial
angepassten Technologieinnovationen

+ Rascher Ausstieg aus der Nutzung fossiler Energietriger

+ Stirkung der kommunalen Wirtschaft mit kleinen und mittelstindi-
schen Betrieben

+ Regionalisierung der systemrelevanten Landwirtschaft und Lebensmit-
telproduktion, Férderung nachhaltigen Konsums, Revitalisierung des
lindlichen Raums

+ Einsatz der Corona-Aufbauhilfen zum umfassenden Ausbau eines
europaweiten offentlichen Verkehrssystems sowie der Modernisierung
der nationalen Verkehrsinfrastruktur, fiir einen 6ffentlichen Personen-
nahverkehr, fiir mehr Fahrradwege

+ Massive Forderung kommunalen Bauens, Stadtplanungen der kurzen
Wege, mehr Griin- und Erholungsriume in den Stidten, urbane und
lindliche Mobilititswende
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+ Versdhnung von Nachhaltigkeit und Arbeit durch Mafinahmen wie
»Kurze Vollzeit fir alle«, gute und abgesicherte Jobs, umweltfreund-
liche 6ffentliche Mobilititsangebote, volle Anerkennung von Care-
Arbeit

+ Stirkung von Leistungsgerechtigkeit und Chancengleichheit tiber die
Erweiterung der betrieblichen Mitbestimmung, der Verbreiterung von
Belegschaftseigentum oder ein »Erbe fiir alle«

+ Forderung der Kunst- und Kulturbranche zugunsten einer »SpafSkultur

Nachhaltigkeit«
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Mythos #7

Covid-19
ist eine Naturkatastrophe

Covid-19 ist wie eine Naturkatastrophe iiber uns hereingebrochen. Eine
Heimsuchung, ein schwerer Schicksalsschlag fiir die gesamte Menschheit.
So gehen wir auch mit der Pandemie um: Wir suchen verzweifelt Erkla-
rungen und Losungen im Feld der Naturwissenschaften, bemiihen Biolo-
gie und Medizin. Doch so werden wir weder Covid-19 besiegen noch den
Klimawandel verhindern konnen. Der Soziologe Ulrich Beck hat nach
Tschernobyl darauf hingewiesen, dass der Begriff »Naturkatastrophec, also
die Vorstellung eines nicht von Menschen verursachten Desasters, der
tiberholten Sicht eines vergangenen Jahrhunderts entspricht. Nicht nur,
weil die Natur selbst keine Katastrophen kennt, allenfalls dramatische Ver-
inderungsprozesse. Sondern vor allem, weil Katastrophen erst im Bezug
auf die menschliche Zivilisation als solche wahrgenommen werden — und
weiter, weil sie meist auch vom Menschen verursacht sind.

Bei Covid-19 handelt es sich mit grofSer Wahrscheinlichkeit um ein
urspriinglich zoonotisches Virus, also um eine Ubertragung vom Tier auf
den Menschen. Solche Ubertragungen sind nicht neu, sie begleiten die
Menschheit, seit sie sesshaft wurde. Landwirtschaft mit Vorratshaltung
zog auch immer wilde Tiere an. Domestizierte Tiere lebten eng mit den
Menschen zusammen, soziales Elend und fehlende Hygiene forderten die
Verbreitung von tierischen Zwischenwirten wie zum Beispiel bei der Pest
im Mittelalter. Mit der Moderne gelang im spiten 19. Jahrhundert in den
Industrienationen der sogenannte epidemiologische Ubergang, also eine
Abnahme von Seuchen dank verbesserter Lebens- und Wohnverhiltnisse,
héherer hygienischer Standards sowie spiter einer breiteren Gesundheits-
versorgung,.
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Covid-19 ist aber nicht das einmalige »wilde« Chinavirus, das sich iiber
ein exotisches Wildbret von seinem Refugium am anderen Ende der Welt
innerhalb von acht Wochen in der relativ seuchenfreien Zivilisation aus-
breitete. Das ist eine Erzihlung, die uns klammbheimlich hoffen lisst, dass
es sich um einen Zufall handelt, der sich nur alle 100 Jahre wiederholt.

In Wirklichkeit hat der Ubertragungsweg Tier—Mensch in den letzten
Jahrzehnten weltweit stark zugenommen. Bei mehr als zwei Dritteln der
jungeren Infektionen handelt es sich um Zoonosen. Diese haben bereits so
manche Blutspur gelegt: In Erinnerung geblieben oder noch akut sind das
Acquired Immune Deficiency Syndrome (AIDS) seit 1981, die Vogelgrippe
(Influenza-A-HsN1) im Jahr 1997 oder das Severe Acute Respiratory Syn-
drome Coronavirus (SARS-CoV-1) aus dem Jahr 2002. Sieben Jahre spi-
ter folgte die Schweinegrippe (Influenza A HiN1), 2012 das Middle East
Respiratory Syndrome Coronavirus (MERS-CoV). Zusitzlich gewinnen
hissliche Bekannte wie das Ebola- und Zikavirus oder das Denguefieber
wieder an Wucht und Verbreitung.

Bereits seit Ende der 1980er-Jahre gehen Expert*innen darum von einem
weltweit steigenden Seuchenrisiko aus. Nach der dafiir neu entwickelten
Krankheitskonzeption Emerging Infectious Diseases werden Infektionen
mit okologischen Verinderungen in Verbindung gebracht, durch die sie
von der Tierwelt zu den Menschen tiberspringen. Der Grund fiir diese
erneut zunchmenden Zoonosen: wir alle! Der Epidemiologe und Evolu-
tionsbiologe Robert Wallace zeigt uns in seiner politischen Virologie, wie
die Menschheit das aktuelle Infektionsgeschehen seit Langem provozierte:
Zum einen verringern wir ganz bewusst tagtiglich die Abstinde zwischen
Wildtieren und Menschen. Wir zerstoren durch systematische Abholzung
die Lebensriume von Wildtieren in Tropen- oder Regenwildern. Statt
hierbei mit dem Finger immer wieder auf andere zu zeigen, sollten wir
ernst nehmen, dass die EU nach China auf Platz zwei der »Weltrang-
liste der Waldzerstérung« liegt: Laut der Umweltorganisation World
Wide Fund For Nature (WWEF) zerstort der europiische Konsum von
Soja, Palmél und Rindfleisch iiber Importe aus Brasilien, Indonesien und
Paraguay weltweit am meisten Wald und verursacht zusitzlich erhebliche
CO,-Emissionen. Die Politik hat bis heute auf ein starkes EU-Gesetz fiir
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entwaldungsfreie Lieferketten sowie fiir bessere und verbindliche Umwelt-
und Sozialstandards in den internationalen EU-Handelsbeziechungen ver-
zichtet. Und das, obwohl sie lernen durfte, dass freiwillige Selbstverpflich-
tungen der Unternehmer meist ergebnislos verpuffen.

Solche Zerstorungen fithren zwangsweise zu mehr Kontakten zwi-
schen Wildtieren und Menschen. Die Arten, die nach der Vernichtung
ihrer Habitate nicht aussterben, sind oft »Kulturfolger« wie Fledermiuse,
Amseln oder Ratten, die Nischen in Stidten und anderen Kulturland-
schaften besiedeln. Sie dienen bei Zoonosen hiufig als Reservoir oder
Zwischenwirte. Eine stirkere Prisenz der Menschen, die Verkleinerung
der Lebensriume von Wildtieren und eine groflere Zahl an Nutztieren
sind die drei Faktoren, die eine Ubertragung von Infektionskrankheiten
von Tieren auf Menschen wahrscheinlicher machen. Nach einer im Wis-
senschaftsmagazin Nature verdffentlichten Recherche konnen Rodungen
oder Trockenlegungen von Flichen fiir die Landwirtschaft sowie die land-
wirtschaftliche Produktion selbst mit mehr als 25 Prozent aller Infektions-
krankheiten und mehr als 50 Prozent aller zoonotischen Infektionskrank-
heiten beim Menschen in Verbindung gebracht werden.

Wenn die Krankheit dann tiberspringt, bleibt sie nicht mehr auf lindli-
che Fleckchen oder kleine Gemeinden begrenzt. Das Dorf ist global gewor-
den, die oft gefeierte Vernetzung der Welt leistet ihren Beitrag: Weltmarke,
transnationale Lieferketten, massive Mobilitit auf allen lokalen bis (inter-)
nationalen Ebenen sowie der globale Tourismus erleichtern es einer Infek-
tionskrankheit heute wie nie zuvor, sich in Rekordzeit zu verbreiten und
zur todlichen Pandemie zu werden. Dabei sind weniger die Ausbruchs-
zonen in Asien, Lateinamerika oder Afrika gefihrlich, sondern Metropolen
wie New York, London oder Hongkong, die als Mobilititsdrehscheiben
rasch zu schlimmen Pestschleudern werden. So konnte Covid-19 vermut-
lich in nur wenigen Tage von einer Grof3stadt auf die gesamte Menschheit
tiberspringen. Vom globalen Dorf zum globalen Patienten.

Zum anderen sind es die Ubernutzung des Bodens und die Massen-
tierhaltung, die fiir neue Infektionskrankheiten einen exzellenten Nihr-
boden bieten. Wihrend sich die Weltbevolkerung in den vergangenen
so Jahren verdoppelt hat, nahm die globale Fleischproduktion um mehr
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als das Dreifache zu. In Tierzahlen heif3t das, dass im Jahr 2017 weltweit
etwa 1,5 Milliarden Rinder, eine Milliarde Schweine, fast 23 Milliarden
Gefliigeltiere sowie mehr als zwei Milliarden Schafe und Ziegen gehal-
ten wurden, oft in Gruppen von vielen Zehntausenden Tieren auf engem
Raum. Zur besseren Illustration: Eine Studie der Universitit Leicester
von 2018 hat vorgerechnet, dass die Kérpermasse aller existierenden Mast-
hihnchen dreimal grofer ist als die Masse aller anderen weltweit leben-
den Vogel. Die Futterversorgung dieser Massentierhaltung beruht heute
hauptsichlich auf billigem, importiertem und genmanipuliertem Soja, fiir
dessen Produktion vor allem in Lateinamerika riesige Waldflichen und
wertvolle Okosysteme zerstort werden. Die Weltgesundheitsorganisation
WHO und die Welternihrungsorganisation FAO der Vereinten Nationen
warnen schon seit Jahren vor Pandemien im Zusammenhang mit indus-
trieller Tierhaltung — vor allem von Gefliigel und Schweinen. Besonders
problematisch sind intensive Tierhaltungssysteme, in denen die geneti-
sche Vielfalt der Tiere sehr gering ist. Die Zucht genetischer Monokul-
turen von zur Lebensmittelerzeugung dienenden Tieren (und Pflanzen)
mit nahezu identischen Genomen lisst Feuerschneisen der Immunitit
verschwinden, die eine Ubertragung von Infektionserregern verlangsamen.

Wo Nutztiere auf engem Raum zusammengedringt sind, leiden ihre
Immunsysteme und anderen biologischen Widerstandskrifte. Grofere
Nutztierpopulationen auf Farmen beférdern die Wahrscheinlichkeit von
Krankheitsiibertragungen und wiederkehrenden Ansteckungen. Indus-
trielle Viehzucht ist immer auch Virenzucht.

Kaum Beachtung findet die Méglichkeit, dass eine neue Pandemie auch
aus dem Meer kommen kann. Wer weiff, wie in Norwegen oder Chile
Lachskulturen geziichtet werden, diirfte daran wenig zweifeln. Um die
Massenproduktion gewihrleisten und die Tiere vor Krankheiten schiitzen
zu kénnen, werden sie massiv mit Pestiziden und Antibiotika behandelt.
Der Meeresgrund unter den Fischgehegen ist oft so verdreckt, dass sich
dort eine bis zu 15 Meter dicke Schicht aus Fikalien und Schidlings-
bekimpfungsmitteln ablagert, was zu enormen Umweltbelastungen fiihre,
um die sich kaum jemand schert. Lachs wird darum auch als das giftigste
Lebensmittel der Welt bezeichnet.
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In der Massentierhaltung werden im groflen Umfang Impfungen und
antibiotische Mittel eingesetzt. Heute wird weltweit eine doppelt so grof3e
Menge an Antibiotika in der Tierhaltung eingesetzt wie zur Behandlung
von Krankheiten bei Menschen. Dieser massive Einsatz provoziert wiede-
rum neue Resistenzen und begiinstigt eine virale oder bakterielle Evolu-
tion. Die WHO hat bereits vor der Pandemie gewarnt, dass im Jahr 2050
die Haupttodesursache weltweit Antibiotikaversagen sein konnte, wenn
die Politik es versiumt, Antibiotikaresistenzen rechtzeitig und wirksam zu
bekimpfen. In Deutschland sterben heute jahrlich circa 15.000 Menschen,
weil Antibiotika bei ihnen nicht mehr wirken.

Auch der ausgedehnte Handel und der Export lebender Tiere erhhen
den Austausch von Krankheitserregern. Es ist zu erwarten, dass sich mit
steigender Weltbevolkerung und mit mehr Fleischkonsum der Anteil von
Zoonosen an menschlichen Krankheiten weiter erhthen wird.

Corona zeigt uns, dass wir Naturkrifte entfesselt haben, die wir nicht
mehr beherrschen konnen. Wirksame Mafinahmen gegen die wachsende
Gefahr durch Zoonosen sind nicht in Sicht.

Obwohl wir alle dies wissen, bleibt der aktuelle Trend ungebrochen:
Immer weniger Betriebe misten immer mehr Tiere. In der Massentierhal-
tung werden zudem Uberkapazitﬁten aufgebaut, die dann vermehrt ins
Ausland, vor allem nach China, geliefert werden. Deutschland ist in die-
ser Sparte ein Global Player — nach den USA und Kanada der drittgrofSte
Schweinefleischexporteur der Welt. Mit dieser Uberproduktion werden
auch europiische Agrarbetriebe zerstort. Der ruminische Bauer muss sei-
nen Hof aufgeben, weil er nicht mit importiertem deutschen Schweine-
fleisch konkurrieren kann, und geht dann als Leiharbeiter nach Deutsch-
land — in die Schlachtfabriken.

Es sind also die von uns verursachte weltweit schwindende Biodiversitit
und Landiibernutzung, die als fruchtbarer Nahrschlamm fiir Keime, Bak-
terien und Viren neue Epidemien begiinstigt. Solange dieser 6kologische
Raubbau anhilt, werden Seuchen immer wieder aufler Kontrolle geraten.
Insofern ist Covid-19 keine Naturkatastrophe, kein Schicksal, sondern ein
Ausdruck der umfassenden dkologischen Krise, an der wir alle teilhaben.
Das soll nicht besserwisserisch oder belehrend klingen, sondern ist eine
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gute Nachricht: Wenn es nicht die Natur ist, die uns tétet, sondern der
Mensch, kann es auch der Mensch sein, der uns rettet.
Also jede/r von uns!

Siebter Schritt:
Corona als Neustart ftir die Landwirtschaft

Die Notwendigkeit einer klima- und umweltfreundlichen sowie artgerech-
ten Tierhaltung erfordert eine weitreichende Neuausrichtung der Agrar-
politik. Ein solcher Umbau muss sowohl bei der Produktion als auch beim
Konsum ansetzen. Die derzeit niedrigen Preise fiir Fleisch und Lebens-
mittel machen es den Bauern und Biuerinnen schwer, auf die gestiege-
nen Anforderungen nach mehr Umweltschutz und Tierwohl zu reagie-
ren. Hiufig konnen sie in der Produktion kaum ihre Kosten decken. Hier
sind umfangreiche staatliche Unterstiitzungen erforderlich. Dafiir muss
nicht mehr Geld in die Hand genommen werden: Der europiische Agrar-
haushalt macht mehr als 40 Prozent des Gesamtbudgets der Europiischen
Union aus. Der Léwenanteil dieser Gelder subventioniert grofe Konzerne,
die fiir groffflichige Monokulturen oder Massentierhaltung stehen. Diese
offentlichen Gelder miissen nicht aufgestockt, sondern neu verteilt wer-
den: »Klasse statt Masse« hat das Motto einer neuen Agrarpolitik zu sein.

Ein wichtiges Instrument fiir eine 6kologische Fleischproduktion ist die
Wiedereinfithrung der 2006 in Deutschland abgeschafften Bindung der
Tierhaltung an die Fliche. Ein landwirtschaftlicher Betrieb miisste genug
Flichen nachweisen, auf denen er seine Tiere erndhren und den Dung aus-
bringen kann. Zusitzlich miissen landwirtschaftliche Betriebe materiell
und durch Wissenstransfer dabei unterstiitzt werden, ihre Tierhaltung zu
dndern — mit weniger Tieren und einer Ausrichtung auf besseres Tierwohl.
Heute produziert Deutschland 20 Prozent mehr Schweinefleisch, als es
fir den Eigenverbrauch benétigt. Es gibt also ein klares Schrumpfungs-
potenzial.

In Deutschland verzehrt jede/r in ihrem/seinem Leben im Schnitt zwi-
schen 635 und 715 Tiere. Das ist ein rundes Drittel mehr als der welt-
weite Durchschnitt; der liegt bei etwa 42 Kilogramm Fleisch pro Kopfund
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Jahr. Die ICPP konstatiert, dass eine stirker pflanzenbasierte Kost bis zu
so Prozent der Emissionen vermeiden kénnte, die heute mit der sogenann-
ten westlichen Ernihrung verbunden sind. Beim Verbrauch muss es also
ein zentrales Ziel sein, den Konsum tierischer Produkte bis 2050 zu halbie-
ren. Wiirde der Fleischverbrauch von etwa 1,1 Kilogramm auf 600 Gramm
pro Woche reduziert, kénnten die Schweine- und Mastgefliigelbestinde
um mehr als 40 Prozent verringert werden.

Derart bedeutende Verhaltensinderungen in der Bevolkerung miissen
politisch gewiinscht und gezielt unterstiitzt werden. Konsumverhalten
und der Wandel tradierter Essgewohnheiten lassen sich aber nicht iiber
Moralappelle dndern. Erforderlich ist ein intelligenter Mix aus Aufkli-
rung, Geboten, Preissignalen und insbesondere staatlicher Férderung von
Alternativen, die eine neue Essenskultur mit Leitplanken bestiicke, sie aber
auch im Alltag wandelt. Dass die Politik so etwas kann, wenn sie will, hat
sie beim Zigarettenkonsum bewiesen, der in Deutschland seit den 1990er-
Jahren bis heute um zwei Drittel gesunken ist — wohlgemerke bei einem
Sucht-, nicht bei einem Lebensmittel. Zur Verringerung des Fleisch-
konsums gehéren also zielgruppenspezifische Aufklirung, die Férderung
pflanzlicher Ernihrung in Kitas, Schulen, Unimensen oder betrieblichen
Kantinen. Sowie der partielle Einsatz von Preissignalen tiber Steuern, ohne
Fleischkonsum zum Privileg oder gar Luxus werden zu lassen.

Eine Erkenntnis des franzdsischen Soziologen Pierre Bourdieu ist in
diesem Zusammenhang von zentraler Bedeutung: Die Entscheidung tiber
das, was auf dem Teller einer/s Heranwachsenden oder Erwachsenen lan-
det und was schmecke, ist in hohem Mafle von der umgebenden Kultur,
der Stellung im sozialen Raum und dem daraus resultierenden Habi-
tus sowie den Gegebenheiten und Einstellungen in der Familie abhin-
gig. Der Vegetarismus zum Beispiel war historisch schon immer und ist
heute auch in seiner radikalisierten Form des Veganismus mehr denn je
ein Distinktionsmerkmal, welches vor allem die Mittelschichten prakti-
zieren. In Deutschland haben 70 Prozent der vegan lebenden Menschen
einen hohen Bildungsabschluss, 8o Prozent sind weiblich. Solche Zahlen
unterstreichen, dass unsere spezifische Erndhrungsweise oft weniger mit
politischen Positionen, sondern eher mit Rollen- und sogar Geschlechter-
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zuschreibungen zu tun hat. Wer den Fleischkonsum halbieren will, muss
neben solchen kleinen, gelegentlich als »Gutmenschen« verpénten Grup-
pen endlich breite Bevolkerungsschichten ansprechen. Es gilt zu ver-
mitteln, dass fleischloses Essen nicht nur gut schmeckt und gesiinder ist,
sondern auch Lust macht. Die dafiir erforderlichen Kampagnen wurden
bisher nicht einmal erdacht.

Insgesamt scheint das Panorama diister: Die letzte groffe Weichenstel-
lung in der europdischen Agrarpolitik fand in der Ende 2020 verabschie-
deten neuen Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der EU statt. Corona
hinterlief§ keine Spuren. Der vollmundig versprochene »Systemwechsel«
zugunsten eines stirkeren Umwelt- und Klimaschutzes hat nicht stattge-
funden. Es wurde weiter auf Menge statt auf Qualitit gesetzt: Das bishe-
rige Finanzierungsmodell der Direktzahlungen fiir bewirtschaftete Fliche
blieb unangetastet und fordert damit ungebrochen die grofien Agrarunter-
nehmen — 80 Prozent der Direktzahlungen kommen hier lediglich 20 Pro-
zent der europiischen Landwirt*innen zugute. Fiir die Entwicklung des
lindlichen Raums oder fiir Umweltschutz ist kaum Geld iibrig.

Damit bleibt die Landwirtschaft auch in Coronazeiten Hauptverursa-
cherin des Biodiversititsverlustes in Europa: Laut dem Bericht der Euro-
pdischen Umweltagentur EEA sind heute tiber 80 Prozent aller von der EU
geschiitzten Lebensrdume in einem schlechten Zustand. Die Hauptziele
der Biodiversititsstrategie der EU werden durchgehend verfehlt. Auch bei
uns: Beim Erhalt und Zustand der Arten schneiden nur vier EU-Linder
noch schlechter als Deutschland ab.

Die Maximierung der Produktion und die Minimierung von Kosten in
der Landwirtschaft, oft getrieben von Lebensmittelproduktion und Grof3-
handel, vernichten nicht nur die Vielfalt in der Landschaft. Sie lassen
auch immer mehr Hofe sterben und den lindlichen Raum ausbluten. In
den letzten 20 Jahren hat sich in Deutschland die Zahl der Bauernhofe
halbiert. Von den noch verbliebenen Betrieben wirtschaftet die Hilfte
im Nebenerwerb — weil das Einkommen aus der Agrarproduktion nicht
mehr ausreicht.

Ubermifige Eintrige von Pestiziden und Nihrstoffen in unsere Um-
welt gefihrden Insekten und das Grundwasser. Und die Art und Weise,
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wie wir iiber industrielle Massentierhaltung Fleisch produzieren, ist nicht
nur ein guter Brutkasten fiir neue zoonotische Viren, sondern heizt die
Klimakrise weiter an: Der Entwurf des IPCC-Weltklimaberichts von 2021
kommt zum Beispiel zu dem Fazit, dass der heutige Agrarsektor einen
enormen Anpassungsbedarf hat und die Land- und Forstwirtschaft ihre
MafSnahmen zur Emissionsminderung innerhalb dieses Jahrzehnts welt-
weit um das Fiinffache und bis 2050 um das Zehnfache steigern miisste,
wenn man die Erwidrmung des Weltklimas auf unter zwei Grad begrenzen
mochte. Die bisherige EU-Agrarsubventionierung erreicht das Gegenteil.
Mit offentlichen Mitteln werden so unsere Lebensgrundlagen und die
unserer Kinder mitsamt der Umwelt systematisch zerstort.

Um keinen Zweifel zu lassen: Es sind nicht knappe Ressourcen, die
eine nachhaltige Landwirtschaft verhindern. Es ist die Politik! Selbstver-
standlich gibt es einflussreiche Agrarkonzerne mit starken Interessenver-
tretungen und energischer Lobbyarbeit. Aber es geht immerhin um eine
Verteilung von offentlichen Mitteln, um unsere Steuergelder. In Europa
ist die Zuweisung von solchen staatlichen Ausgaben demokratisch legiti-
miert. Also liegt es an uns, den erforderlichen Umbau der Landwirtschaft
zu fordern und zu férdern.

Wichtige — und weithin bekannte — Schritte fiir eine Agrarwende wiren
eine Bindung der Tierhaltung an die Fliche sowie ein Ausstieg aus pau-
schalen Flichenprimien in der Pflanzenproduktion. Mittelfristiges Ziel
einer neuen Agrarpolitik sollte nicht nur aus epidemiologischen, sondern
auch aus okologischen Griinden die Erhaltung und Wiederherstellung
kleinteiliger regionaler Landschaftsstrukturen sein, was kleinen und mit-
telstindischen Betrieben eine wirtschaftliche Perspektive gibt und den
lindlichen Raum als Ganzes aufwertet.

Um Missverstindnisse zu vermeiden: Es geht nicht um eine Roman-
tisierung der Landwirtschaft aus alten Zeiten, die sich fiir viele vor allem
durch schweiftreibende Arbeit und kniippelharte Lebensverhiltnisse
auszeichnete. Um heute Landwirtschaft mit Umweltschutz zu versdhnen,
sind kluge Kombinationen aus nachhaltigem Anbau, Aktivierung der Wis-
senschaften, teilweise Maschinen- und Hightecheinsatz notig. Alle Kom-
ponenten dafiir sind da, was noch fehlt, ist der richtige Ressourcenmix.

Covid-19 ist eine Naturkatastrophe

121



Mit der Férdersumme des aktuellen Agrarhaushalts konnte die gesamte
Europiische Union bei richtigem Einsatz in zehn Jahren nachhaltig pro-
duzieren. Keiner miisste hungern, nur Fleisch wiirde besser und so man-
ches Gemiise nicht mehr nur nach Wasser schmecken.

Leitplanken fiir eine ziigige Agrarwende:

+ Neuausrichtung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der EU und
des Nationalen Strategieplans Deutschlands

+ Ausstieg aus pauschalen Flichenprimien, stirkere Férderung dkologi-
scher Landwirtschaft, Wiederherstellung kleinteiliger regionaler Land-
schaftsstrukturen

+ Stirkere Kunst- und Kulturférderung und mehr Daseinsvorsorge im
lindlichen Raum

+ Wiedereinfithrung der Bindung der Tierhaltung an die Fliche

+ Politische Kampagnen zur Verringerung des Fleischkonsums durch
zielgruppenspezifische Aufklirung, die Férderung pflanzlicher Ernih-
rung in Kitas, Schulen, Unimensen und betrieblichen Kantinen sowie
Preissignale iiber Steuern, ohne Fleischkonsum zum Privileg zu machen
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Mythos #8

Corona wird
im eigenen Land besiegt

Fiir die erste Coronawelle war unsere alte Weltordnung nicht mehr als
eine Sandburg. Der institutionell tief verankerte und lange eingeiibte
Multilateralismus der Europiischen Union brach blitzschnell zusammen.
Grundlegende Primissen vertrauensvoller Zusammenarbeit wurden tiber
Bord geworfen. Staaten schlossen ihre Grenzen im Alleingang und igelten
sich ein. Grenzen, an die man sich im Alltag kaum noch erinnerte, ent-
schieden plétzlich tiber die Versorgung der Kranken, iiber Leben und
Tod. Es begann ein europa- und weltweiter Konkurrenzkampf um Masken,
Beatmungsgerite und andere medizinische Giiter. »Rette sich, wer kann«
schien die Devise.

Zusitzlich schoben sich die USA und China in einem peinlichen Blame
Game auf offener diplomatischer Biihne gegenseitig die Verantwortung
tur die Pandemie zu. Das rote Telefon, wihrend des Kalten Krieges Syno-
nym fir die Bereitschaft, trotz Rivalititen die schlimmste Katastrophe
zu verhindern — man denke nur an die Kubakrise —, schien in Zeiten von
Twitter nicht mehr zu existieren.

Die Zusammenarbeit im internationalen System wurde allerdings nicht
durch Covid-19 beschidigt, sondern von uns selbst. Das multilaterale
Regelwerk war schon vor der Pandemie sichtbar geschwicht. Ein Grund
dafiir war die seit dem Mauerfall stark von westlichen Vorstellungen und
Interessen dominierte Weltordnung. In Demokratie und Wirtschaft schien
tir alle Zeiten und fur die ganze Welt die liberale Gesinnung gesiegt zu
haben. Der rasante wirtschaftliche, technologische und militirische Auf-
stieg von Lindern wie Brasilien, Russland, Indien, China und Stidafrika
(die sogenannten BRICS-Staaten), die ihren eigenen, nicht immer libe-

Corona wird im eigenen Land besiegt

123



ralen Logiken und Mustern folgten, wurde lange Zeit ignoriert. Trotz
wachsender Anspriiche wurden diese Linder im internationalen System
statt zu Rule Makers zu Rule Takers degradiert. Lauter werdende Rufe
nach mehr Teilhabe in der internationalen Politik verhallten. Der liberale
Multilateralismus verlor fiir wichtige Teile der Welt an Zauber.

Internationale Institutionen boten immer weniger eine Arena fiir Dia-
log und Kooperation und mutierten zur Bithne von Machtrivalititen. Die
Blockade des UN-Sicherheitsrats bei allen wichtigen Weltfragen war sym-
ptomatisch und scheint dauerhaft. Internationale Organisationen wie die
UNO, die Welthandelsorganisation (WTO), die Finanzarchitektur des
Internationalen Wihrungsfonds (IWF) und der Weltbank, die Weltge-
sundheitsorganisation (WHO), aber auch das Klimaregime sind zuneh-
mend gelihmt und handlungsunfihig.

Das hat seine Griinde: Nach dem 11. September 2001 agierte die AufSen-
politik der USA deutlich aggressiver. Die EU verkiimmerte immer mehr
zu einer Beutegemeinschaft, deren so gerne beschworene Werte wie Men-
schenrechte und Demokratie jenseits ihrer Auflengrenzen nicht mehr zu
gelten schienen. Globale Probleme wie Ungleichheit, Klimawandel, Ein-
hegung der Finanzmirkte, Abriistung oder Migration wurden in den letz-
ten beiden Jahrzehnten kaum bearbeitet. Auch die immer wieder gefor-
derte Demokratisierung internationaler und regionaler Organisationen
kam nicht voran. Unterstiitzung fiir die drmsten Linder der Welt wie ein
Schuldenerlass oder die Einrichtung eines umfangreichen internationalen
Hilfs- und Entwicklungsfonds blieb selbst zu Zeiten der letzten Finanz-
krise aus. Das erschiitternde moralische Versagen der westlichen Welt und
insbesondere auch Deutschlands in Afghanistan hat liberale Werte nicht
nur in der Auflenpolitik vollig unglaubwiirdig gemacht.

Durch diese neue Geopolitik wurden die Grundsteine fur die vielfilti-
gen Nationalismen gelegt, die in Lindern wie den USA, China, Russland,
Indien, Israel, der Tiirkei, GrofSbritannien usw. seit dem letzten Jahrzehnt
eine unerwartete Renaissance feiern. Die internationale Ordnung beginnt
seither, erste Anzeichen einer neuen Grofimichtekonkurrenz auszupri-
gen. Statt Supranationalismus gewannen in der EU nationale Alleinginge
(Brexit) an Fahrt, international verregelte Kooperationen wurden durch
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»Allianzen der Willigen« oder bilaterale Vereinbarungen ersetzt, die inter-
nationalen Organisationen durch schwindende Ressourcen und Austritte
geschwicht. Statt Zusammenarbeit regierten Grenzkonflikte, militirische
Interventionen (wie in Syrien oder Jemen), Unilateralismus sowie terri-
toriale Expansion (Russland) oder andere Formen der Einflusserweite-
rung. Immer flankiert von Aufriistung und garniert von anschwellendem,
manchmal eskalierendem Protektionismus.

Das Global Village, entstanden durch Digitalisierung, neue Medien und
Kommunikation, wirtschaftliche Globalisierung und steigende Mobili-
tit und Transport, war nicht nur eng vernetzt und global. Es verhielt sich
mit all seinen Rivalititen, Angebereien, nationalen Egoismen, sozialen
Ungleichheiten und traditionsgesittigten Vorurteilen auch weiter wie ein
Dorf. Mitten in diesen fiir Multilateralismus und internationale Zusam-
menarbeit so triiben Zeiten erinnerte Corona die Menschheit daran, wie
verletzlich und abhingig wir alle voneinander sind, dass Gesundheitspoli-
tik und Gemeinwohl nicht nur im eigenen Land funktionieren miissen,
sondern eine globale Aufgabe darstellen. Wer am lautesten »My country
first« schrie, fand als Erstes Gehor beim Virus, wie Hunderttausende von
Schwerkranken und Toten mahnen.

Diese Warnung schien anzukommen. Nach dem anfinglichen pani-
schen Schlieflen von Grenzen und nationalen Alleingingen gab es im
Coronajahr 2020 einen kurzen Friihling der internationalen Solidaritit.
Die Weltgesundheitsorganisation WHO hatte mit dem Access ro Covid-19
Tools (ACT) Accelerator eine ambitionierte Struktur mit den wichtigsten
globalen Gesundheitspartnerschaften vorgestellt, in deren Rahmen die
Impfstoff-, Medikamenten- und Diagnostikentwicklung ebenso wie ihre
Beschaffung und Verteilung beschleunigt und koordiniert werden soll-
ten. Eine globale Einkaufs- und Verteilungsgemeinschaft fiir wirksame
Covid-19-Impfstoffe sollte die fritheren Wettrennen um Impfstoffe ver-
hindern, bei denen sich regelmifiig die zahlungskriftigen Linder durch-
gesetzt hatten. Kurz danach riefen die WHO und die Europidische Kom-
mission zum gemeinsamen globalen Fundraising fiir den Kampf gegen das
Coronavirus auf und sammelten beachtenswerte Betrige ein. Die Fithrun-
gen von Frankreich und Deutschland erklirten Covid-19-Impfstoffe zum
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»globalen 6ffentlichen Gut«. Doch mit jedem neuen Erfolg versprechen-
den Impfstoffkandidaten begann diese anfangs vollmundig angekiindigte
internationale Zusammenarbeit zu bréckeln. Konkurrenzen und gegen-
seitige Vorwiirfe besetzten das Feld, Patentschutz und Impfnationalismus
wurden zum Gebot der Stunde. Die Welt fiel in ihre alten Muster zuriick.

Mit zunechmender Impfstoffproduktion begann sich ein Verteilungs-
modus zu etablieren, der sich an rein 6konomischen und politischen Pri-
ferenzen orientiert. Er wirkt bereits auf das Weltsystem ein. Seine neuen
Botschafter*innen betreiben Impfstoffdiplomatie. Die wenigen Industrie-
staaten bunkerten anfangs tiber Gebiihr ihre Impfstoffe (9o Prozent der
Weltproduktion). Zur Illustration: Deutschland kann mit den georderten
Impfdosen seine Bevolkerung mehr als zweieinhalbmal, Kanada sechsmal
impfen. Zusitzlich pocht der Westen bis heute darauf, dass seine privaten
Pharmakonzerne, hochgepippelt mit massiven staatlichen Subventionen,
ihre Patente auf neue Impfstoffe nur gegen Lizenzgebiihren weitergeben.
Europa wiirde gerne zur Apotheke der Welt werden: Impfstoff gegen gutes
Geld ja, aber Wissen teilen — bitte nicht. Das fiihrt so weit, dass Impfstoff
lieber vernichtet wird, anstatt ihn zu teilen.

Indien, China und Russland versorgen die Linder des globalen Stidens
und teilweise auch Europas mit grofSen Gesten deutlich giinstiger mit ihren
Impfstoffen. Aber nicht ohne Eigeninteressen. Die Auswahl der Begiins-
tigten und die Hohe der Lieferungen zeigen, dass es um den gezielten
Ausbau eigener Einflusssphiren geht. Vor allem der Supermacht China ist
es im ersten Coronajahr gegliicke, sich weltweit als durchsetzungsstarker
Problemléser darzustellen. »Von China lernen heif3t siegen lernen« ist das
Motto, das in vielen Lindern Afrikas und auch in Lateinamerika zuneh-
mend auf offene Ohren stof3t.

Corona ist in der Weltpolitik angekommen. Auch hier zeichnen sich
zwei Wege ab. Zum einen die Verstirkung der Tendenz in Richtung einer
nationalistischen, auch darwinistischen Konkurrenz alter und neuer Grof3-
michte: Politik und Wirtschaft deglobalisieren, regionale Entwicklung
gewinnt an Einfluss, der Protektionismus wichst. EU und USA beschifti-
gen sich mit sich selbst, betreiben Nabelschau, und der Rest der Welt fiihlt
sich von dem Versprechen einer One World zunehmend enttiuscht. Nicht
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mehr lange! Der zuletzt zu beobachtende auflenpolitische Aufbruch auto-
kratischer Machtstaaten, die die liberalen Werte der Freiheit und Gleich-
heit selbstbewusst und offensiv infrage stellen und auf den Ausbau von
grofleren Einflusszonen abzielen, gewinnt bereits an Fahrt. Mit der direk-
ten Instrumentalisierung von internationalen Institutionen fiir die eigene
Machterweiterung, dem selektiven Einsatz von Marktmacht und Impfdi-
plomatie, mit neuen technologisch versierten Methoden der Repression,
Propaganda und Bedrohung als Instrumente der Aulenpolitik verschieben
sie die Achsen im Weltsystem. Weniger Kooperation, mehr Feindseligkeit,
mehr (gewalttitige) Konflikte werden das Ergebnis sein.

Das klingt so, als ob die neue Welt recht hisslich wird. Wieder also gibt
es gute Griinde, einen anderen Weg zu wihlen. Viele Expert*innen sind
sich einig, dass vor allem Impfpatente die effektive globale Eindimmung
des Coronavirus hemmen. Die Politik des Westens fordert seit Beginn der
Impfstoffentwicklung eine kiinstliche Impfstoffknappheit und hat damit
nicht nur in Indien, Siidafrika oder Brasilien unzihlbar viele Leben gefor-
dert. Das ist kein gutes Argument fiir eine kooperative Weltpolitik. Statt-
dessen sollte die Pandemie durch eine konzertierte internationale Zusam-
menarbeit rasch beendet werden.

Wer eine Weltordnung anstrebt, die statt auf Konflikt und Gewalt auf
Kooperation und Frieden setzt, muss darum als ersten Schritt in einer
massiven Kampagne die Patente auf die Covidvakzine autheben und eine
koordinierte und faire internationale Impfstoffverteilungspolitik férdern.
Patente konnen toten. Wer sie uneingeschrinke verteidigt, nimmt das
billigend in Kauf. Und er trigt die internationale Zusammenarbeit zu
Grabe.

Vielleicht deshalb verkiindigt die neue US-Regierung 2021, ein von
Stidafrika und Indien in der WTO angestoflenes und auch vom Vatikan
befiirwortetes Vorhaben nach einer voriibergehenden Aussetzung des
Patentschutzes auf Covidimpfstoffe zu unterstiitzen. Mit Blick auf die
Wirtschaftskraft der USA und die Rechte, die sie an einer Erfindung hal-
ten, die als Voraussetzung der modernen mRNA-Impfstoffe gilt, wertete
der Generaldirektor der WHO, Tedros Adhanom Ghebreyesus, diesen

Schritt als »monumentalen Moment im Kampf gegen Covid-19«.
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Die Aussetzung des Patentrechts wiirde nicht zu einer sofortigen Erho-
hung der Produktion und Verfiigbarkeit des Impfstoffes fithren, wie Kri-
tiker*innen anmahnen. Zu Recht. Mit der Globalisierung ab den 1990er-
Jahren wurden staatliche pharmazeutische Produktionskapazititen in
vielen Lindern privatisiert, zerschlagen oder nachrangig in globale pri-
vate Produktionsketten integriert. So existiert heute ein groffer Mangel
an internationalen Produktions- und Laborkapazititen, an Labor- und
Transportausriistungen, an ausgebildetem Personal und Know-how, an
der Herstellung von nétigen Rohstoffen oder anderen erforderlichen
Zwischenprodukten, die klinischen und hygienischen Standards hinrei-
chend entsprechen. Sind doch nicht nur die Produktion, sondern auch die
Reinheit und Qualitit des Impfstoffs wichtige Voraussetzungen fiir seine
Wirkung. Die Aussetzung des Patentrechts wiirde trotzdem die langfris-
tige Produktion ankurbeln. Zuerst in Lindern, die tiber pharmazeutische
Industrie und pharmazeutische Produktionserfahrung verfiigen. Fiir Staa-
ten wie China, Russland, Indien, Siidafrika oder auch Kuba sind Patente
eine wesentliche Hiirde fiir die Impfstoftherstellung. Ohne sie hitten
zahlreiche bestehende Betriebe und Labore bereits in die internationale
Impfstoffproduktion eingebunden werden sowie bei der Herstellung und
Verteilung helfen konnen.

Auf genau diese langfristige Perspektive kommt es an: Wihrend reiche
Lander wie Deutschland oder die USA bei tippigen Impfreserven bereits
mit Impfmiidigkeit zu kimpfen haben und Vakzine vernichten, miissen
in vielen drmeren Lindern selbst Risikogruppen voraussichtlich noch
Jahre auf eine Impfung warten. Nach Auskunft der Vereinten Nationen
wurden bis Mitte 2021 75 Prozent aller Covid-19-Vakzine in lediglich zehn
Lindern verimpft, vor allem in den USA und Europa, wihrend rund
130 Lander noch nicht eine einzige Dosis erhalten hatten.

So zerfillt die Welt in zwei Impfblocke: einen, in dem flichendeckend
geimpft und in dem die Krise scheinbar eingedimmt wird, und einen
anderen Block, in dem die Mehrheit der Menschheit lebt, wo Impfstoffe
und Medikamente fehlen und das Virus gesundheitliche und wirtschaftli-
che Erholung noch linger unméglich macht. Das weltweit wieder anstei-
gende Elend wire ein fruchtbarer Nihrboden fiir das Virus.
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Achter Schritt:
Niemand ist sicher, bis alle sicher sind

Die aktuelle internationale Impfpolitik verfolgt eine Tropikalisierung von
Covid-19: Sie macht die Seuche zu einer exotischen Krankheit wie Gelb-
fieber, fiir uns weit weg in fernen Lindern, gegen die man sich bei Bedarf
impfen und schiitzen kann. Aber diese Rechnung wird nicht aufgehen!
Solange Corona in lokalen Residuen gedeihen kann, wird es kein Ende
der Infektionsgefahr geben. Es konnen jederzeit neue, aggressivere Muta-
tionen auftreten, gegen die die bisherigen Impfvarianten nicht schiitzen
und die wesentlich ansteckender und todlicher sind, als die Beta- oder
Deltavariante bereits erahnen lassen. Mit einer temporiren Patentfreigabe
schiitzen wir nicht nur andere, wir schiitzen auch uns selbst!

Die Aussetzung des Patentrechts selbst ist ein steiniger und juristisch
anspruchsvoller Weg und wird einiges an Uberzeugungsarbeit und Kraft
brauchen. Die 164 Mitgliedslinder der Welthandelsorganisation (WTO)
miissen zustimmen, dass die internationalen Copyrightbestimmungen
aufler Kraft gesetzt werden. Und die Impfstofthersteller selbst miissten
kooperieren. Wihrend dieser Abstimmungsphase ist eine niedrigschwel-
lige Lizenzweitergabe in andere Linder, wie sie die WTO-Chefin Ngozi
Okonjo-Iweala vorschligt, ein erster Schritt in die richtige Richtung. Hier
konnten von der Politik Zwangslizenzen oder Benutzungsrechte angewie-
sen werden, die unter bestimmten Voraussetzungen bereits durch inter-
nationales Recht gedeckt sind. Die Einrichtung eines globalen Patentpools
fir die einfache und kostengiinstige Handhabung von Lizenzvertrigen,
angesiedelt bei der Weltgesundheitsorganisation (WHO), wire der nichste
Schritt. Die Pharmaindustrie miisste dennoch keine Not leiden. 2019, im
letzten Jahr vor Corona, lag der Umsatz auf dem weltweiten Pharmamarke
bei rund einer Billion Euro. Seit der Pandemie explodieren fiir viele Unter-
nehmen die Gewinne. Dank staatlich langfristig abgesicherter Nachfragen
werden sich solche Profite auf hohem Niveau stabilisieren.

Natiirlich gibt es michtigen Widerstand gegen die Aussetzung des
Patentschutzes. Doch das wichtigste Argument der Pharmaindustrie wur-
de bereits widerlegt: dass es ohne Patentschutz keinen hinreichenden
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Investitions- und Forschungsanreiz fir die weitere Medikamenten- und
Medizinentwicklung geben wird. Stattdessen sind die notigen Grundlagen
fur die ziigige Entwicklung der Covidimpfstoffe zum gewichtigen Teil
an Universititen erforscht worden, die mit staatlichen Geldern gefordert
wurden. Zusitzlich haben viele Linder durch iippige Investitionen und fi-
nanzielle Unterstiitzungen des Pharma- und Biotechsektors zu Beginn der
Krise die schnelle Bereitstellung eines Impfstoffes iiberhaupt erst ermég-
licht. Offentlich bezahlte Wissenschaftler*innen haben ihn erfunden, die
Steuerzahler*innen haben seine Entwicklung finanziert. Uberlebenswich-
tige Medikamente sollten darum Eigentum der ganzen Menschheit sein.

Und genau dieser »ketzerische« Gedanke ist das wirkliche Motiv fiir
die Blockade der Pharmaindustrie sowie das Bremsen der Europiischen
Union — und Deutschlands: Die auf mRNA basierenden Vakzine beruhen
auf Wissen und Technologien, die nicht nur fiir die weiteren Covid-19-
Varianten vielversprechend sind. Sie haben auch jenseits von Corona
Erfolg versprechende Anwendungsbereiche. Vor allem in der Krebsthera-
pie. Krebsbehandlungen werden fiir die nichsten Jahrzehnte einer der
wichtigsten Wachstumsmirkte der Pharmaindustrie sein. Derartige Aus-
sichten mochte man nicht mit China, Indien oder gar Kuba teilen miissen.

Eine solche Haltung erscheint menschenverachtend, ist aber nicht neu:
Die WHO schitzt, dass ein Drittel aller Patient*innen weltweit aufgrund
hoher Preise und anderer Hindernisse keinen Zugang zu dringend bens-
tigten Medikamenten hat. So sterben trotz des rasanten medizinischen
Fortschritts und der Verfiigbarkeit von Medikamenten zur Heilung bezie-
hungsweise Behandlung jedes Jahr Millionen Menschen an Krankheiten
wie Tuberkulose, Diabetes oder Malaria. Nur ein Bruchteil der medizi-
nischen Forschung befasst sich tiberhaupt mit den Gesundheitsproble-
men, die zwar weltweit viele Menschen betreffen, jedoch von Pharmafir-
men nicht als attraktiver Markt betrachtet werden. Die Pharmaindustrie
erforscht und entwickelt vor allem Medikamente, die hohe Profite in
lukrativen Mirkten versprechen. Fiir gewinnorientierte Privatbetriebe ist
dies durchaus legitim.

Wenn aber prosperierende Unternehmen selbst in einer globalen Not-
lage nicht die ethische Verpflichtung zu auflergewdhnlichen Mafinahmen
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anerkennen — wie es von jeder/m von uns seit Pandemiebeginn erwartet
wird — und nicht bereit sind, wenigstens temporir ihr Gewinnstreben zu-
riickzustellen, da sollten wir einspringen! Wo die unternehmerische Furcht
vor einer erschlaffenden Innovation zu grof ist, miissen der Staat und die
Gemeinschaft diese Aufgaben selbst tibernehmen. Im Kampf gegen die
Pandemie miissen wir dafiir sorgen, dass Forschung transparent erfolgt,
dass freier Zugang zu Wissen, Technologie und Bildung forciert und medi-
zinisches Wissen als Gemeingut der Menschheit betrachtet wird.

Begonnen werden kann mit der Authebung des Patentschutzes auf alle
unentbehrlichen, lebensrettenden Medikamente. Wichtig wiren dafiir
neben einer Freigabe von Patenten politische Initiativen zur Verbesserung
von Daten- und Preistransparenz in Forschung, Entwicklung und Verkauf,
um Wissen breit zuginglich zu machen und Preise fair zu gestalten. Hinzu
kommt eine sozialvertrigliche Lizenzierung bei allen mit 6ffentlichen
Mitteln geforderten medizinischen Forschungs- und Entwicklungsvorha-
ben. Und die Férderung einer lokalen und éffentlichen pharmazeutischen
Produktion besonders in den Lindern des Stidens durch den Aufbau eige-
ner Produktionskapazititen sowie die Schaffung leistungsfihiger regiona-
ler Verteilungssysteme fiir Medikamente und Medizinprodukete.

Erginzend kénnte der im 20. Jahrhundert immer wieder aufgebrachte
Vorschlag umgesetzt werden, ein institutionelles globales Fritherkennungs-
system der Seuchenprivention zu entwickeln, welches Pandemien gar nicht
erst entstehen lasst. Alles zu teuer, warnen Expert*innen. Indessen hat ein
Bericht der Weltgesundheitsorganisation (WHO) und der Weltbank von
Ende 2020 niichtern durchgerechnet, dass es soo Jahre dauern wiirde, bis
eine weltweite Privention so viel kostet wie das, was die Menschheit auf-
grund von Covid-19 verliert.

Corona hat uns einen guten Grund an die Hand gegeben, warum eine
postpandemische Weltordnung wieder stirker auf Kooperation setzen
sollte. Gleichzeitig hat sich das subjektive und das objektive Sicherheits-
empfinden des/r Einzelnen und der Gemeinschaft mit Corona gewandelt.
Die Covid-19-Pandemie ist nach den Terroranschligen vom September
2001 und der Banken- und Finanzkrise ab 2007 zwar die dritte weltweite
Erschiitterung des noch jungen 21. Jahrhunderts. Im Unterschied zu den
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vorherigen Kirisen ist ihre Reichweite aber erst einmal tatsichlich global,
denn sie betrifft Menschen in ausnahmslos allen Lindern der Welt sehr
direkt und tdglich. Und so verdndert sie Perspektiven: Die neuen Grund-
dngste der Menschheit sind Ansteckung, Krankheit, Verarmung oder gar
Existenzvernichtung. Das Virus zeigt uns die echten Bedrohungen von
heute; dahinter wachsen die Schatten der nichsten Katastrophe.

Es geht nicht um globale Vernunft oder um internationale Gerechtig-
keit, es geht um das Uberleben der Menschheit.

Der Weltgeist muss dieses neue Verstindnis und Befinden, diese von
allen erstmals geftihlte und erlebte Praxis des wirklich Globalen aufgreifen
und positiv wenden. Internationale Kooperation funktioniert nicht, nur
weil sie den Nutzen aller zu erhdhen scheint. Es miissen auch Gegensitze,
Ungleichheiten, Leidenschaften, Identititen und Gemeinschaftsgefiihle
beriicksichtigt werden. Nur wer diese Befindlichkeiten einfingt, kann sie
in tragbare internationale Politik verwandeln. Die internationale Zusam-
menarbeit muss darum das 6ffentliche Gut der »Sicherheit« breiter inter-
pretieren. Corona erteilt uns eine lehrreiche Lektion, in welche Richtung
das gehen muss.

Covid-19 ldsst sich nicht erschieflen.

Trotzdem wachsen die Riistungsausgaben seit dem ersten Coronajahr
dramatisch an. Das Stockholmer Friedensforschungsinstitut SIPRI mel-
dete fiir 2020 cinen Anstieg der Riistungsausgaben auf etwa 1,65 Billio-
nen Euro. Wihrend das globale Bruttonationalprodukt um 4,4 Prozent
schrumpfte, kletterten die Militdrausgaben um reale 2,6 Prozent. Das ist
die hochste Steigerung von Riistungsausgaben seit der Weltwirtschafts-
krise ab 2007. Die grofiten Treiber dieser Aufriistung sind die USA, gefolgt
von China, Indien, Russland und Grof$britannien. Die USA gaben 2020
fast dreimal so viel Geld fiir ihr Militir aus wie ihre vermeintlichen Riva-
len China und Russland zusammen. Die 30 Mitglieder der NATO sind fiir
etwa 60 Prozent der weltweiten Militdrausgaben verantwortlich. Deutsch-
land belegt mit 44 Milliarden Euro Riistungsausgaben 2020 Platz sieben
der weltweiten Rangliste. Dies gelang nur durch eine im EU-Vergleich
tiberdurchschnittliche Steigerung der Militdrausgaben von iiber finf
Prozent! Gleichzeitig hat Deutschland grofle Mengen Militirgiiter nach
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Saudi-Arabien, Agypten, die Vereinigten Arabischen Emirate, Katar sowie
Algerien geliefert. Linder, die kaum als Hort fiir die Einhaltung demo-
kratischer Regeln und humanitirer Werte bekannt sind, aber mit grofier
Energie regionale Konflikte schiiren.

Zuletzt lehrte uns Afghanistan, dass man kein Pazifist sein muss, um
internationalen Militdrinterventionen skeptisch gegeniiberzustehen: Al-
lein der US-Militdreinsatz am Hindukusch hat so viel gekostet, wie Afgha-
nistan in 50 Jahren erwirtschaftet. Da hitte man sich in Ruhe hinsetzen,
Frieden auspalavern und blithende Landschaften aufbauen kénnen. Statt-
dessen hungert nach 20 Jahren fast die Hilfte der Bevolkerung, 8o Prozent
der Frauen kdnnen weder lesen noch schreiben, und nach dem Abzug des
US-Militirs kommen die Taliban gestirkt und besser bewaffnet wieder an
die Macht.

Das augenscheinliche Scheitern internationaler Militdrinterventionen
und die Tatsache, dass wir schon vor Corona am Anfang eines neuen
Wettriistens und moglicherweise am Beginn eines neuen Kalten Krieges
zwischen den USA und China standen, miissen nicht nur schlechte Nach-
richten sein: Es gibt keinen wirtschaftlichen Bereich, der so stark von
Steuern finanziert und von der Politik reguliert ist, wie die Riistungs-
industrie. AufSenpolitik ist immer auch Sicherheitspolitik. Das Primat
der Politik, welches vom Virus wach gekiisst wurde, indem es ein neues
Bedrohungsszenario schuf, muss nun in eine alternative Sicherheitspoli-
tik miinden. Eine Politik, die Sicherheit um die Adjektive »sozial« und
»okologisch« erginzt. Eine Auflenpolitik als Weltinnenpolitik, die statt
auf Waffen stirker auf Seuchenprivention, globale Daseinsvorsorge und
Klimaziele ausgerichtet ist. Das aktuelle Aufriisten zeigt uns, in welchem
Umfang Ressourcen fiir solche Ziele problemlos zu mobilisieren sind.
Europa und die NATO kénnten beispielhaft vorangehen.

Bisher akzeptierte oder tolerierte die Bevolkerung in den meisten Lin-
dern der Welt die Riistungspolitiken ihrer Regierungen. Damit wurde eine
vermeintliche oder reale Sicherheit der Nationen und somit der eigenen
Familie gewihrleistet. Corona hat das gedndert. Jetzt geht es — auch bei der
physischen Unversehrtheit der/s Einzelnen — nicht mehr um Schutz und
Abwehr durch Waffen. Es geht um soziale Sicherheit. Ja, es soll weiter auf-
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geriistet werden! Ziel soll aber nicht das Militir sein, sondern die Gesund-
heitssysteme, die Pflegeeinrichtungen, die Daseinsvorsorge insgesamt.

Die von einigen deutschen Politiker*innen vertretenden Positionen,
eine weitere Militarisierung der AufSenpolitik durch noch schlagkriftigere
Armee-Einheiten zu begriinden, zeugt darum von wenig Lernfihigkeit
und geht in die vollig falsche Richtung.

Ubrigens: Den Klimawandel kann man auch nicht wegbomben.

Erforderlich ist heute vielmehr, fiir eine auf militirische Abriistung
bedachte neue internationale Sicherheitsarchitektur einzutreten. Warum
den Aufruf des UN-Generalsekretirs Antonio Guterres zu einem soforti-
gen weltweiten Waffenstillstand weiter verhallen lassen? Um danach dem
Virus mutig und entschlossen auf Augenhdhe zu begegnen: Eine umge-
hende Umwidmung der Hilfte der weltweiten jihrlichen Riistungsaus-
gaben fiir die globale Gesundheitsversorgung und Pandemiebekimpfung
konnte das erméglichen. Wer das Militérische liebt, darf dabei gerne von
der Mutter aller Schlachten reden und fiir den Sieg gegen Covid-19 kimp-
fen. Hollywood wire begeistert!

In der internationalen Politik liegt es ebenfalls an uns, den nichsten
richtigen Schritt zu tun: Sofortige, niedrigschwellige Lizenzen und die
ziigige Aufhebung der Patentrechte fiir Impfstoffe wiirden nicht nur die
Pandemie beenden, sondern gleichzeitig die Uberlegenheit internationaler
Zusammenarbeit bezeugen. Ein Schuldenerlass und ein globaler Marshall-
plan fiir die &rmsten und am stirksten von der Pandemie betroffenen Lin-
der, wie ihn bereits mehrere internationale Organisationen fordern, sollte
schnell folgen. Allein um mit der Coronakrise fertigzuwerden, haben nach
Schitzungen des Internationalen Wihrungsfonds (IWF) die Linder des
globalen Siidens einen zusitzlichen Finanzierungsbedarf von 2,5 Billio-
nen US-Dollar. Es braucht ein gemeinsames Finanzierungsprojekt und
internationales Vorgehen. Dazu gehéren neben einer Regulierung der in-
ternationalen Finanzmirkte ein globales Staateninsolvenzverfahren fiir
besonders gefihrdete Entwicklungslinder, Steuern fiir multinationale
Unternehmen, die Unterstiiczung beim Aufbau effizienter Steuersysteme,
die Bekimpfung illegitimer Finanzfliissse und die Trockenlegung von
Steueroasen sowie die Bereitstellung von Geldern fiir die Klimaanpassung.
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Die einzigen Grenzen, tiber die wir zu verhandeln haben, sind die Blo-
ckaden, die mehr internationale Abstimmung, Integration und Hilfe ver-
hindern.

Leitplanken fiir eine kluge Au8enpolitik:

+ Sofortige, niedrigschwellige Lizenzvergabe und ziigige Authebung der
Patentrechte fiir Corona-Impfstofte

+ Einrichtung eines globalen Patentpools bei der Weltgesundheitsorga-
nisation WHO

+ Aufbau eines globalen Fritherkennungssystems der Seuchenprivention

¢ Verbesserung von Daten- und Preistransparenz fiir medizinische For-
schung, Entwicklung und Verkauf; sozialvertrigliche Lizenzierung von
offentlich geférderter Produktentwicklung

+ Forderung einer neuen, auf Kooperation ausgerichteten internationa-
len Sicherheitsarchitektur, Aufbau einer europiischen Armee; Abriis-

tung durch die NATO

+ Auflenpolitik als Weltinnenpolitik mit Fokus auf Seuchenprivention,
globale Daseinsvorsorge und Klimaziele

+ Einleitung eines globalen Marshallplans und Schuldenerlasses fiir die
stark von der Pandemie betroffenen Linder, Einfithrung eines inter-
nationalen Staateninsolvenzverfahrens
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Mythos #9

Wir haben keine Zeit mehr
fiir den Wandel

Seit der industriellen Revolution — dem Kapitalismus, der Moderne — ist
unser Planeten nicht mehr zur Ruhe kommen. Die weltweite Produk-
tion von Waren und Dienstleistungen, die Mobilitit von Giitern, Tieren
und Menschen, die Anzahl der Fahrzeuge sowie der Ausstof$ an Gift- und
Schadstoffen wurde ununterbrochen vermehrt, oft vertausendfacht. Die
bewegte Masse an Menschen, Natur und Rohstoffen und die Geschwin-
digkeit dieser Bewegungen sind unaufhaltsam gewachsen. Scheinbar hat
die Menschheit die Welt und damit sich selbst in einen Kreisel verwan-
delt, der sich immer schneller drehen muss, damit er nicht ins Schlingern
kommt und das Gleichgewicht verliert. Dieses ganze System ist kompro-
miss- und alternativlos auf Wachstum ausgelegt. Internationale Klima-
konferenzen oder politische Proteste wie Fridays for Future hatten wenig
Einfluss. So hat vor Corona kaum jemand damit gerechnet, dass unser
Weltkreisel abrupt gestoppt bezichungsweise fiir lingere Zeit radikal ver-
langsamt werden kénnte.

Die pandemiebedingte Entdeckung der Langsamkeit beruht nicht auf
einer Wiederaneignung oder Neugestaltung. Sie dhnelt eher einem Unfall
mit langem Bremsweg. Aber wenn der Wagen steht, denkt man nicht
gleich wieder ans Weiter, an Beschleunigung. Man holt Luft, man muss
das Geschehene verarbeiten und will es verstehen — und fragt sich, was
man hitte anders, was besser machen konnen. Die Monate der verordne-
ten Langsamkeit, die uns die Coronakrise abverlangt, brachten und brin-
gen viele zweifelsohne an die Grenzen der Belastbarkeit. Die Zeit konnte
aber fiir manche auch als eine Art Besinnungsphase genutzt werden. So
erdffnen sich Riume, um {iber unsere Welt nach Corona zu sinnieren.
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Vielleicht kénnen wir zumindest dort, wo nicht ums tigliche Uberleben
gekimpft wird, der erzwungenen Entschleunigung und dem an Einfluss
verlierenden Taktstock der Arbeit etwas Neues abgewinnen: mehr Zuwen-
dung zu Familie und Gemeinschaft sowie ein Nachdenken {iber unsere
Gesellschaft und die Zukunft nach Corona.

Die Debatten haben bereits begonnen. Manch/e Mut- oder Fantasie-
lose*r hilt die Riickkehr eines Raubtierkapitalismus mit sozialem Kahl-
schlag fiir unausweichlich. Andere wetten — wieder einmal — auf den bal-
digen Zusammenbruch des Kapitalismus. Letztere haben dessen innere
Verfasstheit bis heute nicht begriffen und glauben noch immer, dass sie
mit Vernunft, mit Moralpredigten oder zur Schau gestellter Betroffenheit
eine Verinderung der gesellschaftlichen Verhiltnisse erwirken kénnen.

Natiirlich gibt es an den sozialen Verwerfungen, die seit Beginn vom
Kapitalismus produziert werden, sowie an der Brutalitit der Kolonialisie-
rung, die das Entstehen der Neuzeit begleitete, nichts zu verkliren oder
zu beschénigen. Dennoch wurde mit der Moderne im Westen gleichzeitig
eine Dynamisierung wirkungsmichtig, die tiber 6konomisches Wachstum,
technologische Innovation und soziale Mobilititssteigerungen vielfiltige
Fortschrittshoffnungen nihrte und nihre. Diese neue Epoche wurde stetig
als sptirbare Erh6hung individueller Autonomie wahrgenommen. Weder
Kénig noch Kirche oder die Natur konnten fortan die eigene Lebensfiih-
rung vorschreiben. Die Menschen machten sich »die Erde untertan« und
wurden von der Natur (scheinbar) unabhingig. Missernten, Diirren oder
Krankheiten waren nicht mehr lebensbedrohend. Langsam, aber konti-
nuierlich wuchs das Angebot an Giitern und Lebensoptionen. Jetzt, da
wir vom Virus und vom Staat schwer eingeschrinkt werden, konnen wir
ein vages Gesplir dafiir entwickeln, welches Befreiungspotenzial sich hier
seinerzeit entfesselte.

Der sich durchsetzende Markt emanzipierte die Menschen von der
sozialen Abhingigkeit der Stindegesellschaft. Fiir den eigenen Wohlstand
schien vor allem die individuelle Leistung zu zihlen. Die Abhingigkeiten
von iibergeordneten Kriften und Traditionen wurden anonymer. Zwar
hatte diese Entwicklung ihren Preis: Das gute Leben fokussierte sich immer
mehr auf die marktvermittelte Befriedigung materieller Grundbediirfnisse
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und schwichte gleichzeitig die genuine Soziabilitit des Menschen. Wir
wurden zur »Markegesellschaft«. Zunehmende Freiheiten kompensierten
diesen Verlust »menschlicher Wirme« vielfiltig, gab es doch irgendwann,
bildlich gesprochen, das Versprechen auf Zentralheizung fiir (fast) alle.
Das gute Leben scheint seither vom Einzelnen selbst abzuhingen; und
solange es zum besseren Leben fiihrte oder dieses zumindest glaubhaft
versichert werden konnte, wurde und wird es wohlwollend angenommen.

Dieses Heilsversprechen auf ein selbstbestimmtes Leben scheint uni-
versell: Zahlreiche Studien zeigen, dass die Weltbevolkerung sehr dhnliche
Vorstellungen vom guten Leben hat. Die Wunschlisten fiir die Zukunft
sind iiberall fast gleich: Neben Gesundheit fiir uns und unsere Lieben,
guter Ausbildung und fairen Lebenschancen fiir unsere Nachkommen zih-
len materielle Stabilitdt, gute Arbeit und soziale Absicherung sowie sozialer
Zusammenhalt dazu, eine gesunde Umwelt und ein gewaltfreies Umfeld.
Bei dem Versuch, diese Ziele zu erreichen, zerfillt die Weltgemeinschaft
allerdings stark. Wihrend grofle Teile der Menschheit um das tigliche
Uberleben, wiirdevolle Arbeit oder ein halbwegs gesichertes Auskommen
kidmpfen, genieflen die Mittel- und Oberschichten in der ganzen Welt und
auch bei uns hohe materielle Standards. Doch auch sie beklagen eine gene-
relle Abnahme bisheriger Autonomieversprechen und die Zunahme von
aufreibenden Sachzwingen. Der Grund: Die Dynamisierung der westli-
chen Gesellschaft generierte nicht nur wirtschaftlichen Wohlstand, son-
dern fithrte auch zu starker sozialer Beschleunigung. Fiir viele scheint es
kein Rasten mehr zu geben, und obwohl Rationalisierung und Produkti-
vitit immer mehr Zeit »freisetzen«, muss das Individuum immer schnel-
ler sein, um noch am Wohlstand teilhaben zu konnen. Viele Menschen
sind zwar 6konomisch abgesichert, gut situiert oder sogar wohlhabend. Sie
haben aber nicht den Eindruck, dass sie auch ein besonders hohes Wohl-
befinden genieflen. Und jetzt sabotieren auch noch Corona und die dro-
hende Klimakatastrophe, deren Bewiltigung eben nicht mehr nur von
der/m Einzelnen abhingt, die Hoffnung auf ein gesundes und zukunfts-
festes Umfeld.

Das Versprechen auf ein selbstbestimmtes Leben ist also nicht nur
eine michtige Kraftquelle und Magie, die uns antreibt. Uns wird immer
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bewusster, dass es auf Kosten der Gemeinschaft und der Natur geht.
Selbstbestimmtes Leben wird fiir jede morgige Gesellschaft ein besonders
erstrebenswertes Ziel sein. Es muss aber mit der Gemeinschaft und Natur
in Einklang gebracht werden. Anstatt also weiter den Markt zu feiern
beziehungsweise den Kapitalismus oder das ungerechte Weltsystem zu
geifleln, sollten wir tiberlegen, ob wir heute an einem Punkt angekommen
sind, an dem wir nicht nur viel erreicht haben, sondern der es uns jetzt
erlaubt, mutig den nichsten Schritt zu gehen und eine andere Zukunft
aufzubauen, die kliiger und gerechter gestaltet ist — und darum uns und
allen guttut.

Dafiir miissten wir uns erstmals intensiv mit der Frage auseinander-
setzen, was wir eigentlich unter Wohlbefinden und Wohlstand verstehen.
Unsere heutige Idee von Wohlstand durch Wirtschaftswachstum haben wir
seit Generationen mit der Muttermilch aufgesogen, in der Schule gelernt
und an unsere Kinder weitergereicht. Sie ist aber weder gottgegeben noch
ein Naturgesetz. Sie entstand erst mit dem Siegeszug des Marktes. In der
Antike zum Beispiel wurde noch der aristotelische Ansatz der Eudaimonie,
des guten Lebens als gelingendes Handeln debattiert und eingetibt. Danach
erlangt der/die Einzelne das gute Leben nach der Befriedigung seiner/ihrer
materiellen Grundbediirfnisse und dem Erhalt seiner/ihrer Gesundheit
durch frei verfiigbare Zeir: Zeit fiir Mufe und (Selbst-)Betrachtung, fiir
zwischenmenschliche Bezichungen und Liebe sowie fiir die Teilhabe am
offentlichen Leben. Statt immer mehr haben zu wollen, ging es um das
gute Leben an sich.

Ideengeschichtlich wurden diese antiken Vorstellungen mit der Aufkli-
rung zuriickgedringt. Besonders einflussreich war hier der englische Phi-
losoph Jeremy Bentham. Wihrend Aristoteles noch glaubte, dass nur wer
gut und in Gemeinschaft lebt, auch gliicklich sein kann, meinte Bentham,
dass der/die Einzelne erst gliicklich sein muss, um gut zu leben. Bentham
popularisierte eine fast mechanische Idee vom individuellen Gliick, welches
nicht nach seiner Qualitit, sondern nur nach seiner Menge bemessen wird.
Man lebt nicht gliicklich, man hortet das Gliick — am besten tiber Waren.

Die 6konomische Gliicksformel dazu ist vermeintlich ebenso einfach
wie fiir viele bis heute giiltig: Der Markt generiert {iber eine optimale
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Ressourcenverteilung einen hohen 6konomischen und effizienten Ausstof3
an Giitern und Dienstleistungen, die den materiellen Reichtum vermeh-
ren und dessen Genuss erlauben. Der/die Einzelne befriedigt wiederum
seine/ihre personlichen Bediirfnisse dank der Angebotsvielfalt im Kon-
sum. Mehr Giiterproduktion bedeutet mehr Optionen fiir den/die Ein-
zelne*n: Je mehr produziert und konsumiert werde, umso besser gehe es
einem. Wirtschaftswachstum erhéht die individuellen Freiheitsgrade, das
subjektive Gliicksgefiihl und objektiv den Wohlstand fiir alle. Gleichzeitig
wird das gute Leben privatisiert: Jeder ist seines Gliickes eigener Schmied!

Zentraler Messindikator dieses Gliicks ist Geld beziehungsweise die
reale Kaufkraft. Folgerichtig werden zur empirischen Messung von Wohl-
stand Einkommen, Inlandsprodukt oder Konsumquoten herangezogen.
Dieser Zugang hat nicht nur zur Freude der Statistiker*innen eine hohe
Operationalisierbarkeit, sondern auch Alltagsplausibilicit: Wir kennen
besonders zu Coronazeiten das gute Gefiithl beim Erhalt des monatli-
chen — am besten regelmifig garantierten — Lohns. Aber auch das Unbe-
hagen, wenn dieser ausbleibt. Viele haben dies seit Pandemiebeginn am
eigenen Leib erlitten.

Ohne sich jemals dariiber ausgetauscht zu haben, was eigentlich Wohl-
stand bedeutet, setzen wir ihn heute jederzeit und fast an jedem Ort der
Welt mit Wirtschaftswachstum gleich. So klassifizieren wir neben persén-
lichem Gliick auch gleich das Entwicklungsniveau von anderen Staaten:
Den ersten Blick auf ein Landerprofil richten wir fast immer auf das natio-
nale Bruttoinlandsprodukt (BIP). Zahlreiche Studien, die belegen, dass
Entwicklung auch jenseits von wirtschaftlichem Wachstum entsteht und
dass selbst das Wohlbefinden des/r Einzelnen ab einer bestimmten Ein-
kommenshéhe nicht mehr proportional mitwichst — dass Lohnsteigerun-
gen also meist nur bis zum Erreichen des ersten Gehaltsplateaus gliicklich
machen —, werden von der Mehrheitsmeinung und der Politik beflissen
ignoriert.
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Neunter Schritt:
Zeit als Schllssel fir die Zukunft

Kann man Wohlstand und Wohlbefinden anders definieren und messen?
Sodass sie eine giiltige Idee fiir alle bleiben, ohne dass wir im Namen der
Nachhaltigkeit dem Darben das Wort reden beziechungsweise den Mittel-
losen dieser Welt die Perspektive auf materiellen Wohlstand verweigern —
im Sinne eines zynischen »Arm aber gliicklich«? Ein solch neues Leitbild
fiir das gute Leben muss nicht nur gedacht und politisch flankiert werden,
sondern sich auch zu kulturell abgesicherten Werten und der jeweiligen
sozialen Praxis positionieren, also auch im Alltag gefiihlt und gewollt sein.
Mit Lohn-, Genuss- oder Lustverzicht wird das kaum gehen. Darum wire
als Erstes zu kldren, was uns bei allen Unterschieden und bei aller Vielfalt
eint. Welche Referenz kann es geben, die fiir verschiedene Menschen, arm
und reich, gebildet und ungebildet, fiir Gruppen, Linder, fiir die gesamte
Welt im Alltag wie im Zukunftsstreben genauso universell giiltig ist wie
heute Geld?

Corona erteilt uns hier eine weitere Lektion. Die Pandemie zeigt uns
tiglich, wo unser aller Wohlbefinden herkommt und wann es uns fehlt.
Bei einer ehrlichen und niichternen Bestandsaufnahme kommen die meis-
ten von uns vermutlich zu folgendem Ergebnis: Zentral sind und bleiben
wirtschaftliche Absicherung und Gesundheit. Wo Ressourcen fiir eine
menschenwiirdige Grundbediirfnisbefriedigung (adiquates Einkommen
fiir Wohnung, Essen, Internet, Mobilitit etc.), fiir die Krankenversorgung
und Bildung sowie die Kinder- und Altenbetreuung fehlen, gibt es Misere,
Verzweiflung, Verwahrlosung und Gewalt, aber wenig Wohlbefinden.
Danach sind es alle Bereiche des Zusammenlebens, der Gemeinschaft, die
uns in der Pandemie abgehen: Zu nennen ist als Erstes einmal die Arbeits-
welt. Corona macht uns klar, dass Arbeit eben nicht nur Geldverdienen
bedeutet, sondern auch Momente der Verwirklichung und Anerkennung
beinhaltet. Als Nichstes ist der Verlust von Bildung und Kultur zu nennen,
der unsere Leben auf vielfache Weise irmer macht. Drittens sind es die
drastischen Einschrinkungen von sozialen Kontakten, die unertriglich
sind und Familien, Freundschaften, Menschen — auch uns — verindern.
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Als Viertes und last, but not least ist das Aussetzen der 6ffentlichen Teil-
habe zu nennen, des Engagements in Vereinen und Politik, das auf uns
lastet und weiter durch den Umstand erschwert wird, dass wir den Ein-
druck haben, zu wenig iiber die Pandemiebekimpfung mitbestimmen zu
koénnen. Genau diese vier Bereiche sind es die, die bereits Ende der 1980er-
Jahre von der Philosophin Martha Nussbaum und dem Soziologen Pier-
paulo Donati beziehungsweise von den beiden Okonom*innen Benedetto
Gui und Carole Uhlaner als die zentralen Felder identifiziert wurden, die
fur unser gutes Leben und unseren Wohlstand unabdinglich sind.

Die Wissenschaftler*innen nannten diese vier Felder »relationale
Giiter«. Zum einen, da sie fiir soziale Wesen, also fiir uns Menschen, iiber-
lebensnotwendig sind und somit jeweils ein eigenstindiges Gut darstellen.
Und zum anderen kénnen sie nur zusammen genossen werden — wie uns
Covid-19 heute jeden Tag klarmacht. Sie beruhen im Gegensatz zum Markt
und zur anonymen Solidaritit des Sozialstaates auf gegenseitigem Respekt
und sozialer Verantwortung. Anerkennung und intrinsische Motivation,
Identitit, Kommunikation, Gefiithle und Empathie sind wichtige Kom-
ponenten. Primir geht es also um genuine interpersonale Bezichungen
wie Freundschaft und Partnerschaft, Erotik, Familie, ziviles Engagement
bezichungsweise 6ffentliche und politische Teilhabe. Diese Giiter kénnen
nur im sozialen Austausch, im Miteinander, entstehen. Anerkennung auf
der Arbeit geben mir meine Kolleg*innen, Liebe erfahre ich durch meine
Liebsten. Deshalb werden diese Giiter als »relational« bezeichnet.

Mit Geld sind diese Giiter nicht zu kaufen. Doch wie werden sie fiir
uns fassbar, sodass wir sie nicht nur fithlen, sondern nachmessen und
bewerten konnen, wenn sie uns fehlen? Hier kam bereits 6fter der Vor-
schlag, Zeir als zentrale Einheit zum Messen von Wohlstand einzufiih-
ren. Auf den ersten Blick gar nicht dumm: Zeit benétigen wir nicht nur
zum Arbeiten, sondern auch zum Schlafen, fiir unsere Freundschaften,
fir Mufle etc. Manche von uns wissen das sehr genau und klagten vor
Corona hiufig, dass ihnen oft mehr Zeit als Geld fehlte. Oder eben die
Zeit, geniigend Geld zu erlangen. Zeitknappheit war vor Corona in aller
Munde, und die Verfiigbarkeit von Zeit wurde zunehmend als Lebens-
qualitit wahrgenommen.
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Man kann also argumentieren, dass es die Zeitquanten sind, die nach
einer Absicherung der natiirlichen und materiellen Grundbediirfnisse dar-
tiber entscheiden, ob wir die vier genannten relationalen Giiter erlangen
und genieflen kdnnen, ob sich also unser Wohlbefinden erhsht oder ver-
ringert. Nicht mehr Benjamin Franklins Lebensmotto »Zeit ist Geld« gilt,
dem zufolge man freie Zeit als abhingige Variable entweder durch Mehr-
arbeit, Produktivititssteigerungen oder materiellen Verzicht »kaufenc
kann. In Franklins Anschauung, die fiir die Mehrheit der Okonom*innen
bis heute Giiltigkeit hat, existiert Zeit nicht als eigenstindiger Wert. Sie
kann nur sinnvoll genutzt oder »vergeudet« werden, steht also immer in
Knechtschaft zur materiellen Sphire. Gestehe ich aber den relationalen
Giitern zu, dass sie einen originiren Anteil an meiner Lebensqualitit
haben, wird Zeit (neben Geld) zur gleichberechtigten » Zweitwihrung« von
Wohlstand.

Die Frage, wie wir leben wollen, wird zur Frage, wie wir unsere Zeit
verbringen wollen.

Um Missverstindnissen vorzubeugen: Zeit garantiert per se kein Wohl-
befinden. In unserer Arbeitsgesellschaft sind viele Erwerbslose reich an
Zeit, haben aber keine Chance auf soziale Anerkennung und Teilhabe
und leiden unter diesem Reichtum. Und manche von uns sind seit der
Pandemie vielleicht Zeitmilliondr*innen, kénnen diese Zeit aufgrund von
Isolation, Ausgrenzung und anderen Einschrinkungen aber nicht nutzen,
um andere zu treffen, um sich auszutauschen, um Kultur, Sport und ein
gutes Essen zu genieflen, also um relationalen Giitern zu frénen. Ebenso
wenig geht es um eine Entkoppelung des Wohlbefindens von der mate-
riellen Lage. Ein adidquater materieller (Einkommens-)Sockel wird immer
die Voraussetzung fiir Wohlstand sein. Wo dieser nicht existiert, schmi-
lern die oft prekiren Maglichkeiten der Existenzsicherung drastisch das
Wohlbefinden. Denn wo kein Geld ist, ist meist auch keine Zeit.

Mehr Zeit in unser Leben zu bringen hort sich vielleicht tiberzeugend
an, aber doch ein wenig abstrakt — oder gar esoterisch. Im Personlichen
und Privaten kann ich mein Zeitmanagement durchaus gestalten. Da gibt
es Yoga, Meditation, neue Formen der Arbeitsorganisation oder Lebens-
fihrung. Mit guten Ratgebern zu solchen Themen lassen sich Biblio-
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theken fiillen. Aber Zeit als Wahrung? Wenn Zeit wie Geld wirken soll,
miisste ich sie schlief$lich auch messen und vergleichen kénnen. So wie ich
die Einkommen von Menschen nicht nur in einem Land, sondern auch
zwischen Lindern vergleichen kann.

Eine originelle Antwort auf diese Frage kommt aus Ecuador. Dort hat
man die Idee von der Zeit als Wohlstandsfaktor aufgegriffen und weiterge-
tuhrt. Von versierten Expert*innen wurde eine neue Methode und Formel
entwickelt, den Zeitverbrauch eines Menschen aufzuteilen und zu messen.
Ein detailliertes statistisches Vorgehen erlaubt es, Zeit als zentrale Maf3ein-
heit von Wohlstand einzusetzen. Ziel der Ubung ist die Erstellung eines
Logarithmus, mit dem sich der Zeitaufwand mathematisch nachzeichnen
und berechnen lisst. Genau den Zeitaufwand, den Menschen neben ihrer
materiellen und biologischen Existenzabsicherung fiir den Genuss der vier
genannten relationalen Giiter aufbringen: (1) soziale Beziehungen, (2) Bil-
dung und Muf3e, (3) 6ffentliche Teilhabe und (4) selbstbestimmte Arbeit.
Mit diesem sogenannten Index des guten Lebens gelingt es zu bestimmen,
wer eine gute Lebensqualitit hat beziehungsweise wo Zeit fehlt, um diese
zu erlangen oder zu erhéhen. Zeitwohlstand wird messbar!

Der Index des guten Lebens kommt zur rechten Zeit. Leben wir heute
doch in »metrischen Gesellschaften«, wie der Soziologe Steffen Mau
die fortgesetzte Vermessung unseres »Wir« bezeichnet. Danach werden
scheinbar objektive Indikatoren immer stirker zu Orientierungspunkten
fiir individuelles und kollektives Handeln. Haben wir schon frither unsere
Lebensgewohnheiten an Werten wie Cholesterinspiegel, Blutdruck oder
Kalorien ausgerichtet, so fiihrt uns die Pandemie den Wirkungsgrad von
statistischen Kennziffern noch eindringlicher vor Augen. Jeden Morgen
blicken wir auf die neuen Inzidenzzahlen: Flacht die Kurve endlich ab?
Gilt bei mir morgen noch/wieder die Ausgangssperre? Diirfen die Kinder
in die Schule? Soll ich noch einen Tag auf den nichsten Einkauf warten?
Ab wann kann ich meinen Urlaub planen? Statistiken geben sowohl der
Politik als auch der/m Einzelnen Orientierung und sind somit bestens
geeignet, liber zentrale Referenzen die Leitlinien unseres Lebens zu beein-
flussen. Warum nutzen wir sie nicht intensiver, um uns auf das Leben von
morgen vorzubereiten?
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Stellen wir uns die Menschen mit Messgeridten am Arm vor: Thre High-
techuhren sagen ihnen nicht mehr abends, dass sie noch tausend Schritte
zu gehen haben, sondern dass dringend ein Besuch bei Oma, Buchvor-
lesen fiir die Kindern oder das nichste kulturelle Event ansteht, um das
eigene Leben zu optimieren. Hort sich an wie Zukunftsmusik? Mitnich-
ten! Der Index des guten Lebens ist nicht nur innovativ, sondern wurde
bereits getestet und zeichnet sich durch hohe Praxistauglichkeit aus. Unter
Verwendung vorhandener Landesdaten sowie eigener Haushaltsbefragun-
gen wurde diese neue Wohlfahrtsmessung in Ecuador gepriift und mit den
gingigen Wohlfahrtsmessmethoden abgeglichen.

Bei diesen Erhebungen bestitigte sich nicht nur die Umsetzbarkeit der
Messmethode. Die Studie fithrte auch zu anderen interessanten Ergeb-
nissen: Vergleicht man die Wohlstandsmessungen, die entweder mit dem
Indikator Geld oder dem Indikator Zeit arbeiten, werden signifikante
Unterschiede beim Wohlstandsverstindnis sichtbar. Einkommen verliert
seine determinierende Wirkung auf das personliche Wohlbefinden: Bei
den zeitreichsten zehn Prozent der Bevélkerung Ecuadors liegt das durch-
schnittliche Einkommen dreimal niedriger als bei den einkommensreichs-
ten zehn Prozent. Spitzeneinkommen korrelieren oft mit ausgeweiteten
Arbeitszeiten, die die Generierung relationaler Giiter stark einschrinken.
Jede Fiithrungskraft — genauso wie deren Familien — kann davon ein Lied
singen. Die Studie in Ecuador kommt zu dem fiir einkommensstarke
Schichten erniichternden Ergebnis, dass von den einkommensreichsten
20 Prozent Ecuadors gerade einmal ein Sechstel zu denen gehort, die den
hochsten Stand an Zeitwohlstand erreicht haben. Geld allein macht nicht
gliicklich. Und beruhigt auch nicht immer das Gewissen.

Die Studie Ecuadors zum Zeitwohlstand hat noch andere Erkenntnisse
ans Licht gefordert: Im Durchschnitt verfiigt die gesamte Bevolkerung
in dem Andenland gerade einmal tiber elf Jahre Zeitwohlstand; das sind
rund 14 Prozent ihrer Lebenszeit. Es lassen sich signifikante Ungleich-
heiten beobachten: Die zeitreichsten zehn Prozent verfiigen wochentlich
tiber 16-mal mehr Zeit fiir gutes Leben als die zehn zeitirmsten Prozent.
Am grofSten ist diese Diskrepanz bei der Teilnahme am 6ffentlichen Leben
und an der Politik: Das oberste Zehntel partizipiert hier tiber 35-mal
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mebhr als das unterste. Wir sehen: Demokratie braucht nicht nur Freiheit
und Gleichheit, sondern auch Zeit — und materielle Absicherung. Nicht
Gleichheit durch Freiheit, sondern Freiheit durch Gleichheit ist das Dik-
tum, das Demokratie und Wohlstand garantiert.

Als besonders hemmend fiir eine Ausweitung des Zeitwohlstands wur-
den zwei Faktoren identifiziert: erstens prekire Arbeitsbedingungen. So
muss ein grofler Teil der erwerbstitigen Bevolkerung Ecuadors niedrig-
qualifizierte und zeitintensive Arbeiten ausiiben, die die Existenzsicherung
mehr schlecht als recht gewihrleisten und kaum Raum zur Generierung
relationaler Giiter geben. Dieser Befund trifft auch auf Deutschland zu:
Mehreren Studien zufolge nimmt die empfundene Lebenszufriedenheit
von Menschen in atypischen, also prekiren Arbeitsverhiltnissen signifi-
kant ab. Diese Arbeitsformen haben sich in den letzten 25 Jahren bei uns
mehr als verdoppelt; heute arbeitet rund ein Drittel der Erwerbstitigen
unter solchen Bedingungen. Die Lebensqualitit ist fiir diesen Anteil der
deutschen Bevolkerung niedrig beziechungsweise hat sich spiirbar ver-
schlechtert. Vermutlich findet sich hier eine der Begriindungen fiir das
Erstarken rechtspopulistischer Bewegungen und Politiken.

Zweitens und eng damit verflochten sind verschiedene — zum Beispiel
geografisch, geschlechtlich oder ethnisch begriindete — Exklusions- und
Diskriminierungsformen zu nennen, die vorhandene soziale Ungleich-
heiten vertiefen und so gegenseitige Anerkennung und die Generierung
relationaler Giiter behindern. Auch hier miissen wir leider feststellen, dass
die Griben zwischen verschiedenen Bevélkerungsgruppen in Deutsch-
land seit Corona deutlich tiefer geworden sind.

Die lateinamerikanische Piloterhebung dokumentiert deutlich, wie
sich mit dem Messen von Zeitwohlstand unsere Bewertungen von Wohl-
stand und Wohlbefinden und somit auch unsere Handlungs- und Ver-
haltensoptionen verindern konnen. Doch die empirische Nachzeichnung
und Darstellung der Verteilung von gesellschaftlichen Zeitressourcen
kann noch mehr: Sie plausibilisiert nicht nur notwendige Mafinahmen
fiir mehr Zeitwohlstand, sondern hilft zusitzlich, ein neues Politikfeld zu
erschlieflen, welches uns zu mehr Zeit und somit zu mehr nachhaltigem
Wobhlstand verhelfen kann: Die Rede ist von Zeizpolitik.
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Wem die Stunde schldgt - hohe Zeit fiir Zeitpolitik

Auch wenn es uns heute ganz anders vorkommt: Genauso wenig wie die
Wirtschaft oder das Geld ist Zeit eine gottgegebene Ressource oder ent-
spricht einem Naturgesetz. Sie ist menschengemacht. Zeit ist keine phy-
sikalische oder naturalisierte Grofle, wie es uns Naturwissenschaften oder
Teile der Philosophie bis heute glauben machen. Vielmehr handelt es sich
um eine iiber vier Jahrtausende der Menschheitsgeschichte geschaffene
soziale Institution.

Historisch begann die Entwicklung unseres heutigen Zeitregimes mit
der Staatswerdung der Gesellschaften. Die Einfithrung von neuen Zeit-
messmethoden und -geriten erlaubte zunehmend Orientierung, Koor-
dinierung und Optimierung sozialen, wirtschaftlichen und politischen
Handelns. Gleichzeitig dynamisierte, rationalisierte und disziplinierte
die Zeitmessung die neu auftauchenden Organisationsformen menschli-
chen Zusammenlebens. Eine genauere Messung der Arbeitszeit beforderte
sowohl die Verallgemeinerung der Lohnarbeit wie auch die siduberliche
Trennung der Arbeitszeit von der Lebenswelt, die Arbeit vom Privaten.
Zweifelsohne war die neue Zeitmessung ein wichtiger Geburtshelfer des
modernen Kapitalismus.

Heute wirkt Zeit so perfide, dass sie uns als etwas Aufleres entgegentritt.
Ehemals als Instrument fiir eine bessere Abstimmung des Zusammen-
lebens erdacht, scheint Zeit — zum Beispiel iiber scheinbare Knappheit
oder Beschleunigung — heute fiir viele zum autonomen Taktstock person-
licher und gesellschaftlicher Entwicklung geworden zu sein. Die Kate-
gorie Zeit wurde nach Norbert Elias tiber »die Verwandlung des Fremd-
zwangs der sozialen Zeitinstitution in ein das ganze Leben umgreifendes
Selbstzwangmuster« transformiert. Auch die vor der Pandemie von vielen
beklagte Beschleunigung, das Gefiihl, nur noch durchs Leben zu hetzen,
erscheint wie alle Zeitnormen als objektiv und wird weitgehend nicht als
sozial konstruiert, also als menschengemacht, erlebt.

Erinnern wir uns an unseren letzten Auslandsurlaub: Zeit hat in ver-
schiedenen Lindern und Gesellschaften sehr unterschiedliche Eigenschaf-
ten, manchmal bezaubernd, manchmal nervend. An verschiedenen Orten
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»ticken die Uhren anders« — physikalisch eigentlich unméglich. Auch die
neue Entdeckung der Langsamkeit, wie wir sie dank Corona gerade erle-
ben, macht den sozialen Charakter von Zeit wieder sichtbar. Zeit ist eine
dynamische Kategorie, die nicht nur von Menschen gemacht wurde, son-
dern weiter gestaltbar bleibt. Und mit der Erkenntnis, dass die Verfigung
tiber Zeit einen empirisch nachweisbaren Einfluss auf personliches und
gesellschaftliches Wohlbefinden hat, scheint die gestalt- und messbare Zeit
ein idealer Faktor zu sein, um Wohlstand beziehungsweise Lebensqualitit
jenseits des Materiellen neu zu bestimmen.

Aus dem Konzept und dem Messen von Zeitwohlstand ldsst sich also
ein konkretes Programm fiir die Politik ableiten: aktive Zeitpolitik. Also
eine Politik, die versucht, bewusst, 6ffentlich und partizipativ auf die
nahriumlichen zeitlichen Strukturen der alltiglichen politischen, 6kono-
mischen sowie lebensweltlichen Bedingungen der Menschen Einfluss zu
nehmen. Mit der Einbeziehung von Umweltfaktoren in die Wohlfahrts-
messung wiirde dieses Konzept als nichsten Schritt die Formulierung
sozialokologischer Richdlinien erlauben, die uns helfen, Politiken gegen
den Klimawandel mehrheitsfihig zu machen und anzustof3en.

Fiir eine erfolgreiche Zeitpolitik muss allerdings das Verstindnis der
Zeit als soziale Konstruktion ernst genommen werden: Sie darf sich nicht
nur auf strukeurelle Flankierungen, institutionelle Ziele oder Diskurse
stiitzen. Sie muss unsere lebensweltliche Praxis im Blick haben und dafiir
Sorge tragen, dass Instrumente und MafSnahmen fiir ein neues Zeitregime
kulturell und als Alltagspraxis Resonanz erfahren. Zeitpolitik muss von
uns als Einzelnen personlich gewollt, angenommen und im Handeln um-
gesetzt werden. Zeitpolitik hat darum gleichzeitig auf zwei ineinander-
greifenden Ebenen stattzufinden: erstens iiber institutionelle Setzungen,
zum Beispiel staatliche Programme, sowie zweitens durch die gesellschaft-
liche Offnung neuer Riume der lebensweltlichen Erméglichung, die zeit-
liche Selbstbestimmung sowie die Beziehung zwischen Menschen und
Natur im Blick haben.

Auf der Ebene des Staates gibt es zahlreiche Handlungsoptionen, ohne
dass gleich ein Zeit- bezichungsweise wie in Bhutan ein Gliicksministe-
rium eingerichtet werden muss. Zeit ist nicht isolierbar, sondern tiber-
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lappt viele Bereiche des Politischen und Privaten. Sie muss fiir Institutio-
nen ressortiibergreifend gedacht und eingesetzt werden und sich parallel
auf gesellschaftlicher Ebene mit dem Alltag aller bezichungsweise den
sozialen Praktiken verschrinken. Gestaltungsmafinahmen fiir eine neue
Zeitpolitik kénnen iiber Beteiligungsangebote potenziert werden. Biir-
gernahe und bediirfnisorientierte Planung hilft, neue Initiativen fiir eine
stirkere Institutionalisierung vorzubereiten. Eine so gestaltete Zeitpolitik
kann die kulturellen Werte schaffen, die in eine sozial und &kologisch
vertrigliche Lebensqualitit und in einen Alltag des guten Lebens fiir alle
miinden. Zwei Richtungen sind dafiir zielfithrend: Sie muss zum einen
dafiir sorgen, dass quantitativ gentigend Zeit gewihrt werden kann, damit
zum anderen gualitativ hochwertig relationale Giiter generiert und genos-
sen werden konnen.

Dank der obigen Prizisierung der relationalen Giiter lassen sich die
Ansatzpunkete fiir eine Zeitpolitik klar umreiffen: Zeitwohlstand kann ein-
mal durch (1) die Stirkung sozialer Bezichungen erreicht werden. Zusitz-
lich geht es um (2) Mufle und Bildung, (3) die Teilhabe an Politik und am
offentlichen Leben sowie (4) die Herstellung sinnstiftender Arbeitsbedin-
gungen und die Verringerung von sozialen Ungleichheiten. Im Folgenden
soll anhand dieser vier relationalen Giiter noch einmal iiberblicksartig
vorgestellt werden, wie eine postpandemische Zeitpolitik mit einfachen
Mafinahmen gesellschaftlich verankert und verbreitet werden kénnte.

(1)

Freundschaft, Pflege und Betreuung

Natiirlich beférdern zwischenmenschliche Kontakte nicht prinzipiell
Wobhlsein. Es gibt keinen Zweifel, dass reproduktive T4tigkeiten, also Care-
Arbeiten, wie zum Beispiel Kinder- oder Altenpflege, stark fordernd sind.
Eine Auslagerung an professionelle Dienstleister kann da auch gliicksfor-
dernde Momente schaffen. Die Schwere der privaten Belastungen durch
Pflege oder Betreuung sind meistens mit der Frage der eigenen materiel-
len Lage verbunden. Kinderbetreuung oder Altenpflege sind auch deshalb
anstrengend, weil sie zeitaufwendig sind, wenig anerkannt werden und
auf Kosten anderer Lebensbereiche wie der beruflichen Karriere gehen.
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Hier hilft eine breite Daseinsvorsorge fiir alle, privaten Versorgungsstress
abzubauen.

Uber mehr Gemeinwohl kann eine Verbesserung der Work-Life-Balance
oder der Vereinbarkeit von Beruf und Familie massiv gestirkt werden. Bis-
herige Vorschlige greifen viel zu kurz. Sie setzen die seit Corona abschmel-
zende Trennung von Erwerbsarbeit und reproduktiven Tétigkeiten voraus
und zielen oft auf Employability ab, bei der die Selbstoptimierung der
Erwerbstitigen oder der erfolgreiche Umgang mit Arbeitsintensivierung
im Vordergrund steht. Work-Life-Balance thematisiert die lebensweltliche
Seite, also den Alltag der/s Einzelnen oder von Familien primir fiir eine
Steigerung ckonomischer Effizienz. Nicht hinterfragt wird oft, wie die
notige Care-Arbeit selbst organisiert ist und wer sie ausiibt. Die meisten
Positionen zu diesem Thema blenden auflerdem aus, dass der Erfolg ihrer
Rezepte darauf ausgerichtet ist, nationale Wettbewerbsvorteile zu schaffen.
So sollen auch Unternehmer*innen tiberzeugt werden, sozialfreundliche
Arbeitsflexibilisierungen zu unterstiitzen. Mehr Wettbewerbsfihigkeit bei
uns durch optimierte Work-Life-Balance bedeutet aber nichts anderes als
eine Verschlechterung der Work-Life-Balance bei anderen.

Zeitwohlstand setzt den Hebel woanders an: Weg und Ziel sind eine
gesellschaftliche Aufwertung von Betreuung und Pflege. Denn Betreu-
ungszeit ist genau die Zeit, die fiir ein relationales Gut aufgewendet wird,
also Wohlbefinden férdern kann. Wenn sich tibermorgen ein flotter Sport-
wagenfahrer und ein Vater mit drei Kindern auf der Straf3e treffen und der
Erste nicht mehr bestaunt, sondern bedauert wird, weil er zu (zeit)arm ist,
um drei Kinder zu betreuen, der Vater aber fiir seinen enormen Reichtum
begliickwiinscht wird, haben wir genau diesen Zustand erreicht.

Einige werden jetzt die Nase riimpfen, weil sie bereits auf ihren nichs-
ten SUV sparen. Das sei ihnen gegonnt, und mit einer entsprechend
klugen Besteuerung konnen sie trotzdem ihren Beitrag fiir die Umwelt,
die Gesellschaft oder die erwihnten drei Kinder leisten. Natiirlich wird
es dauern, bis sich in der heute stark feminisierten Care-Arbeit und in
privaten reproduktiven Titigkeiten das minnliche Geschlecht gleichbe-
rechtigt engagiert. Die Pandemie hat hier sogar regressiven Charakter und
fordert tradierte Rollenbilder. Es geht um nichts weniger als um einen
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kulturellen Wandel. Der muss reifen. Die Machos dieser Welt kénnen
sich zwischenzeitlich mit der Frage beschiftigen, warum eine so-jihrige
Frau hierzulande heute durchschnittlich etwa fiinf Jahre linger lebt als ein
gleichaltriger Mann. Schafft die weibliche Lebenspraxis und -erfahrung
doch mehr Wohlbefinden?

Zeitpolitik kann helfen, solche Lebenspraxis stirker zum Alltag fiir
alle zu machen. Eine der grofiten Herausforderungen besteht darin, tiber
offentliche Flankierungen und staatliche Leitplanken Care-Titigkeiten so
aufzuwerten, dass die Elternrolle sowie Kranken- beziechungsweise Alten-
pflege mit der Erwerbstitigkeit und den Anforderungen der Geschlech-
tergerechtigkeit in Einklang gebracht werden. Institutionell sind zum
Beispiel die Anpassung und Erweiterung der 6ffentlichen Infrastrukturen
(bessere Kinderbetreuung und Altenpflege, aber auch Abstimmung von
Arbeits-, Schul- und Kinderbetreuungszeiten etc.) sowie die sozialpoliti-
sche Flankierung von reproduktiven Titigkeiten (wie eine stirkere ideelle
und materielle Anerkennung eigener Pflegeleistungen, mehrmonatige,
nicht karrierchemmende Eltern- oder Pflegezeiten beider Partner*innen
usw.) bedeutsame Schritte nach vorne.

Die Frage, warum Menschen, denen man seine Kinder oder auch Alte
anvertraut, viel weniger Geld erhalten als jene, denen man sein Geld anver-
traut, wird uns seit Pandemiebeginn tiglich neu gestellt. Aber wir haben
bereits gesehen, Corona legt nicht nur einen Finger in die Wunde, sondern
zeigt auch Losungen auf. Reproduktive Titigkeiten sind heute weltweit
materiell und zeitlich entwertet. Sie miissen gesellschaftlich und politisch
endlich vollwertig geachtet und anstindig bezahlt werden. Die Anerken-
nung dieser Berufe als »systemrelevant« war ein erster, noch sehr zaghaf-
ter Schritt in diese Richtung. Das Klatschen fiir unsere Coronaheld*innen
klingt heute schon hohl. Damit es nicht héhnisch wirke, sollten wir end-
lich alle einen Beitrag leisten, um unsere Daseinsvorsorge in allen wich-
tigen Bereichen beruflich, materiell und ideell aufzuwerten, besonders in
der Pflege, Betreuung und Bildung.
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(2)
MuRe und Bildung: Chillen lernen

Personliche Entspannung durch selbstbestimmte Zeit wird sehr unter-
schiedlich ausgetibt. Hingt doch das subjektive Wohlbefinden weitge-
hend von der/m Einzelnen und ihrem/seinem Kontext ab. Mufie kann
jemand durch einen Actionfilm erfahren, wihrend andere durch sport-
liche Titigkeiten, Musik, Tanzen, Sport oder ein Buch entspannen. Ver-
schiedene Formen von Muf3e oder freier Zeit sollten prinzipiell nicht als
kulturell hoher oder niedriger gewertet werden. Wichtig scheint aber
der Hinweis, dass mit zwischenmenschlichem Kontakt verbrachte Zeit —
etwa mit Freunden im Fuf$ballstadion oder beim Konzertbesuch — beson-
ders intensiv Wohlbefinden férdert. Unsere erzwungene Isolation durch
Covid-19 machte uns das sehr schmerzhaft bewusst.

Viele Studien belegen, dass tiglich vier Stunden Fernsehen oder Chat-
ten in den sozialen Netzen deutlich weniger Zufriedenheit schaffen als
eine kollektive Erfahrung auf der Arbeit oder die Freizeitgestaltung in der
Gruppe. Die Hirnforschung hat herausgefunden, dass vor allem interper-
sonelle Ereignisse — also das reale Zusammensein mit Menschen — inten-
sive Geddchtnisspuren hinterlassen. Bei alleine »konsumierten« Kon-
takten, wie zum Beispiel bei Facebook, ist das weniger der Fall. Darum
generiert sich Wohlbefinden auch nicht unbedingt durch ein méglichst
hohes Quantum an einkaufbarer Freizeit oder an Konsum. Ohne ent-
sprechende zwischenmenschliche Kontexte kann freie Zeit sogar Unzu-
friedenheit und Langeweile schaffen. Also Zeit, die oft zur Freude der
Konsumindustrie »totzuschlagen« ist.

Mufe schafft Wohlbefinden. Zur Stirkung der personlichen und kol-
lektiven Zeitkompetenz sollte sie darum auch 6ffentlich eingeiibt werden.
Somit kommt der (Aus-)Bildung von der Vor- bis zur Hochschule eine
zentrale Bedeutung zu. Denn Chillen muss gelernt sein.

Ausbildungseinrichtungen prigen neben Familie und Arbeit unseren
Umgang mit Zeit besonders stark. Hier werden wir bereits als Kinder
trainiert, frith aufzustehen, Piinktlichkeit ernst zu nehmen, Aufgaben in
einer vorgegebenen Zeitspanne zu erledigten. Hier liegt eine besondere
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Verantwortung bei der Bildungspolitik. Sie muss das stirker thematisie-
ren. Bildung sollte eine weitergehende Integration von Praxis und Theo-
rie (Fichern) erlauben, die auch gesellschaftliche Routine und Einsichten,
soziales Lernen, Kommunizieren sowie einen anderen Umgang mit freier
Zeit und der Umwelt erméglicht. Also tiber einen generalisierenden Blick
fiir Zusammenhinge eine »iibersichtliche Darstellung« schaffen, wie sie
sich der Philosoph Ludwig Wittgenstein einst vorstellte.

Konkret: Wie wire es mit einem Studium generale mit verpflichtenden
Modulen zu Ethik, Zeitwohlstand und Gemeinwohl — nicht nur fiir die
Universitaten?

Doch in vielen Lindern und gerade auch in Deutschland sind es die
Mittelschichten selbst, die, von tiberzogenen Abstiegsingsten geplagt, auf
statussichernde, meist stark leistungsorientierte Qualifikationsmafinah-
men pochen und dariiber Lockerungsiibungen im Zeitregime beziehungs-
weise eine Ausweitung des Zeitwohlstands abblocken. Der Hinweis, dass
der bisherige Status quo allein mit Blick auf den Klimawandel fiir unsere
Kindeskinder so nicht mehr gehalten werden kann, ist vielleicht hilfreich
fir eine Neubewertung. Unser Leben braucht in Zukunft mehr Zeitwohl-
stand fiir alle, wenn es denn ein gutes Leben geben soll.

(3)

Das offentliche Leben schadtzen lernen

Die aristotelische Masterkategorie des guten Lebens ist die politische Teil-
habe am 6ffentlichen Leben. Bemerkenswerterweise ist Studien zufolge
der Genuss dieses relationalen Gutes weltweit stark gesunken. Das heifit,
die Bereitschaft fiir politisches Engagement hat signifikant abgenommen.
Politikverdrossenheit und -miidigkeit sind Phinomene, die allerorten dis-
kutiert werden. Die jiingsten Proteste der »Querdenker« gegen die Pan-
demiemafinahmen haben zwar viele auf die Straf§e gebracht, aber wenig
Debatten um politische Alternativen entfacht. Héchstens zur materiellen
Absicherung oder Verbesserung der eigenen Position scheinen Menschen
in groflerem Umfang politisch aktiv zu werden. Wie wir in jlingerer Zeit
wieder erfahren mussten, nicht nur durch Arbeit und Pflichterfiillung,
sondern auch durch »Vetternwirtschaft« und Korruption.
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Die zentrale Bedeutung, die der Kategorie Zeit fiir die Demokratie
zukommt, ist noch unterthematisiert: Auf der einen Seite sehen sich
demokratische Willensbildungsprozesse zunehmend Anfechtungen aus-
gesetzt, da sie per se ein Verlangsamungsprozedere sind. Die Pandemie hat
das sehr deutlich gemacht: Schnelles Handeln war nétig und wurde auf
die Exekutive konzentriert. Wissensbasierte MafSnahmen waren erforder-
lich und haben einem kleinen Kreis an Virolog*innen grofen Einfluss auf
Politik und Offentlichkeit verschafft. Dariiber verstirken sich Tendenzen
der Machtkonzentration, der Exklusion und Elitenbildung. Das provo-
ziert Legitimationsverluste fiir die Demokratie und férdert Polarisierung.

Zum anderen {iberfordern Modelle der direkten, partizipativen oder
deliberativen Demokratie wie auch soziale Bewegungen hiufig Menschen
mit weniger Zeitressourcen und konterkarieren ihr originires Ziel einer
breiten Beteiligung. Eine Aufwertung der Teilhabe am 6ffentlichen Leben
hilft, diese Dilemmata abzubauen. Die politische Férderung des Ehren-
amts, wie wir sie in Deutschland kennen, ist sicherlich [6blich, aber kaum
ausreichend. Wer findet ein Amt schon sexy oder wiirde es mit Genuss
in Verbindung bringen? Nur eine lebensweltlich erfahrbare und geniefi-
bare Form der Teilhabe, in der Zeitgestaltung eigenverantwortlich und
ganz konkret organisiert wird, kann ein zentraler Hebel sein. Dies betrifft
sowohl staatliche als auch gesellschaftspolitische Ebenen. Als Erstes aber
miissen sich die Institutionen der politischen Reprisentanz, allen voran
die Parteien, sowie die Gewerkschaften und (Berufs-)Verbinde endlich
erneuern und verjiingen.

(4)
Arbeitszeitverkirzung:
Konigsweg fiir ein gutes Leben?

Es ist allgemein anerkannt, und jede/r von uns kann es unter Coronabedin-
gungen erneut bestitigen: Sinnstiftende Arbeit ist elementar fiir ein gutes
Leben. Es gilt, die Arbeitsbedingungen selbst zu verbessern, damit Arbeit
eine Quelle des Wohlbefindens werden kann. Doch heute gehen bessere
Arbeitsbedingungen und hohere Einkommen oft mit lingeren Arbeitszei-
ten und so mit einem Verlust von Zeitwohlstand einher. Die Rechnung ist
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einfach: Lange Arbeitszeiten reduzieren den Zeitwohlstand, oft auch den
sozialen Zusammenhalt und somit insgesamt die Lebensqualitit. Nicht zu
vergessen die Lebenserwartung: Eine aktuelle Studie der Weltgesundheits-
organisation (WHO) und der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO)
kommt zu dem Ergebnis: Wer mehr als 40 Stunden pro Woche arbeitet,
hat ein deutlich héheres Risiko, schwer zu erkranken oder zu sterben.

Darum ist die Gestaltung von Arbeitszeit eine der wichtigsten Kom-
ponenten, mit der Zeitwohlstand fiir alle erhéht werden kénnte. Ein
Konigsweg ist die Arbeitszeitverkiirzung. Die historischen Erfahrun-
gen der industriellen Nachkriegsgesellschaften dokumentieren eindriick-
lich, dass Arbeitszeitverkiirzungen mit hoher 6konomischer Produktivi-
tit einhergehen kénnen und gleichzeitig ungewollte soziale Probleme wie
Massenarbeitslosigkeit vermeiden oder eindimmen helfen. Bisher waren
diese Dynamiken immer dem Wirtschaftswachstum verpflichtet. Mit
einem verinderten Zeitregime und einem stirkeren Akzent auf relationa-
len Giitern sowie 6kologischen Belangen kdnnte sie aber auch andere Ziele
anstreben, wie zum Beispiel bessere Arbeitsbedingungen oder ressourcen-
schonenderes Wirtschaften, ohne die erlangten materiellen Standards zu
senken. Verschiedene Berechnungen zeigen zum Beispiel, dass bei uns die
Arbeitszeit bis 2035 um 15 Prozent sinken kénnte, ohne zu gréfleren mate-
riellen Einbuflen zu fiihren.

Allerdings handelt es sich bei Themen rund um die Arbeitszeitverkiir-
zung um ein hochkomplexes, schwer umkidmpftes und machtdurchsetz-
tes Feld, welches auf Impulse zur Verinderung der Zeitregime nur trige
oder gar nicht reagiert bezichungsweise diese abwehrt. Obwohl arbeits-
politische Fragen in vielen Lindern originir in der Verhandlungsauto-
nomie zwischen Unternehmen und Gewerkschaften liegen, hat der Staat
selbst vielfiltige Moglichkeiten bei der Gestaltung von Arbeitszeiten. So
konnte er die aktuelle Phase des Homeoffice nutzen, um iiber den norm-
setzenden offentlichen Dienst zeitpolitische Maffnahmen breitenwirksam
in die Arbeitswelt einzufithren. Vorschlige sind die »kurze Vollzeit fiir
Alle«, »Lebensarbeitszeitkonten«, mit Blick auf Vereinbarkeit von Beruf
und Familie noch zu wenig ausgereizte » Teilzeitgesetze« oder Rechte auf
temporire Freistellungen: Sie wiirden erlauben, Arbeitszeiten den person-
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lichen Bediirfnissen und der biografischen Situation anzupassen. Studien
aus verschiedenen Lindern belegen, dass bereits heute viele Arbeitneh-
mer*innen statt mehr Geld mehr freie Zeit als Leistungsanreiz bevorzugen.

Insbesondere die in einen kurzen Lebensabschnitt zusammengedring-
ten Aktivititen beruflicher Karriereplanung, Familiengriindung, Zu-
kunftsabsicherung, die bei vielen zu einer rastlosen Rush Hour of Life
werden, konnten durch neue Zeitpolitiken entzerrt werden. Sie wiirden
die bis heute tradierten Modelle der hiuslichen Arbeitsteilung und das
Leitbild des biografischen Nacheinanders (Jugend — Erwerbstitigkeit —
Alter), welches in der mittleren Lebensphase fast zwangsliufig starken
Stress verursacht, aufbrechen und neue Muster des zeitlichen Neben- und
Miteinanders entwickeln helfen. Eine solche Zeitpolitik muss sowohl die
Gestaltung der formellen Erwerbsarbeit als auch der hiuslichen Arbeit,
der produktiven wie der reproduktiven Tidtigkeiten gleichberechtigt be-
werten. Hier sind nicht zuletzt auch Regelungen der Lebensarbeitszeit be-
zichungsweise der Versorgungs- und Rentenanspriiche oder Altersteilzeit
konkrete Instrumente zur Férderung von Zeitwohlstand.

Auf der gesellschaftspolitischen Seite bleiben die Gewerkschaften die
politisch wichtigsten Akteurinnen zugunsten einer Arbeitszeitverkiirzung.
Diese hingen traditionell einem materiellen Wohlstands- und Wachs-
tumsmodell an. Nicht grundlos: Seit den 1990er-Jahren hat der Anteil
der Lohnsumme am Bruttoinlandsprodukt in allen Regionen der Welt
abgenommen, was mit einer relativen Verschlechterung der materiellen
Lage der Erwerbstitigen einhergeht. Heute wird in den meisten Teilen
der Welt nicht weniger, sondern wieder mehr gearbeitet; gleichzeitig ist
mehr als die Hilfte aller global Erwerbstitigen in prekiren Verhaltnissen
und ohne entsprechende soziale Absicherung beschiftigt. Besonders die
Belastungen fiir Frauen sind signifikant gestiegen.

Zumindest in den Industrienationen mit mittleren und hohen Ein-
kommen scheint es aber fiir Gewerkschaften lohnenswert, genauer zu
priifen, wie breit der Resonanzboden fiir neue (nicht materielle) Wohl-
fahrts- beziehungsweise Zeitpolitiken ist. Diesen Trend haben die Gewerk-
schaften bisher ebenso vernachlissigt wie die Option, in den westlichen
Lindern mit ihren relativ starken Mittelschichten als Pionierinnen mit
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neuen Leitbildern des guten Lebens voranzugehen und diese zu populari-
sieren. Wiirde Zeitwohlstand als Wohlfahrtsdimension an Anerkennung
gewinnen und als Wohlstandsindikator eingesetzt, wiirde Arbeitszeitver-
kiirzung als politische Forderung enorm an Attraktivitit gewinnen — und
zum Mobilisierungsmoment werden. Gewerkschaften konnten dann statt
um weniger Arbeit fiir Vollbeschiftigung um mehr Zeit fiir eine héhere
Arbeits- und Lebensqualitit ringen. Dann stiinde mehr Wohlstand fiir
alle zur Debatte, nicht das defensive und Geschlechterzuschreibungen
zementierende »Samstag gehdrt Vati mir«. Leistungen und Produktivitits-
zuwichse wiirden weiter »entlohnt«: nur nicht mehr allein iiber hoheres
Einkommen, sondern auch iiber Zeitzuwachs fiir nichtmaterielle Wohl-
fahrtsformen.

Dass sich die Idee des Zeitwohlstandes und eine neue Zeitpolitik, wie
sie hier in Ansitzen skizziert wurde, vor Corona noch nicht breitenwirk-
sam durchgesetzt hat, ist wenig verwunderlich. Schlieflich stiitzen die
tradierten Zeitregime iiberaus komplexe Macht- und Herrschaftsstruk-
turen, und ihre Verinderung wiirde an michtigen Institutionen riitteln.
Die Forderung nach Arbeitszeitverkiirzung ist immer ein Kampf zwischen
den Interessen von Unternehmen und Arbeit. Und der Imperativ der
Anerkennung beziehungsweise der Aufwertung reproduktiver Tdtigkei-
ten hinterfragt grundlegend die in Kultur, sozialer Praxis und Arbeit tief
eingeschriebenen Geschlechterverhiltnisse. Lange schien darum die Zeit
fir eine solche Zeitpolitik nicht reif zu sein.

Doch die Coronakrise indert vieles. Mittlerweile wissen wir wieder
um den Wert von sozialen Bindungen und Gemeinschaft. Nicht nur das
Coronavirus hat Menschen getdtet, sondern auch unsere Ignoranz, die
schuld daran ist, dass unser Gemeinwohl nicht gepflegt wurde. Und wir
haben wieder die Gewissheit, dass der Staat handlungsfihig ist und Politik
Gemeinwohlinteressen durchsetzen kann — wenn sie will sowie wo, wie
und gegen wen sie will.

Die vorhandenen Ressourcen miissen wir augenblicklich stirker fiir
unsere Daseinsvorsorge einsetzen. Die unzureichenden oder kaputtge-
sparten Gesundheitssysteme miissen darum so rasch wie méglich nach-
geriistet werden. Dann muss es darum gehen, mit massiven 6ffentlichen
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Infrastrukturinvestitionen eine moglichst universelle Daseinsvorsorge fiir
alle aufzubauen: Es braucht Investitionen in Gesundheit, Bildung, Be-
treuung und Pflege, Grundversorgung, Transport sowie eine Stirkung des
lindlichen Raums. Hier sind besonders die reproduktiven Titigkeiten in
Betreuung und Pflege aufzuwerten. All das geht nur durch Gemeinsinn.

Damit aus der Betroffenheit der vielen ein gemeinsames Projekt wer-
den kann, muss allen eine Verbesserung der Lebensqualitit in Aussicht
gestellt werden. Hier ist Zeitwohlstand gefragt. Er ist nicht moralisierend,
sondern erlaubt nach der Krise Wohlstandsgewinne fiir alle, er ist poli-
tisch und im Alltag leicht vermittelbar. Er richtet unsere Zukunft und
unseren Fortschritt stirker auf immaterielle — und somit ressourcenscho-
nendere — Ziele aus, ohne in Fundamentalopposition zu 6konomischen
Erfordernissen zu gehen. Sein Leitbild weicht nicht das Recht auf bes-
sere materielle Lebensbedingungen auf, sondern bietet der Mittelschicht
an, die eigene Lebensqualitit zu steigern, ohne durch ihren {iberdehnten
Ressourcenkonsum anderen Menschen — und zuletzt sich selbst — Ver-
besserungen zu verwehren.

Zeitwohlstand kénnte zum Lifestyle der nichsten Generationen wer-
den. Der Weltklimarat (ICPP) ist {iberzeugt, dass es fiir Leute mit hohem
soziobkonomischem Status ohne Weiteres moglich ist, ihre Emissionen zu
reduzieren und so zu »Trendsettern fiir einen kohlenstoffarmen Lebens-
stil« zu werden. Zehn bis 30 Prozent der Bevolkerung miissten mitma-
chen, damit sich neue gesellschaftliche Normen entwickeln.

Das hort sich machbar an! Wenn es uns heute gelingt, die richtigen
Lehren aus der Coronakrise zu ziehen — und die Klimakatastrophe abzu-
wenden.

Darum gilt jetzt: Coronazeit ist Wendezeit!

Leitplanken fiir Zeitwohlstand und nachhaltige Lebensstile:
+ Debatten iiber unser Verstindnis von Wohlstand
+ Einfuhrung aktiver Zeitpolitik als eigenes Politikressort

+ Finsatz des Indikators Zeit als zentrale Mafeinheit zur statistischen
Messung von Wohlstand; Begriindung einer Kultur des Zeitwohlstandes
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+ Geschlechtergerechte Verbesserung von Work-Life-Balance durch Auf-
wertung und Anerkennung von Betreuung, Schaffung von nicht kar-
rierchemmenden Eltern- oder Pflegezeiten, Ausbau 6ffentlicher Care-

Strukturen, Férderung von Mehrgenerationenhiusern
+ Soziale Kompetenzférderung und Zeitmanagement als Bildungsauftrag

+ Dolitik attraktiver machen durch niedrigschwellige Mitgliedschaften
und erfahrbare Teilhabe

+ Arbeitszeitverkiirzung als zentraler Hebel nachhaltigen Wirtschaftens

Wir haben keine Zeit mehr fiir den Wandel
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Schluss - mit Corona

Machen wir uns nichts vor: Nach der Krise ist vor der Krise. Die Schock-
wellen, mit der das Coronavirus gerade die Bruchstellen unserer Zeit zum
Krachen bringt, garantieren noch keine Verinderung. Doch die Voraus-
setzungen fiir einen Wandel sind so gut wie schon lange nicht mehr: Es
sind genug Ressourcen da, wir kénnen aus dem Vollen schépfen. Politik
und Staat sind erwacht und wieder durchsetzungsfihig. Corona zeigt uns
allen unsere kleinen und groffen Fehler und dariiber hinaus die Kontu-
ren unserer Zukunft. Die Pandemie wird zur Jahrhundertchance fiir eine
Zeitenwende.

Jetzt miissen wir uns nur noch trauen. Auf unsere »Natalitit« vertrauen,
die Hannah Arendt beim Menschen entdeckt hat. Also unsere »Gebiirt-
lichkeit«, unsere spezifische Freiheit im Anfangenkénnen. Die Fihigkeit,
als kreativ handelnde Akteur*innen eingespielte Pfade zu verlassen, gel-
tende Reaktionsweisen und -ketten aufler Kraft zu setzen und genuin
Neues hervorzubringen.

Dieses Neu—anfangen—Kbnnen, das im Zentrum von Hannah Arendts
Werk steht, ist ereignishaft, wie ein Einfall, ein Geschenk. Es ldsst sich
nicht plangemif} machen oder herstellen. Dieses Geschenk wurde uns
allen jetzt zuteil: durch Corona.

Neu anfangen!

Doch nicht jede/r fiir sich, was schnell zu einem »Jeder gegen jeden«
wird. Wandel ist meistens erfolglos, wenn er nur bei der/m Einzelnen
angesiedelt ist. Covid-19 kann nicht durch konzentriertes Denken, durch
Meditation, Yoga oder ein pandemisches Manifest besiegt werden.

Wir brauchen eine Allianz des Gemeinsamen.

Es bedarf Leitplanken und Institutionen, die die erforderlichen Verin-
derungen in der Wirtschaft, in der Politik, bei der Verteilung, der Versor-
gung und dem Konsum, in der Gesellschaft und in der Kultur diskutieren,
fordern, anleiten und — wo erforderlich — anschieben.

Schluss - mit Corona
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Politik und Staat sind wieder in Bewegung, aber sie suchen noch nach
der richtigen Entscheidung und dem richtigen Weg. Sie brauchen uns!

Das pandemische Manifest hat Berge tiberwunden, Mythen und Klein-
geister erlegt und einen Horizont aufgezeichnet.

Neun Schritte sind gemeinsam zu bewiltigen.

Die Reduzierung von Ungleichheit ohne Gleichmacherei; die Neube-
griindung einer freien und leistungsgerechten Gesellschaft; die Stirkung
unseres Gemeinwohls durch eine ehrliche Gemeinschaft; Zukunft schaf-
fen fir die Coronageneration; Demokratie systemrelevant machen; mit
nachhaltigem Wirtschaften zur zukunftsfesten Gesellschaft gelangen; statt
tiber Naturkatastrophen zu sinnieren, die Agrarwende anpacken und die
nichste Pandemie verhindern; mit internationaler Zusammenarbeit alle
sichern und — mit Zeitwohlstand gliicklich werden und genussvoll dem
Klimawandel trotzen.

Dann ist Schluss — auch mit Corona.

Der Weg ist gewiss miihselig, aber es ist wie im wirklichen Leben:
Solange wir ihn gemeinsam beschreiten, werden wir nicht nur fluchen
und schwitzen, sondern auch lachen und Spafd haben. Und uns am Ende
mit dem Erreichten besser fithlen. Nicht zu schnell mutlos werden!

Im Roman Die Stadt der Blinden des Literaturnobelpreistrigers José
Saramago wird eine zivilisierte Gesellschaft von einer sich rasch ausbrei-
tenden Blindheit befallen. Auf Hilflosigkeit folgen Verwahrlosung, Ver-
rohung, Anomie und Gewaltherrschaft. Die Epidemie endet, als die ersten
Blinden iiber eine gesellschaftliche Organisation nachzudenken beginnen,
die ihrem neuen Zustand gerecht wird.

Corona hat uns das Augenlicht nicht genommen.

Werden wir zu Sehenden!
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Die Corona-Krise wird haufig als Zeitenwende beschrieben. Zwei
Wege scheinen von nun an maéglich: Der eine iiberhéht den vor-
pandemischen Zustand als positiv besetzte Normalitat und dreht
das Rad zurtick. Doch wir kdnnen nicht zum Normalen zurtick.
Denn das Normale war das Problem.

Der andere Weg zieht Lehren aus der Pandemie und beginnt,
unser Zusammenleben neu auszubuchstabieren. Der Horizont ist
klar: Die Reduzierung von Ungleichheit ohne Gleichmacherei; die
Begriindung einer freien und leistungsgerechten Gesellschaft;
die Starkung unseres Gemeinwohls durch eine ehrliche Gemein-
schaft; Chancen schaffen fiir die Corona-Generation; Demokratie
systemrelevant machen; mit nachhaltigem Wirtschaften zur
zukunftsfesten Gesellschaft werden; die Agrarwende anpacken
und die ndchste Pandemie verhindern - und mit Zeitwohlstand
glicklich werden und genussvoll dem Klimawandel trotzen. Das
Manifest leuchtet diesen Weg aus!

Hans-Jiirgen Burchardt ist Professor fir Internationale Beziehun-
gen an der Universitat Kassel und fordert als Direktor des Maria
Sibylla Merian Center for Advanced Latin American Studies CALAS
den Ideenaustausch zwischen Nord und Sid.
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	Der wach geküsste Staat und sein Dornröschenschloss

	Mythos #6: Die Pandemie ruiniert unsere Wirtschaft
	Sechster Schritt: Gutes Klima für Arbeit und Mensch

	Mythos #7: Covid-19 ist eine Naturkatastrophe
	Siebter Schritt: Corona als Neustart für die Landwirtschaft

	Mythos #8: Corona wird im eigenen Land besiegt
	Achter Schritt: Niemand ist sicher, bis alle sicher sind

	Mythos #9: Wir haben keine Zeit mehr für den Wandel
	Neunter Schritt: Zeit als Schlüssel für die Zukunft
	Wem die Stunde schlägt – hohe Zeit für Zeitpolitik

	Schluss – mit Corona
	Gewissheiten und Inspirationen
	Back Cover



